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Deserteure, die Teilnahme an Kriegs-
verbrechen verweigern, müssen Asyl 
erhalten
www.connection-ev.de „Die Bundes-
regierung will den Asylanspruch von 
Soldaten fremder Streitkräfte, die sich 
Kriegsverbrechen verweigern und de-
sertieren, auf einen bloßen Papierti-
ger reduzieren“, so die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion die Linke Ulla 
Jelpke zur Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Kleine Anfrage (Drs. 
17/486). Jelpke weiter: Der 32 Jahre 
alte US-Bürger André Shepherd hat in 
Deutschland Asyl beantragt, nachdem 
er aus der US-Armee desertiert ist. 
Wie er haben Zehntausende von US-
Soldaten in den vergangenen Jahren 
den Kriegsdienst verweigert bzw. sind 
desertiert. Viele von ihnen, darunter 
auch Shepherd, suchen in Deutschland 
Zuflucht und berufen sich explizit dar-
auf, dass sie im Kriegseinsatz gezwun-
gen werden, Verbrechen zu begehen: 
Führung von Angriffskriegen, Ver-
wendung uranhaltiger Geschosse und 
von Chemiewaffen, gezielte Tötung von 
Zivilisten durch Bombardierungen. In 
den USA müssen sie mit Strafverfol-
gung rechnen. 

Doch die Bundesregierung weist die 
in unserer Anfrage genannten Berichte 
über Kriegsverbrechen der US- und 
anderer Nato-Armeen als bloße „Un-
terstellungen“ zurück und signalisiert 
damit, dass entsprechende Asylanträge 
von Soldaten unberechtigt seien. Das 
geschieht wohl auch aus Eigeninteresse, 
weil die Bundesregierung solchen Ver-
brechen ja durch ihre „Bündnistreue“ 
Beihilfe leistet. Immerhin räumt sie ein, 
dass Soldaten unter bestimmten Um-
ständen Schutz beanspruchen können. 
Etwa, wenn sie in ihren Heimatländern 
strafrechtlich belangt werden, weil 
sie Befehle zu Kriegsverbrechen oder 
schwere Straftaten verweigert haben. 
Genau deswegen solidarisiert sich die 
Linke mit Soldaten wie Shepherd und 
hält es für geboten, ihm Schutz zu ge-
währen. Die Linke ist der Ansicht, dass 
Deserteure, die sich imperialistischen 
Angriffskriegen verweigern, gewis-
senhaft und vorbildlich handeln. Die 
Anerkennung ihrer Tat, etwa durch die 
Gewährung eines Flüchtlingsschutzes, 
wäre ein sinnvolles Zeichen gegen krie-
gerische Gewalt.

Reform der Pflegeversicherung
www.ftd.de, 15.1. alk. Die „Financial 
Times Deutschland“ teilt in einem 
Artikel mit, dass die privaten Kran-
kenversicherer bei einer Reform der 
Pflegeversicherung „ein Riesenge-
schäft wittern“. Der Plan der Regie-
rung Merkel-Westerwelle, wie er auch 
im Koalitionsvertrag festgeschrieben 

ist: Alle Versicherten müssen eine ob-
ligatorische kapitalgedeckte Zusatz-
deckung abschließen. Die Einnahmen 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
werden aufgrund der Alterung der Ge-
sellschaft und steigender Ausgaben 
künftig nicht mehr reichen, davon geht 
die Regierung aus. Diese Zusatzpolicen 
sollen für Erwerbstätige und Rentner 
verpflichtend sein, anders als die Ries-
ter-Ergänzung für die Rente. 

Bisher gilt in der gesetzlichen Pflege-
versicherung das Umlageverfahren. Die 
Versicherten zahlen einkommensab-
hängige Beiträge in die Pflegekassen der 
gesetzlichen Krankenkassen. Dieses 
Geld fließt in die Versorgung der aktuell 
Pflegebedürftigen. Jetzt soll jeder eine 
private Zusatzpolice abschließen, bei 
der Kapital für später angespart wird. 

Noch ist nicht entschieden, ob der 
Beitrag prozentual vom Gehalt oder als 
Pauschale berechnet werden soll. 

Bei den privaten Krankenversicher-
ern (PKV) stoßen die Regierungspläne 
auf große Zustimmung. Sie bieten be-
reits Pflegezusatzpolicen an und wit-
tern ein großes Geschäft. 

Aber die gesetzlichen Krankenver-
sicherer sehen ebenfalls Geschäfts-
möglichkeiten. Sie stellen sich als die 
moralisch besseren Kassen dar: „Ein 
möglicher ,Pflege-Riester‘ sollte über 
nicht gewinnorientierte Institutionen 
wie die Pflegekassen organisiert wer-
den“, sagt ein Sprecher des AOK-Bun-
desverbands. „Nur so kann sicherge-
stellt werden, dass der Kapitalertrag 
ausschließlich in die Leistungen der 
Pflegeversicherung fließt, ohne dass 
noch Gewinne für die privaten Ver-
sicherungsunternehmen abgezweigt 
werden müssen.“ 

Die privaten Kassen dagegen argu-
mentieren gegen die immer vorhande-
ne Begehrlichkeit des Staates: „Es ist 
wichtig, den Kapitalstock für die Pflege 
vor einem möglichen Zugriff des Staa-
tes zu schützen“, sagt Volker Leienbach, 
Direktor des PKV-Verbands. 

Im Jahr 2010 kämpft die EU gegen 
die Armut
www.2010againstpoverty.eu. 7.2. hav. 
Vor zehn Jahren haben sich die Staats- 
und Regierungschefs der EU verpflich-
tet, „die Beseitigung der Armut bis 
2010 entscheidend voranzubringen“. Im 
Oktober 2008 haben das Europäische 
Parlament und der Rat auf Vorschlag 
der Europäischen Kommission den 
Beschluss zur Ausrufung des Europä-
ischen Jahres erlassen. Das ist wohl auch 
notwendig, denn fast 80 Millionen Men-
schen in der EU – das sind 17 Prozent – 
leben unterhalb der Armutsgrenze und 
sind bei Arbeit, Bildung, Wohnen, sozi-
alen und finanziellen Dienstleistungen 
ernsthaft benachteiligt. Das ist eine 
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ernüchternde Analyse der Tätigkeit der 
EU-Gremien, die ja beschlossen hatte, 
bis 2010 die Bekämpfung der Armut 
„entscheidend voranzubringen“. Nun 
haben wir 2010 und die EU-Kommis-
sion ruft das „Europäische Jahr zur 
Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung“ aus. Was in den vergan-
genen zehn Jahren versäumt wurde, 
soll nun in einem Jahr erledigt werden. 
Das da aber nicht viel zu erwarten 
ist, zeigen die finanziellen Mittel die 
für die Bekämpfung der Armut in Eu-
ropa zur Verfügung gestellt werden. 
Insgesamt 17 Millionen Euro stehen 
zur Verfügung, um „Sensibilisierungs-
kampagnen“ auf europäischer und na-
tionaler Ebene sowie mehrere Hundert 
nationale Projekte zu fördern, die sich 
an den jeweiligen Prioritäten der Teil-
nehmerländer ausrichten. Die Infor-
mationskampagne zum Europäischen 
Jahr umfasst unter anderem einen 
Journalistenwettbewerb, ein Kunst-
projekt und zwei „Schwerpunktwo-
chen“ im Mai und im Oktober, in denen 
EU-weit zahlreiche nationale Veran-
staltungen durchgeführt werden. Zum 
Ende des Jahres findet im Rahmen der 
belgischen EU-Präsidentschaft am 17. 
Dezember eine Abschlusskonferenz in 
Brüssel statt. In Deutschland wird das 
Europäische Jahr 2010 vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 
gestaltet. Die Auftaktveranstaltung 
findet am 25. Februar 2010 in Berlin 
statt. Website zum Europäischen Jahr: 
www.2010againstpoverty.eu.

Europäischer Gerichtshof zum 
deutschen Kündigungsschutz
http://curia.europa.eu. rog Nach dem 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) vom 18. Januar müssen im 
deutschen Kündigungsrecht die gül-
tigen Fristen geändert werden, da sie 
eine Diskriminierung aus Gründen 
des Alters darstellen. Im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) sind die Kündi-
gungsfristen festgelegt, die mit der 
Betriebszugehörigkeit wachsen, aber 
auch einen Schwellenwert bezüglich 
des individuellen Alters festlegen. Erst 
die Beschäftigungszeiten ab dem 25. 
Lebensjahr kommen unter Berücksich-
tigung. Geklagt hatte eine 28-jährige 
Beschäftigte, die nach zehn Jahren Be-
triebszugehörigkeit einen Monat Kün-
digungsfrist hatte. Wäre die gesamte 
Beschäftigungszeit berechnet worden, 
hätte die Kündigungsfrist vier Monate 
betragen. Das grundsätzliche Verbot 
der Diskriminierung ergibt sich aus 
der EU-Antidiskriminierungsrichtli-
nie des Jahres 2000, die in ihrer Gänze 
2006 in der BRD in nationales Recht 
überführt wurde. Das EuGH wertet 
die Antidiskriminierungsrichtlinie 
als zu den „allgemeinen Grundsät-
zen des Unionsrechts“ gehörig. Solche 
allgemeinen Grundsätze sind auch in 

Privatstreitigkeiten anzuwenden und 
führen zur Unanwendbarkeit einer 
diskriminierenden Vorschrift, auch 
wenn es sich um das BGB handelt. Die 
nationalen Gerichte haben nach dem 
Urteil des EuGH „die volle Wirksam-
keit des Unionsrechtes“ zu gewähr-
leisten. (EuGH C-555/07; http://curia.
europa.eu) 

Westmächte wollen zu Sanktionen 
gegen Iran übergehen 
FAZ, 9.2. maf. Die Nato-Mächte zei-
gen sich entschlossen, eine Atom-Be-
waffnung des iranischen Staates zu 
unterbinden. Die Obama-Administra-
tion arbeitet nach eigenem Bekunden 
an einem Szenario von Sanktionen. 
Welche Maßnahmen im Einzelnen er-
griffen werden sollen, ist derzeit nicht 
bekannt. Es gibt viele Möglichkeiten, 
Iran von den Vorteilen des interna-
tionalen Austausches auszuschließen. 
Solche Maßnahmen, mögen sie nun den 
wirtschaftlichen Austausch, den Per-
sonenverkehr, den Zugang zu internati-
onalen Finanzierungen, oder auch den 
Kulturaustausch treffen ein Land, das 
in einem doppelten Sinne nicht stabil 
ist. Die von der Verfassung garantierte 
Möglichkeit der Ablösung einer Re-
gierung durch eine Opposition wurde 
nach den Wahlen im letzten Jahr fak-

tisch außer Kraft gesetzt. Wenn frag-
lich ist, ob erforderliche Korrekturen 
unter den bestehenden Machtverhält-
nissen möglich sind, folgt politische 
Instabilität. Iran zeigt sich aber auch 
in der Weltpolitik als Kraft der Desta-
bilisierung. Am deutlichsten wird das 
wohl in der Politik gegenüber Israel, die 
über bloße Nicht-Anerkennung hinaus 
Kräfte unterstützt, die diesen Staat 
mit Waffen angreifen, um ihn letztlich 
zu zerstören. Die Verstrickung Irans 
in diesen Konflikt wirft die Frage auf, 
ob eine Atombewaffnung, so wie bei 
anderen Staaten, die sich dies Mittel 
auf geraden und krummen Wegen ver-
schafft haben, als Mittel der strate-
gischen Defensive funktionieren wür-
de. Die von den USA angekündigten 
Sanktionen bedeuten einen Einstieg 
in ein Kriegsgeschehen, denn Sank-
tionen müssen durchgesetzt werden, 
zu Wasser, zu Lande, in der Luft, im 
internationalen Datenverkehr. Anders 
als ein Militärschlag, der eine militä-
rische Antwort herausfordert, können 
Sanktionen auch als Bestandteil eines 
Verhandlungsszenarios funktionieren. 
Wie durchlässig die Grenzen zwischen 
„Sanktionen“ und „Militärschlag“ ver-
läuft zeigt die Beunruhigung, mit der 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 9.2. auf eine Veröffentlichung in 
der Online-Ausgabe der Welt reagiert.
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Christian Thielemann spricht über
seine neue, starke Braut, die
Dresdner Staatskapelle, die Zumu-
tungen des Kulturbetriebs und Beet-
hoven als tägliches Brot. Seite 32

Steinbrück wollte die Kavallerie
schicken, aber erst die CD-Affäre
holt das Schlechteste aus den
Schweizern raus: Jetzt schwingen
sie die Auschwitz-Keule. Seite 31

Er steht früh auf und philosophiert,
wenn andere noch nicht wach sind:
Der Verleger Hubert Burda wird
siebzig. Sein Freund, der Dichter Mi-
chael Krüger, gratuliert. Medien 33

In seinem neuen autobiographi-
schen Roman „Sommer des Lebens“
geht der Literaturnobelpreisträger
J. M. Coetzee mit seinem Künstler-
tum hart ins Gericht. Seite 30

 PARIS, 8. Februar
Ob da tatsächlich noch eine Station na-
mens Sehnsucht kommt, wo eine etwas
nervöse Frau aussteigt, ob überhaupt eine
Straßenbahn bis in dieses ortlose Unge-
fähr aus Ehebett, Glaswänden, Klo und
Kegelbahn gelange, erscheint zunehmend
fraglich im Pariser Odéon-Theater. Eher
hat man es wohl mit einer der zahlreichen
Fiktionen von Blanche Du Bois zu tun, der
Frau, die hier nicht zu Fuß von der Halte-
stelle kommt, sondern in einer Striptease-
vitrine hereingefahren wird. Mit krampf-
haften Zuckungen fingert sie am eigenen
Körper herum und lallt, offensichtlich
schon hochgradig alkoholisiert, wirres
Zeug vom Muschelsammeln am Strand.

Das Wiedersehen mit ihrer lang nicht
gesehenen Schwester Stella klingt über
die Lautsprecherverstärkung entrückt wie
ein Marsmenschengespräch. Dem ihr bis-
her unbekannten Schwager Stanley
Kowalsky blickt Blanche dann zwar kurz
ins Angesicht, bevor er pinkeln geht –
„Zwanglosigkeit ist unsere Devise“ – und
bevor Blanche selbst dann, kaum ist er fer-
tig, zum Klo stürzt: „Ich glaub’, ich muss
mich übergeben.“

Dieses Klo zumindest hätte ja den fes-
ten Anhaltspunkt ergeben können für die
komplizierte Raumflucht der Wohnung in
diesem Stück „Endstation Sehnsucht“, wo
die Straße samt Bahntrasse durchs Zim-
mer zu führen scheint und die Figuren
stets doppelt auftreten, zuerst draußen,
dann drinnen. Doch nichts dergleichen.
Der Regisseur Krzysztof Warlikowski
macht das mit der Simultanprojektion der
Szenen per Video und rückt so das ganze
Geschehen von Anfang an in die Projekti-
onswelt von Blanches Delirium. Statt in

der schäbigen Enge ihrer Schwester und ih-
res Schwagers sich wund zu stoßen, zieht
die Mythomanin das ganze Interieur samt
Badewanne wie einen Kometenschweif
mit sich fort ins Reich ihrer Phantome.

Wo der bodenständig leidenschaftliche
Haushalt Stanleys und Stellas bei Tennes-
see Williams durch die Ankunft von
Blanche sich ächzend ins Neurotische

bläht, spannt bei Warlikowski sich sofort
ein pathologischer Spekulationshorizont
auf. Mit Musik- und Texteinlagen von Pla-
ton und Sophokles bis Flaubert, Oscar
Wilde, Coluche ziehen die Figuren beim
Sprechen immerfort Fäden ins Allgemei-
ne, wie der etwas simple Mitch mit seinem
Kaugummi es tut, wenn er stumm in der
Runde sitzt und von Blanche auch nichts
mehr wissen will.

Die ambitionierte internationale Kopro-
duktion, die nach der Premiere in Paris
auch in Warschau, Berlin, Amsterdam, Lu-
xemburg, Genf zu sehen sein wird, versam-
melt ein halbes Dutzend großartiger
Schauspieler zu einer Nummernrevue der
schizophrenen Selbstvermehrung. Isa-
belle Huppert schlüpft von Yves-Saint-
Laurent- in Christian-Dior-Kostüme und
fächert die Erscheinung der Blanche Du
Bois im Bad, unterm Bett, in der Disco

zum grandiosen Panorama des Lallens, Sti-
chelns, Schreiens, rhetorischen Zwit-
scherns auf, hart an die Grenze des noch
Ertragbaren. Doch was vermag diese
Akrobatik eines verwirrten Selbst, wenn
sie sich im leeren Raum bewegt und auf
keine Gegenwelt trifft? Selbst das soziale
Gefälle vom Familiengut „Belle Rêve“,
das Blanche verspielt hat, zum Milieu des
kulturlosen Schwagers ist so flach wie die
Kegelbahn, auf der dieser mit seinen Kum-
panen gern spielt.

Der polnische Schauspieler Andrzej
Chyra steuert zwar die Figur Stanley
Kowalskys geschickt am Klischee des Vul-
gären vorbei und klatscht seiner Frau das
mitgebrachte Fleisch in einer erstaunli-
chen Mischung aus Brutalität und Zärtlich-
keit aufs Auge. Florence Thomassin
strahlt als Stella mit der Unbeirrbarkeit ei-
nes inneren Glücks über die Stürme hin-
weg und lässt die Figur doch nie zum Haus-
mütterchen absinken. Renate Jett rundet
die Rolle der Nachbarin Eunice mit einem
schönen Musikprogramm auf. Sie alle ste-
hen aber zu sehr im Sog von Isabelle Hup-
perts Blanche, als dass sie eine eigene Rea-
lität aufbauen könnten. Ihre Beziehungen
untereinander bleiben so vage wie ihre Ho-
roskope, die Blanche am Esstisch auf ih-
rem Laptop abruft.

„Un Tramway“ heißt das von Wajdi
Mouawad neu übersetzte Stück in dieser
Aufführung ganz schlicht: angeblich aus
rechtlichen Gründen wegen der stark ge-
kürzten Spielfassung, in Wirklichkeit aber
vielleicht auch, um zu suggerieren, der auf
der Bühne vor- und zurückfahrende Glas-
flur mit Spülbecken und Bad sei schon der
neue Triebwagen, der an der Endstation
nicht mehr hält. Jedenfalls geht Blanche
am Schluss nicht am Arm des Asylarztes
ihrer neuen Wahnvorstellung entgegen,
sondern läuft einsam in die Kamera, bis
ihr Gesicht sich grobkörnig auflöst. Und
Stella weint ihr nicht einmal nach. Sie
winkt bloß mit ihrem Baby auf dem Arm
im Kreis der Familie den auf einer Later-
na magica vorbeiziehenden Bildern zu,
als wäre ihre Schwester auch nur ein sol-
ches Traumbild gewesen. Ein Normal-
leben, das den Wahn verabschiedet? Dem
wäre dieser Haushalt Stellas und Stanleys
gar nicht gewachsen. Der Regisseur hat
vergessen, ihm die nötige Wirklichkeit
einzuräumen.   JOSEPH HANIMANN

Woher nur dieser Hass?

Musik braucht kein Botox

Er hat alles im Kopf

Ist er ein Großer?

Elizabeth Chen hat Tetraeder so
dicht wie nie zuvor gepackt

Geisteswissenschaften: Die
Selbsterleuchtung des Dr. Benn

Ich lag und sann, da kamen Kram-Gedanken.
Natürlich ist es recht, den Kram im Kopf zu haben.
So hältst die Sterne du in ihren Bahnen.
Statt aus der Welt heraus zu existieren
und fremd zu sein wie dir mehr als den Tieren.
Laß deinen Kram wie Himmelskörper strahlen
und denke dir zum Abschluß Brombeerranken.

Heute

D aniel Pipes hat endlich wahrge-
macht, was unlängst in einem

Blog gefordert wurde: „Islamkritik
muss militant werden.“ Pünktlich zum
Beginn der Münchner Sicherheitskon-
ferenz veröffentlichte Pipes in der On-
line-Ausgabe der „Welt“ einen Debat-
tenbeitrag, der für eine schnelle und
unbürokratische, nun wirklich militan-
te Lösung warb: „Barack Obama sollte
den Iran bombardieren.“ Man wusste
nicht recht, welchen Reim man sich
darauf machen konnte. Zu vieles klang
in dem Artikel nach Satire, vor allem
die Überlegung, dass der Präsident
seine miserablen Umfragewerte doch
mit der gebotenen Entschlossenheit
schnell wieder aufbessern könne. Oba-
ma brauche, so Pipes, „eine dramati-
sche Geste, um seine öffentliche Wahr-
nehmung als Leichtgewicht, Stümper,
Ideologe zu verändern, vorzugsweise
in einer Arena, wo der Einsatz hoch
ist, wo er die Führung übernehmen
und wo er die Erwartungen übertref-
fen kann“. Eine stabile Mehrheit der
Amerikaner bevorzuge die Anwen-
dung von Gewalt schon jetzt. Obama
könne zwei Fliegen mit einer Klappe
schlagen: Mit einem Angriff schütze er
die Heimat und sende Amerikas Freun-
den und Feinden „eine Botschaft“. Nur
müsse die Chance auch genutzt wer-
den: „So, wie die Iraner ihre Verteidi-
gung verbessern und der Waffenher-
stellung näher kommen, schließt sich
das Zeitfenster.“ Aber die satirische
Lesart – als habe ein Radikalpazifist
durch verzerrende Übertreibung die
Anliegen der Kriegspartei desavouie-
ren wollen – lässt sich nicht halten.
Daniel Pipes ist einer der profiliertes-
ten Islamkritiker, zur Solidarität mit
dem niederländischen Rechtspopulis-
ten Geert Wilders hat er noch kürzlich
aufgerufen. Wer indes den Artikel ges-
tern auf „Welt Online“ suchte, erhielt
nur eine lakonische Mitteilung: „Mögli-
cherweise sind Sie einem falschen
oder veralteten Link gefolgt, oder Sie
haben sich bei der Eingabe der URL
vertippt.“ Nein, niemand hatte sich ver-
tippt. Nur scheinen kleinliche Beden-
kenträger auch bei der „Welt“ Angst
vor der eigenen Courage bekommen
zu haben. Die „explizite Zuspitzung“,
so teilte der Verlag gestern auf Anfrage
mit, sei „über die vertretbare Form
der üblichen Meinungsäußerung“ deut-
lich hinausgegangen und „redaktionell
nicht vertretbar“. Es gibt ja immer
noch den Paragraphen 80 des Strafge-
setzbuches, der die Vorbereitung eines
Angriffskrieges mit einer Freiheitsstra-
fe nicht unter zehn Jahren bedroht. Re-
form wäre auch hier das Gebot der
Stunde.   L.J.

Elke Erb

Idyll

Morgen in
Natur und Wissenschaft

Dr. Seltsam Pipes

I ch, das sei ein anderer, schrieb der
Dichter Arthur Rimbaud 1871 an sei-
nen Französischlehrer Georges Izam-

bard, und dass man eigentlich nicht
mehr sagen dürfe: „ich denke“, sondern
nur noch: „Man denkt mich.“ – „Und
Schande über die Ahnungslosen, die
über Dinge plappern, von denen sie
nicht das Geringste verstehen!“ Da war
er sechzehn.

Helene Hegemann ist siebzehn, und
sie hat einen Roman geschrieben, der
von vielen Dingen sehr viel versteht:
vom Leben, vom Dichten, von Drogen,
vom Sex, von der Verzweiflung, von der
Todessehnsucht und der Mädchenliebe.
Sie ist bewundert und gefeiert worden
für „Axolotl Roadkill“, aber nun zeigt
sich, dass die Sätze ihres Buches nicht
ihre eigenen sind, jedenfalls nicht ganz.
Dass sie von Erfahrungen berichten, die
Helene Hegemann gar nicht selbst ge-
macht haben kann, weil sie beispielswei-
se für den bekannten Berliner Techno-
Club „Berghain“, in den man erst mit ein-
undzwanzig hineinkommt, zu jung ist.
Dass das Ich ihres Romans, zumindest,
was diese Erfahrungen betrifft, eine an-
dere ist, genauer: ein anderer.

Dieser andere verbirgt sich hinter dem
Pseudonym Airen. Seit längerem
schreibt Airen einen Blog über seine
Erlebnisse in der Techno-Subkultur der
Hauptstadt bei wordpress.com, und im

vergangenen Jahr hat er im Berliner
SuKuLTur-Kleinverlag seinen ersten Ro-
man veröffentlicht: „Strobo“ (Mit einem
Nachwort von BOMEC. Herausgegeben
von alle3. 170 S., br., 17,– €). Darin geht
es um vieles, von dem auch Hegemann
erzählt, um Drogen, Sex und das bittere
Erwachen aus dem Rausch, um Schwu-
lenclubs, Bordelle und nicht zuletzt im-
mer wieder um das „Berghain“. Mittler-
weile ist klar, dass Hegemann wesentli-
che Passagen ihres Buches, die von dem
Techno-Club, vom Drogen- und Tablet-
tenkonsum und den damit verbundenen
Wahrnehmungen handeln, von Airen
übernommen oder sich zumindest anver-
wandelt hat (F.A.Z. vom 8. Februar). Die
Autorin selbst hat das durch eine nachge-
reichte Danksagung anerkannt.

Aber Airens Buch, das bei seinem Er-
scheinen nicht den Bruchteil jener öffent-
lichen Begeisterung erregte, die Helene
Hegemann mit ihrem Debütroman ausge-
löst hat, handelt nicht nur von Exzessen
und Abstürzen. Es erzählt vor allem von
einer Existenz, in der man einen ganz

klassischen Typus erkennen kann, den
Phänotyp des todessüchtigen und lebens-
untüchtigen jungen Dichters, wie er seit
den Tagen des „Sturm und Drang“ und
der Frühromantik durch die abendländi-
sche Literatur geistert. Der unglückliche
Hölderlin war ein solches Exemplar, und
natürlich war es auch Rimbaud, der mit
sechzehn aus Charleville zur Pariser
Kommune ging, um endlich die „Entrie-
gelung der Sinne“ zu erleben, der eine
tragische Affäre mit seinem älteren Dich-
terkollegen Verlaine erlebte und als Waf-
fenhändler in Ostafrika endete, nach-
dem er mit zwanzig sein Lebenswerk ab-
geschlossen hatte.

Im einundzwanzigsten Jahrhundert
nährt sich ein derartiges Radikalgenie
natürlich nicht mehr von freier Liebe
und Absinth, sondern von Whisky, Mari-
huana, Aufputsch- und Beruhigungsmit-
teln aller Art, und Airens Buch macht
aus der „Polytoxikomanie“, wie es ein-
mal heißt, seines Ich-Erzählers auch kei-
nen Hehl. Aber unter der Kruste aus
nächtlichen Räuschen, schnellem und
wahllosem Sex mit Männern und Frauen
und den darauf folgenden Zusammenbrü-
chen geht es auch in „Strobo“ um die
uralten Fragen eines Künstlerlebens.

Denn der junge Mann, der bei Airen
tagsüber ein Praktikum in einer großen
Berliner Unternehmensberatung macht
(wie auch der Autor selbst im Jahr 2006)
und nachts im „Berghain“ und anderswo
durch die Ekstase des Ichverlusts tau-
melt, wünscht sich insgeheim nichts
sehnlicher, als aus seinem Albtraum auf-
zuwachen. Jemanden lieben zu können,
egal ob Frau oder Mann. Ich zu sein, kein
anderer mehr. An einer Stelle des Bu-
ches ist vom „Schutzschild der Hoff-
nungslosigkeit“ die Rede, hinter der sich
der Held verschanzt. Wie in allen Genie-
romanen gibt es am Ende zwei Möglich-
keiten: Entweder der Jüngling legt den
Schutzschild ab und betritt die Realität,
oder er geht hinter ihm zugrunde.

Dass sich Helene Hegemann bei Airen
(sowie bei Salinger, Kerouac, Rolf Dieter
Brinkmann, Rimbaud und anderen po-
ètes maudits) bedient hat, ist klar. Interes-
sant ist, was sie aus dem Gefundenen
und Gelesenen macht. Denn die sieb-
zehnjährige Dichterin ist zwar an Jahren
jung, aber in professioneller Hinsicht
eine Veteranin. Sie steht am Ende einer
langen Tradition des Jungseins in der Li-
teratur. Und sie bedient sich aus dieser
Tradition, wo sie nur kann. Sie zapft
fremde Erfahrungen an, sie sammelt
und exzerpiert, sie durchforscht das In-
ternet nach Texten zu ihrem Thema. Sie
zitiert sogar, wenn es ihr passt, den Kir-
chenvater Eusebius von Cäsarea: „Wehe
dem, der die Hölle jetzt für lächerlich
hält und die Hölle erst an sich selbst er-
fahren muss, ehe er an sie glaubt.“

Das Einzige, was die kluge Dichterin
Hegemann versäumt hat, ist der Nach-
weis der Quellen, aus denen ihre Selbst-
erfahrungsprosa strömt. Und damit sind
wir am neuralgischen Punkt der Plagiats-
debatte um „Axolotl Roadkill“. Denn na-
türlich hätte sich Helene Hegemanns Ro-
man nicht halb so gut am Markt und in
den Feuilletons plazieren können, wenn
er nur als Talentprobe einer formbewuss-
ten, literarisch versierten Debütantin auf-
getreten wäre. Nein, dieses Buch musste
der Notschrei eines blutjungen Original-
genies sein, ein poetisches Protokoll aus
den wildesten Ecken des Hauptstadtle-
bens. Aber weder Helene Hegemann
noch der Mann, der sich Airen nennt,
hat die Gattung neu erfunden. Sie zitiert
ihn, und er zitiert Benn, Burroughs und
Jünger, ebenfalls ohne Fußnote.

Dennoch hat Hegemann vor Airen ei-
nen entscheidenden Vorsprung. Keinen
altersmäßigen, sondern einen literari-
schen. „Strobo“ ist eine gleichmäßig da-
hinfließende Litanei, deren Grellheiten
auf die Dauer etwas Lähmendes haben.
„Axolotl Roadkill“ dagegen erzählt eine
Geschichte. Die Figur, die Hegemann
entwirft, gewinnt mit jeder Seite an Kon-
tur, während Airens Jüngling verschwom-
men bleibt – auch wenn seine Erfahrun-
gen echt sind und die der Hegemann-Hel-
din abgekupfert. Denn in der Literatur
geht es nicht um das Leben, das in die Bü-
cher fließt. Sondern um das, was aus ih-
ren herausströmt. ANDREAS KILB

Die siebzehnjährige Berliner Autorin
Helene Hegemann hat sich angesichts
der Vorwürfe, in ihrem Roman „Axolotl
Roadkill“ allzu deutliche Anleihen bei
dem Blog des „Strobo“-Autors Airen ge-
nommen zu haben (F.A.Z. vom 8. Febru-
ar), für ihr „egoistisches und gedanken-
loses Verhalten“ entschuldigt: „Obwohl
ich meinen Text und mein Prinzip voll
und ganz verteidige, entschuldige ich
mich dafür, nicht von vorneherein alle
Menschen entsprechend erwähnt zu
haben, deren Gedanken und Texte mir
geholfen haben.“

Der Berliner SuKuLTuR Verlag, bei
dem Airens Roman „Strobo“ erschienen
ist, hat sich derweil mit einer eigenen Er-
klärung in die Debatte eingeschaltet. Es
gehe hier keineswegs „um Remix-, Sam-

ple- und Zitatkultur, ein postmodernes
Vexierspiel und intertextuelle Verwei-
se“. Man habe es hier nicht mit einem
Roman von Thomas Meinecke oder Ita-
lo Calvino zu tun. Auch Rainald Goetz
protokolliere Gespräche mit Freunden,
aber er schreibe sie nicht aus anderen
Büchern ab.

„Natürlich muss Helene Hegemann
nicht Heroin nehmen, um über das He-
roinnehmen zu schreiben“, heißt es in
der Erklärung. „Wenn man einen Roman
über das Mittelalter schreibt, muss man
auch nicht ins Mittelalter reisen. Aber
man darf nicht einfach aus anderen Mit-
telalterromanen abschreiben. Und dabei
spielt es auch keine Rolle, ob man aus ei-
nem Blog oder einem Buch oder von ei-
ner CD-Hülle abgeschrieben hat. Wir
nennen das ,sich mit fremden Federn
schmücken‘. Die Federn gehören dem
Schriftsteller Airen.“ Dieser wiederum
teilt mit, er stünde derzeit für Interviews
nicht zur Verfügung. F.A.Z.

In einer Online-Petition haben irani-
sche Schriftsteller und Literaturkriti-
ker darauf aufmerksam gemacht, dass
in der Islamischen Republik Iran
zunehmend auch politisch nicht akti-
ve Schriftsteller verhaftet und unter
Generalverdacht gestellt werden. Die
Willkür des Regimes mache das
Schicksal des Teheraner Schriftstel-
lers und Literaturkritikers Khalil Dor-
manki deutlich: Khalil Dormanki wur-
de während der Aschura-Feiern am
27. Dezember 2009 in Teheran verhaf-
tet. Seither sitzt er im Evin-Gefängnis.
Er habe sich stets auf seine Arbeit als
Schriftsteller konzentriert und sei
nicht als Aktivist in Erscheinung getre-
ten, sagt die iranische Lyrikerin Pegah
Ahmadi, die seit September 2009 in
Frankfurt lebt. Zu den Unterzeich-
nern gehört auch der bekannte Schrift-
steller Reza Baraheni, Jahrgang 1935,
der seit vielen Jahren in Kanada im
Exil ist.  swka

Mehr als diese Zeichnung möchte Airen
nicht von sich preisgeben. Foto Verlag

Entriegelung
der Sinne

Fremde Federn
SuKuLTuR Verlag über Hegemann

Iranische Willkür
Petition für verhafteten Autor

Letzte Station vor der Sehnsucht
Krzysztof Warlikowski verkürzt in Paris Tennessee Williams auf Isabelle Huppert

Vom „poète maudit“
zur verfluchten Poetin:
Die junge Autorin
Helene Hegemann
hat sich von dem
Roman „Strobo“ des
Bloggers Airen inspi-
rieren lassen. Was
taugt die Vorlage?

Ist alles nur eine Projektion ihres Deliriums? Isabelle Huppert als Blanche Du Bois  Foto Pascal Victor/Artcomart
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Christian Thielemann spricht über
seine neue, starke Braut, die
Dresdner Staatskapelle, die Zumu-
tungen des Kulturbetriebs und Beet-
hoven als tägliches Brot. Seite 32

Steinbrück wollte die Kavallerie
schicken, aber erst die CD-Affäre
holt das Schlechteste aus den
Schweizern raus: Jetzt schwingen
sie die Auschwitz-Keule. Seite 31

Er steht früh auf und philosophiert,
wenn andere noch nicht wach sind:
Der Verleger Hubert Burda wird
siebzig. Sein Freund, der Dichter Mi-
chael Krüger, gratuliert. Medien 33

In seinem neuen autobiographi-
schen Roman „Sommer des Lebens“
geht der Literaturnobelpreisträger
J. M. Coetzee mit seinem Künstler-
tum hart ins Gericht. Seite 30

 PARIS, 8. Februar
Ob da tatsächlich noch eine Station na-
mens Sehnsucht kommt, wo eine etwas
nervöse Frau aussteigt, ob überhaupt eine
Straßenbahn bis in dieses ortlose Unge-
fähr aus Ehebett, Glaswänden, Klo und
Kegelbahn gelange, erscheint zunehmend
fraglich im Pariser Odéon-Theater. Eher
hat man es wohl mit einer der zahlreichen
Fiktionen von Blanche Du Bois zu tun, der
Frau, die hier nicht zu Fuß von der Halte-
stelle kommt, sondern in einer Striptease-
vitrine hereingefahren wird. Mit krampf-
haften Zuckungen fingert sie am eigenen
Körper herum und lallt, offensichtlich
schon hochgradig alkoholisiert, wirres
Zeug vom Muschelsammeln am Strand.

Das Wiedersehen mit ihrer lang nicht
gesehenen Schwester Stella klingt über
die Lautsprecherverstärkung entrückt wie
ein Marsmenschengespräch. Dem ihr bis-
her unbekannten Schwager Stanley
Kowalsky blickt Blanche dann zwar kurz
ins Angesicht, bevor er pinkeln geht –
„Zwanglosigkeit ist unsere Devise“ – und
bevor Blanche selbst dann, kaum ist er fer-
tig, zum Klo stürzt: „Ich glaub’, ich muss
mich übergeben.“

Dieses Klo zumindest hätte ja den fes-
ten Anhaltspunkt ergeben können für die
komplizierte Raumflucht der Wohnung in
diesem Stück „Endstation Sehnsucht“, wo
die Straße samt Bahntrasse durchs Zim-
mer zu führen scheint und die Figuren
stets doppelt auftreten, zuerst draußen,
dann drinnen. Doch nichts dergleichen.
Der Regisseur Krzysztof Warlikowski
macht das mit der Simultanprojektion der
Szenen per Video und rückt so das ganze
Geschehen von Anfang an in die Projekti-
onswelt von Blanches Delirium. Statt in

der schäbigen Enge ihrer Schwester und ih-
res Schwagers sich wund zu stoßen, zieht
die Mythomanin das ganze Interieur samt
Badewanne wie einen Kometenschweif
mit sich fort ins Reich ihrer Phantome.

Wo der bodenständig leidenschaftliche
Haushalt Stanleys und Stellas bei Tennes-
see Williams durch die Ankunft von
Blanche sich ächzend ins Neurotische

bläht, spannt bei Warlikowski sich sofort
ein pathologischer Spekulationshorizont
auf. Mit Musik- und Texteinlagen von Pla-
ton und Sophokles bis Flaubert, Oscar
Wilde, Coluche ziehen die Figuren beim
Sprechen immerfort Fäden ins Allgemei-
ne, wie der etwas simple Mitch mit seinem
Kaugummi es tut, wenn er stumm in der
Runde sitzt und von Blanche auch nichts
mehr wissen will.

Die ambitionierte internationale Kopro-
duktion, die nach der Premiere in Paris
auch in Warschau, Berlin, Amsterdam, Lu-
xemburg, Genf zu sehen sein wird, versam-
melt ein halbes Dutzend großartiger
Schauspieler zu einer Nummernrevue der
schizophrenen Selbstvermehrung. Isa-
belle Huppert schlüpft von Yves-Saint-
Laurent- in Christian-Dior-Kostüme und
fächert die Erscheinung der Blanche Du
Bois im Bad, unterm Bett, in der Disco

zum grandiosen Panorama des Lallens, Sti-
chelns, Schreiens, rhetorischen Zwit-
scherns auf, hart an die Grenze des noch
Ertragbaren. Doch was vermag diese
Akrobatik eines verwirrten Selbst, wenn
sie sich im leeren Raum bewegt und auf
keine Gegenwelt trifft? Selbst das soziale
Gefälle vom Familiengut „Belle Rêve“,
das Blanche verspielt hat, zum Milieu des
kulturlosen Schwagers ist so flach wie die
Kegelbahn, auf der dieser mit seinen Kum-
panen gern spielt.

Der polnische Schauspieler Andrzej
Chyra steuert zwar die Figur Stanley
Kowalskys geschickt am Klischee des Vul-
gären vorbei und klatscht seiner Frau das
mitgebrachte Fleisch in einer erstaunli-
chen Mischung aus Brutalität und Zärtlich-
keit aufs Auge. Florence Thomassin
strahlt als Stella mit der Unbeirrbarkeit ei-
nes inneren Glücks über die Stürme hin-
weg und lässt die Figur doch nie zum Haus-
mütterchen absinken. Renate Jett rundet
die Rolle der Nachbarin Eunice mit einem
schönen Musikprogramm auf. Sie alle ste-
hen aber zu sehr im Sog von Isabelle Hup-
perts Blanche, als dass sie eine eigene Rea-
lität aufbauen könnten. Ihre Beziehungen
untereinander bleiben so vage wie ihre Ho-
roskope, die Blanche am Esstisch auf ih-
rem Laptop abruft.

„Un Tramway“ heißt das von Wajdi
Mouawad neu übersetzte Stück in dieser
Aufführung ganz schlicht: angeblich aus
rechtlichen Gründen wegen der stark ge-
kürzten Spielfassung, in Wirklichkeit aber
vielleicht auch, um zu suggerieren, der auf
der Bühne vor- und zurückfahrende Glas-
flur mit Spülbecken und Bad sei schon der
neue Triebwagen, der an der Endstation
nicht mehr hält. Jedenfalls geht Blanche
am Schluss nicht am Arm des Asylarztes
ihrer neuen Wahnvorstellung entgegen,
sondern läuft einsam in die Kamera, bis
ihr Gesicht sich grobkörnig auflöst. Und
Stella weint ihr nicht einmal nach. Sie
winkt bloß mit ihrem Baby auf dem Arm
im Kreis der Familie den auf einer Later-
na magica vorbeiziehenden Bildern zu,
als wäre ihre Schwester auch nur ein sol-
ches Traumbild gewesen. Ein Normal-
leben, das den Wahn verabschiedet? Dem
wäre dieser Haushalt Stellas und Stanleys
gar nicht gewachsen. Der Regisseur hat
vergessen, ihm die nötige Wirklichkeit
einzuräumen.   JOSEPH HANIMANN
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Musik braucht kein Botox

Er hat alles im Kopf

Ist er ein Großer?

Elizabeth Chen hat Tetraeder so
dicht wie nie zuvor gepackt

Geisteswissenschaften: Die
Selbsterleuchtung des Dr. Benn

Ich lag und sann, da kamen Kram-Gedanken.
Natürlich ist es recht, den Kram im Kopf zu haben.
So hältst die Sterne du in ihren Bahnen.
Statt aus der Welt heraus zu existieren
und fremd zu sein wie dir mehr als den Tieren.
Laß deinen Kram wie Himmelskörper strahlen
und denke dir zum Abschluß Brombeerranken.
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D aniel Pipes hat endlich wahrge-
macht, was unlängst in einem

Blog gefordert wurde: „Islamkritik
muss militant werden.“ Pünktlich zum
Beginn der Münchner Sicherheitskon-
ferenz veröffentlichte Pipes in der On-
line-Ausgabe der „Welt“ einen Debat-
tenbeitrag, der für eine schnelle und
unbürokratische, nun wirklich militan-
te Lösung warb: „Barack Obama sollte
den Iran bombardieren.“ Man wusste
nicht recht, welchen Reim man sich
darauf machen konnte. Zu vieles klang
in dem Artikel nach Satire, vor allem
die Überlegung, dass der Präsident
seine miserablen Umfragewerte doch
mit der gebotenen Entschlossenheit
schnell wieder aufbessern könne. Oba-
ma brauche, so Pipes, „eine dramati-
sche Geste, um seine öffentliche Wahr-
nehmung als Leichtgewicht, Stümper,
Ideologe zu verändern, vorzugsweise
in einer Arena, wo der Einsatz hoch
ist, wo er die Führung übernehmen
und wo er die Erwartungen übertref-
fen kann“. Eine stabile Mehrheit der
Amerikaner bevorzuge die Anwen-
dung von Gewalt schon jetzt. Obama
könne zwei Fliegen mit einer Klappe
schlagen: Mit einem Angriff schütze er
die Heimat und sende Amerikas Freun-
den und Feinden „eine Botschaft“. Nur
müsse die Chance auch genutzt wer-
den: „So, wie die Iraner ihre Verteidi-
gung verbessern und der Waffenher-
stellung näher kommen, schließt sich
das Zeitfenster.“ Aber die satirische
Lesart – als habe ein Radikalpazifist
durch verzerrende Übertreibung die
Anliegen der Kriegspartei desavouie-
ren wollen – lässt sich nicht halten.
Daniel Pipes ist einer der profiliertes-
ten Islamkritiker, zur Solidarität mit
dem niederländischen Rechtspopulis-
ten Geert Wilders hat er noch kürzlich
aufgerufen. Wer indes den Artikel ges-
tern auf „Welt Online“ suchte, erhielt
nur eine lakonische Mitteilung: „Mögli-
cherweise sind Sie einem falschen
oder veralteten Link gefolgt, oder Sie
haben sich bei der Eingabe der URL
vertippt.“ Nein, niemand hatte sich ver-
tippt. Nur scheinen kleinliche Beden-
kenträger auch bei der „Welt“ Angst
vor der eigenen Courage bekommen
zu haben. Die „explizite Zuspitzung“,
so teilte der Verlag gestern auf Anfrage
mit, sei „über die vertretbare Form
der üblichen Meinungsäußerung“ deut-
lich hinausgegangen und „redaktionell
nicht vertretbar“. Es gibt ja immer
noch den Paragraphen 80 des Strafge-
setzbuches, der die Vorbereitung eines
Angriffskrieges mit einer Freiheitsstra-
fe nicht unter zehn Jahren bedroht. Re-
form wäre auch hier das Gebot der
Stunde.   L.J.
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I ch, das sei ein anderer, schrieb der
Dichter Arthur Rimbaud 1871 an sei-
nen Französischlehrer Georges Izam-

bard, und dass man eigentlich nicht
mehr sagen dürfe: „ich denke“, sondern
nur noch: „Man denkt mich.“ – „Und
Schande über die Ahnungslosen, die
über Dinge plappern, von denen sie
nicht das Geringste verstehen!“ Da war
er sechzehn.

Helene Hegemann ist siebzehn, und
sie hat einen Roman geschrieben, der
von vielen Dingen sehr viel versteht:
vom Leben, vom Dichten, von Drogen,
vom Sex, von der Verzweiflung, von der
Todessehnsucht und der Mädchenliebe.
Sie ist bewundert und gefeiert worden
für „Axolotl Roadkill“, aber nun zeigt
sich, dass die Sätze ihres Buches nicht
ihre eigenen sind, jedenfalls nicht ganz.
Dass sie von Erfahrungen berichten, die
Helene Hegemann gar nicht selbst ge-
macht haben kann, weil sie beispielswei-
se für den bekannten Berliner Techno-
Club „Berghain“, in den man erst mit ein-
undzwanzig hineinkommt, zu jung ist.
Dass das Ich ihres Romans, zumindest,
was diese Erfahrungen betrifft, eine an-
dere ist, genauer: ein anderer.

Dieser andere verbirgt sich hinter dem
Pseudonym Airen. Seit längerem
schreibt Airen einen Blog über seine
Erlebnisse in der Techno-Subkultur der
Hauptstadt bei wordpress.com, und im

vergangenen Jahr hat er im Berliner
SuKuLTur-Kleinverlag seinen ersten Ro-
man veröffentlicht: „Strobo“ (Mit einem
Nachwort von BOMEC. Herausgegeben
von alle3. 170 S., br., 17,– €). Darin geht
es um vieles, von dem auch Hegemann
erzählt, um Drogen, Sex und das bittere
Erwachen aus dem Rausch, um Schwu-
lenclubs, Bordelle und nicht zuletzt im-
mer wieder um das „Berghain“. Mittler-
weile ist klar, dass Hegemann wesentli-
che Passagen ihres Buches, die von dem
Techno-Club, vom Drogen- und Tablet-
tenkonsum und den damit verbundenen
Wahrnehmungen handeln, von Airen
übernommen oder sich zumindest anver-
wandelt hat (F.A.Z. vom 8. Februar). Die
Autorin selbst hat das durch eine nachge-
reichte Danksagung anerkannt.

Aber Airens Buch, das bei seinem Er-
scheinen nicht den Bruchteil jener öffent-
lichen Begeisterung erregte, die Helene
Hegemann mit ihrem Debütroman ausge-
löst hat, handelt nicht nur von Exzessen
und Abstürzen. Es erzählt vor allem von
einer Existenz, in der man einen ganz

klassischen Typus erkennen kann, den
Phänotyp des todessüchtigen und lebens-
untüchtigen jungen Dichters, wie er seit
den Tagen des „Sturm und Drang“ und
der Frühromantik durch die abendländi-
sche Literatur geistert. Der unglückliche
Hölderlin war ein solches Exemplar, und
natürlich war es auch Rimbaud, der mit
sechzehn aus Charleville zur Pariser
Kommune ging, um endlich die „Entrie-
gelung der Sinne“ zu erleben, der eine
tragische Affäre mit seinem älteren Dich-
terkollegen Verlaine erlebte und als Waf-
fenhändler in Ostafrika endete, nach-
dem er mit zwanzig sein Lebenswerk ab-
geschlossen hatte.

Im einundzwanzigsten Jahrhundert
nährt sich ein derartiges Radikalgenie
natürlich nicht mehr von freier Liebe
und Absinth, sondern von Whisky, Mari-
huana, Aufputsch- und Beruhigungsmit-
teln aller Art, und Airens Buch macht
aus der „Polytoxikomanie“, wie es ein-
mal heißt, seines Ich-Erzählers auch kei-
nen Hehl. Aber unter der Kruste aus
nächtlichen Räuschen, schnellem und
wahllosem Sex mit Männern und Frauen
und den darauf folgenden Zusammenbrü-
chen geht es auch in „Strobo“ um die
uralten Fragen eines Künstlerlebens.

Denn der junge Mann, der bei Airen
tagsüber ein Praktikum in einer großen
Berliner Unternehmensberatung macht
(wie auch der Autor selbst im Jahr 2006)
und nachts im „Berghain“ und anderswo
durch die Ekstase des Ichverlusts tau-
melt, wünscht sich insgeheim nichts
sehnlicher, als aus seinem Albtraum auf-
zuwachen. Jemanden lieben zu können,
egal ob Frau oder Mann. Ich zu sein, kein
anderer mehr. An einer Stelle des Bu-
ches ist vom „Schutzschild der Hoff-
nungslosigkeit“ die Rede, hinter der sich
der Held verschanzt. Wie in allen Genie-
romanen gibt es am Ende zwei Möglich-
keiten: Entweder der Jüngling legt den
Schutzschild ab und betritt die Realität,
oder er geht hinter ihm zugrunde.

Dass sich Helene Hegemann bei Airen
(sowie bei Salinger, Kerouac, Rolf Dieter
Brinkmann, Rimbaud und anderen po-
ètes maudits) bedient hat, ist klar. Interes-
sant ist, was sie aus dem Gefundenen
und Gelesenen macht. Denn die sieb-
zehnjährige Dichterin ist zwar an Jahren
jung, aber in professioneller Hinsicht
eine Veteranin. Sie steht am Ende einer
langen Tradition des Jungseins in der Li-
teratur. Und sie bedient sich aus dieser
Tradition, wo sie nur kann. Sie zapft
fremde Erfahrungen an, sie sammelt
und exzerpiert, sie durchforscht das In-
ternet nach Texten zu ihrem Thema. Sie
zitiert sogar, wenn es ihr passt, den Kir-
chenvater Eusebius von Cäsarea: „Wehe
dem, der die Hölle jetzt für lächerlich
hält und die Hölle erst an sich selbst er-
fahren muss, ehe er an sie glaubt.“

Das Einzige, was die kluge Dichterin
Hegemann versäumt hat, ist der Nach-
weis der Quellen, aus denen ihre Selbst-
erfahrungsprosa strömt. Und damit sind
wir am neuralgischen Punkt der Plagiats-
debatte um „Axolotl Roadkill“. Denn na-
türlich hätte sich Helene Hegemanns Ro-
man nicht halb so gut am Markt und in
den Feuilletons plazieren können, wenn
er nur als Talentprobe einer formbewuss-
ten, literarisch versierten Debütantin auf-
getreten wäre. Nein, dieses Buch musste
der Notschrei eines blutjungen Original-
genies sein, ein poetisches Protokoll aus
den wildesten Ecken des Hauptstadtle-
bens. Aber weder Helene Hegemann
noch der Mann, der sich Airen nennt,
hat die Gattung neu erfunden. Sie zitiert
ihn, und er zitiert Benn, Burroughs und
Jünger, ebenfalls ohne Fußnote.

Dennoch hat Hegemann vor Airen ei-
nen entscheidenden Vorsprung. Keinen
altersmäßigen, sondern einen literari-
schen. „Strobo“ ist eine gleichmäßig da-
hinfließende Litanei, deren Grellheiten
auf die Dauer etwas Lähmendes haben.
„Axolotl Roadkill“ dagegen erzählt eine
Geschichte. Die Figur, die Hegemann
entwirft, gewinnt mit jeder Seite an Kon-
tur, während Airens Jüngling verschwom-
men bleibt – auch wenn seine Erfahrun-
gen echt sind und die der Hegemann-Hel-
din abgekupfert. Denn in der Literatur
geht es nicht um das Leben, das in die Bü-
cher fließt. Sondern um das, was aus ih-
ren herausströmt. ANDREAS KILB

Die siebzehnjährige Berliner Autorin
Helene Hegemann hat sich angesichts
der Vorwürfe, in ihrem Roman „Axolotl
Roadkill“ allzu deutliche Anleihen bei
dem Blog des „Strobo“-Autors Airen ge-
nommen zu haben (F.A.Z. vom 8. Febru-
ar), für ihr „egoistisches und gedanken-
loses Verhalten“ entschuldigt: „Obwohl
ich meinen Text und mein Prinzip voll
und ganz verteidige, entschuldige ich
mich dafür, nicht von vorneherein alle
Menschen entsprechend erwähnt zu
haben, deren Gedanken und Texte mir
geholfen haben.“

Der Berliner SuKuLTuR Verlag, bei
dem Airens Roman „Strobo“ erschienen
ist, hat sich derweil mit einer eigenen Er-
klärung in die Debatte eingeschaltet. Es
gehe hier keineswegs „um Remix-, Sam-

ple- und Zitatkultur, ein postmodernes
Vexierspiel und intertextuelle Verwei-
se“. Man habe es hier nicht mit einem
Roman von Thomas Meinecke oder Ita-
lo Calvino zu tun. Auch Rainald Goetz
protokolliere Gespräche mit Freunden,
aber er schreibe sie nicht aus anderen
Büchern ab.

„Natürlich muss Helene Hegemann
nicht Heroin nehmen, um über das He-
roinnehmen zu schreiben“, heißt es in
der Erklärung. „Wenn man einen Roman
über das Mittelalter schreibt, muss man
auch nicht ins Mittelalter reisen. Aber
man darf nicht einfach aus anderen Mit-
telalterromanen abschreiben. Und dabei
spielt es auch keine Rolle, ob man aus ei-
nem Blog oder einem Buch oder von ei-
ner CD-Hülle abgeschrieben hat. Wir
nennen das ,sich mit fremden Federn
schmücken‘. Die Federn gehören dem
Schriftsteller Airen.“ Dieser wiederum
teilt mit, er stünde derzeit für Interviews
nicht zur Verfügung. F.A.Z.

In einer Online-Petition haben irani-
sche Schriftsteller und Literaturkriti-
ker darauf aufmerksam gemacht, dass
in der Islamischen Republik Iran
zunehmend auch politisch nicht akti-
ve Schriftsteller verhaftet und unter
Generalverdacht gestellt werden. Die
Willkür des Regimes mache das
Schicksal des Teheraner Schriftstel-
lers und Literaturkritikers Khalil Dor-
manki deutlich: Khalil Dormanki wur-
de während der Aschura-Feiern am
27. Dezember 2009 in Teheran verhaf-
tet. Seither sitzt er im Evin-Gefängnis.
Er habe sich stets auf seine Arbeit als
Schriftsteller konzentriert und sei
nicht als Aktivist in Erscheinung getre-
ten, sagt die iranische Lyrikerin Pegah
Ahmadi, die seit September 2009 in
Frankfurt lebt. Zu den Unterzeich-
nern gehört auch der bekannte Schrift-
steller Reza Baraheni, Jahrgang 1935,
der seit vielen Jahren in Kanada im
Exil ist.  swka

Mehr als diese Zeichnung möchte Airen
nicht von sich preisgeben. Foto Verlag

Entriegelung
der Sinne

Fremde Federn
SuKuLTuR Verlag über Hegemann

Iranische Willkür
Petition für verhafteten Autor

Letzte Station vor der Sehnsucht
Krzysztof Warlikowski verkürzt in Paris Tennessee Williams auf Isabelle Huppert

Vom „poète maudit“
zur verfluchten Poetin:
Die junge Autorin
Helene Hegemann
hat sich von dem
Roman „Strobo“ des
Bloggers Airen inspi-
rieren lassen. Was
taugt die Vorlage?

Ist alles nur eine Projektion ihres Deliriums? Isabelle Huppert als Blanche Du Bois  Foto Pascal Victor/Artcomart
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Es ist ziemlich genau ein Jahr her, da 
forderte der US-Ökonom Paul Krug-
man, Nobelpreisträger für Wirtschafts-
wissenschaften des Jahres 2008, im 
Vorwort seines damals gerade neu auf-
gelegten Buches „Die neue Weltwirt-
schaftskrise“ von den europäischen 
Regierungen gemeinsame Anstrengun-
gen zur Stärkung des Konsums, sprich: 
eine starke Ausweitung der öffent-
lichen Konjunkturprogramme, um der 
durch die US-Bankenkrise ausgelösten 
Weltwirtschaftskrise gegenzusteuern. 
„Europa braucht wie die Vereinigten 
Staaten unbedingt einen fiskalischen 
Stimulus, um den Einbruch der priva-
ten Ausgaben wettzumachen“, schrieb 
Krugmann und forderte insbesondere 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und 
den damaligen Finanzminister Peer 
Steinbrück zu einer Politik der „koordi-
nierten Expansion“ der Nachfrage auf. 
„Sobald wir wieder normale Verhält-
nisse haben, werde ich jenen, die wie 
Herr Steinbrück fiskalische Disziplin 
predigen, gerne die ihnen gebührende 
Ehre erweisen“, schrieb Krugman da-
mals, und endete mit den Worten: „Sich 
jetzt aber an die Orthodoxie (gemeint 
ist eine sparsame Haushaltsführung 
und Ziele wie ein ausgeglichener Haus-
halt) zu klammern, ist hochgradig des-
truktiv –für Deutschland, Europa und 
die Welt.“ (a.a.O., S. 9)

Krugmans Aufforderung verhallte 
damals ungehört. Zu einem gemein-
samen wirtschaftspolitischen Vorgehen 
gegen die Krise konnten sich die Länder 
der EU damals wie heute nicht aufraf-
fen. Während große und wirtschaftlich 
starke Länder wie die Bundesrepublik, 
Frankreich, Großbritannien sich mit 
eigenen Krisenprogrammen halfen und 
auch weitgehend helfen konnten – bis-
her jedenfalls – waren die kleineren 
Staaten der EU bei der Abwehr der 
Krisenfolgen meist auf sich allein ge-
stellt – mit zum Teil bizarren Folgen. 
Während die großen Länder fast durch-
weg ihre Staatsdefizite ausweiteten, um 
die Krise zu bremsen, zu bändigen und 
gegen zu steuern, waren kleine Länder 
wie zum Beispiel die baltischen Länder, 
Irland, noch mehr so arme Länder wie 
Rumänien und Bulgarien auf Anleihen 
der EU, internationaler Bankenkonsor-
tien und zum Teil sogar auf den IWF 
angewiesen, um dringend benötigte 
Kredite für ihre Banken, ihre Wirt-
schaft und ihre staatlichen Haushalte 
aufzutreiben.

Wachsende Ungleichheiten in der EU

Die Folgen waren meistens, insbeson-
dere seitens des IWF, strikte Sparaufla-
gen, wie sie in der deutschen Geschichte 
mit der Ära Brüning zum Ende der 
Weimarer Republik verbunden sind: 

Rentenkürzungen, Lohnsenkungen im 
öffentlichen Dienst und ähnliche soge-
nannte „Austeritätsprogramme“, in de-
ren Zentrum nicht die Ankurbelung der 
heimischen Wirtschaft und ein Gegen-
steuern gegen einen wirtschaftlichen 
Abschwung stand, sondern die Siche-
rung der Zahlungsfähigkeit gegenüber 
ausländischen Gläubigern.

Die Folgen dieser zum Teil erheblich 
gegenläufigen Strategie zwischen Zen-
trum und Peripherie in der EU waren 
„lehrbuchartig“, könnte man zynisch 
sagen, wenn es nicht um die Arbeits- 
und Lebenssituation vieler Menschen 
ging. Während in den großen Kernlän-
dern der EU die wirtschaftliche Tal-
fahrt gebremst und zum Teil bereits 
gestoppt werden konnte, ging und geht 
es in anderen Ländern weiter abwärts. 
Beispiel Rumänien: Das Bruttoinland-
produkt des ohnehin (neben Bulgarien) 
ärmsten Landes der EU fiel 2009, ver-
stärkt durch die von IWF und ande-
ren Geldgebern erzwungene staatliche 
„Sparpolitik“, um 7 Prozent. Das litau-
ische Bruttoinlandprodukt fiel sogar 
um 15 Prozent, in Lettland um 18, in 
Estland ebenfalls um 15 Prozent.

Inzwischen hat in zahlreichen Län-
dern der EU eine Art „Phase II“ der 
Weltwirtschaftskrise begonnen: die 
Krise der öffentlichen Haushalte, her-
vorgerufen durch die infolge der Kri-
senabwehr explodierte Staatsschuld 
und die zeitgleich dramatisch gesun-
kenen Steuereinnahmen. Was hierzu-
lande von der schwarz-gelben Regie-
rung hartnäckig als offenes Thema vor 
sich her geschoben wird, nämlich die 
Frage: „Wer zahlt die Kosten der Kri-
se?“ – dieses Thema steht in anderen 
Ländern längst im Zentrum der Tages-
politik. Das gilt insbesondere für die 
kleinen, wirtschaftlich schwächeren 
Länder der EU.

Aber auch stärkere Länder wie Spa-
nien hat es „erwischt“. Obwohl das 
Bruttoinlandprodukt in Spanien 2009 
„nur“ um 3,7 Prozent fiel, also deutlich 
weniger als in Deutschland mit seiner 
extrem exportorientierten Industrie, 
stieg die Arbeitslosigkeit wegen der 
Depression in dem in Spanien wich-
tigen Bausektor auf Rekordhöhen. Für 
2010 erwartet die spanische Regierung 
ein staatliches Haushaltsdefizit von 
9,8% des Bruttoinlandprodukts (BIP). 
Hektische Gegenmaßnahmen wie eine 
weitere „Liberalisierung“ des ohne-
hin schon weit deregulierten Arbeits-
marktes sind bereits von der Regierung 
in Madrid angekündigt. 

Jetzt: Griechenland?

Aktuell scheint es aber besonders die 
griechische Regierung erwischt zu ha-
ben. Die Regierung in Athen musste vor 

ein paar Wochen einräumen, sie habe 
über Jahre falsche, geschönte Zahlen 
über das Ausmaß der staatlichen Neu-
verschuldung an die EU gemeldet. Für 
2009 gab sie zeitgleich ein Staatsdefizit 
von 12,7 Prozent des BIP an. Einer der 
Gründe für den extremen Anstieg des 
griechischen Defizits in 2009 ist der 
schroffe Rückgang des Welthandels 
und damit verbunden des Seehandels. 
Das hat die griechische Wirtschaft, in 
der das maritime Geschäft traditionell 
eine große Rolle spielt, hart getroffen.

Aber solche Realgründe für ein stei-
gendes Staatsdefizit spielen aktuell 
keine Rolle. Seit der Mitteilung der Re-
gierung über die jahrelang gefälschten 
Zahlen ist an den Finanzmärkten und 
in den Medien der Teufel los. Eine Meu-
te von vorgeblichen „Finanzexperten“ 
jeder Coleur überbieten sich seitdem 
mit Forderungen nach Lohnsenkung, 
Rentenkürzungen und anderen sozi-
alen Grausamkeiten. Sie alle wollen 
verhindern, dass die griechische Re-
gierung ihre Schuldpapiere nicht mehr 
bedient, womöglich keine Zinsen mehr 
zahlt. Aber auch hinsichtlich der Zah-
lungsfähigkeit von Ländern wie Portu-
gal und Spanien wächst die Nervosität 
in der EU und an den Finanzmärkten.

„Schuldenkrise lässt Märkte einbre-
chen“, vermeldete etwa die „Berliner 
Zeitung“ am 6./7. Februar. Und: „Die 
Angst vor einer Pleite einzelner Euro-
Staaten verunsichert die Anleger rund 
um den Globus“. Länder wie Portugal, 
Italien, Irland, Griechenland und Spa-
nien würden an den Finanzmärkten als 
„riskante Schuldner“ eingestuft und 
müssten Zusatzzinsen zahlen, wenn sie 
neue Anleihen an den Finanzmärkten 
verkaufen wollten.

Sogar der Einbruch der Börsenkurse 
weltweit – der Dax hat seit Jahresan-
fang knapp zehn Prozent verloren, der 
Dow Jones fiel um 5 Prozent – und der 
seit Anfang Dezember um knapp 9 Pro-
zent gesunkene Wechselkurs des Euro 
gegenüber dem Dollar – wird jetzt der 
Regierung in Athen in die Schuhe ge-
schoben. An allen Übeln der Welt sind 
auf einmal die Griechen schuld.

Ein bunter Chor ertönt da in den Ga-
zetten – Nationalisten von ganz rechts, 
die schon immer gegen die Einführung 
des Euro waren, Spekulanten, die aus 
dieser wie aus jeder anderen Wäh-
rungskrise schlicht ein Geschäft her-
ausschlagen wollen, bis hin zu „antiim-
perialistischen“ Grundsatzgegnern der 
EU und des Euro – sie alle wittern ihre 
Stunde, spekulieren über eine „Krise 
des Euro“, den Ausstoß Griechenlands 
aus der Euro-Zone bis hin zur Rück-
kehr zur D-Mark.

All das wird sicher nicht geschehen. 
Aber es weckt Leidenschaften, beschäf-

Die EU, der Euro und die griechische Wirtschaft
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tigt Medien, Finanzwelt und Politik.
Ein wie immer hochgradig unseri-

öses Blatt, „Bild“, fragt scheinheilig: 
„Machen die Krisenländer den Euro 
kaputt?“ (7.2.10) und erklärt auch gleich 
die Hintergründe aus seiner Sicht: „Wie 
Griechenland haben sie jahrelang auf 
Pump gelebt, riesige Defizite angehäuft 
und ihre Wettbewerbsfähigkeit ver-
spielt.“ Das ist nicht nur verlogen, wie 
ein einfacher Blick auf ein paar Tatsa-
chen zeigt. Dahinter steht auch die nie 
aufgegebene Hoffnung mancher Kreise, 
Deutschland könne endlich wieder zum 
„Zuchtmeister Europas“ aufsteigen.

Defizit infolge von Steuersenkungen

Doch zunächst ein paar Fakten. 
Erstens: Griechenland hat in den ver-

gangenen Jahren ein beeindruckendes 
wirtschaftliches Wachstum hingelegt. 
Von 1997 bis 2007 stieg das Bruttoin-
landprodukt – also die Summe aller 
wirtschaftlichen Leistungen – je Kopf 
der knapp elf Millionen Menschen in 
Griechenland von umgerechnet 11.640 
US-Dollar in 1997 auf umgerechnet 
25.740 Dollar im Jahr 2007. (Zahlen 
nach Fischer-Weltalmanach 2000 und 
2010). Selbst wenn man die Aufwer-
tung des Euro gegenüber dem Dollar 
in diesem Zeitraum abzieht, bleibt 
ein beeindruckendes wirtschaftliches 
Wachstum. Ähnliche Ergebnisse zeigt 
ein Blick in die Statistischen Daten 
der EU. Diese weist für Griechenland 
in den Jahren 2000 bis 2008 für fast 
jedes Jahr ein etwa doppelt so hohes 
Wirtschaftswachstum auf wie hier-
zulande. Dass die griechischen Löhne 
immer noch niedriger sind als bei uns, 
hat sich dadurch noch nicht gewendet. 
Die Löhne von abhängig Beschäftigten 
liegen in Griechenland heute nominal 
bei ca. 60% der hiesigen Löhne (9,50 
Euro pro Stunde laut Eurostat 2006, 
verglichen mit 16,20 Euro hierzulande). 
Aber: Griechenland hat deutlich aufge-
holt in den letzten Jahren!

Eine Messgröße, die das auch ver-
deutlicht, ist das Bruttoinlandprodukt 
je Einwohner, gemessen in Kaufkraft-
paritäten (KKS) und verglichen mit 
dem Durchschnitt aller 27 EU-Länder 
(EU27=100). In Deutschland sank die-
ser Wert von 124,3% in 1997 – was be-
deutet: die wirtschaftliche Leistung lag 
1997 in Deutschland knapp 24,3% über 
EU-Durchschnitt – auf 115,6% in 2007. 
Der vermeintliche „Zuchtmeister“ ist 
also wirtschaftlich zurück gefallen in 
diesen Jahren.

In der gleichen Zeit stieg das grie-
chische BIP je Einwohner, in Kauf-
kraftparitäten und verglichen mit dem 
EU-27-Durchschnitt (=100), von 84,5% 
(1997) auf 94,3% in 2007. Mit anderen 
Worten: Die wirtschaftliche Leistung 
in Griechenland stieg deutlich schnel-
ler als im Durchschnitt der EU. In 
Deutschland dagegen stieg sie deutlich 
langsamer!

Dritte Messzahl für die Aufholbewe-
gung Griechenlands ist die Arbeitslo-
sigkeit. Sie ging von fast 12 Prozent im 
Jahr 1999 bis 2008 jedes Jahr kontinu-
ierlich zurück – auf 8 Prozent in 2008. 

Fazit all dessen: Die von der „Bild-Zei-
tung“ in Anspielung an Jahrzehnte alte 
nationalistische Vorurteile genährte 
Legende von den faulen Griechen, die 
ihre „Wettbewerbsfähigkeit“ verspie-
len, hält keiner Überprüfung stand.

Mehr noch: Es ist keine drei Jahre 
her, da schwärmten OECD-Ökonomen, 
Griechenland habe die „zweitbeste Per-
formance aller Industrieländer“, die 
Wirtschaft sei dank struktureller Re-
formen robuster geworden, die Etatkon-
solidierung komme voran. Das länger-
fristige angelegte Potenzialwachstum 
wurde auf vier Prozent veranschlagt. 
Hierzulande lag es bei 2 Prozent. Und 
bei der EU-Kommission konnte man 
noch vor kurzem lange Lobeshymnen 
lesen, was Athen alles entbürokrati-
siert oder – von Elektrizitätswerken bis 
Telekommunikationsbetrieben – priva-
tisiert habe.

Es war vor allem der Druck sei-
tens der EU, diese Wirtschaftspolitik 
zu verbinden mit einem Wettlauf in 
Richtung Steuersenkung, dem sich die 
griechische Regierung nicht entziehen 
konnte und der sie nun in die Neu-
verschuldungsfalle getrieben hat – im 
Unterschied zur Bundesregierung, die 
vor wenigen Jahren die Mehrwertsteuer 
um 3% anhob und so das Defizit der öf-
fentlichen Haushalte bis zum Ausbruch 
der Weltwirtschaftskrise zum Glück 
deutlich verringern konnte. 2007 lag 
die sogenannte „Steuerquote“ in Grie-
chenland bei nur 20 Prozent. Zusammen 
mit Sozialversicherungsabgaben lag die 
„Steuer- und Abgabenquote“ in Grie-
chenland bei 31,3%. Das ist der fünft-
niedrigste Wert aller 24 OECD-Länder. 
Zum Vergleich: Die deutsche „Steuer-
quote“ lag (laut Sachverständigenrat 
der Bundesregierung, Jahresbericht 
2008/09) bei 22,7%, die Steuern- und 
SV-Abgaben-Quote bei 36,3%.

In dieser Niedrig-Steuer-Falle sitzt 
nun die griechische Regierung. Sie hat 
jahrelang das gemacht, was Wester-
welle jetzt hier exerzieren will: die 
Steuern immer weiter gesenkt. Die in-
folge der Weltwirtschaftskrise sinken-
de Wirtschaftsleistung, insbesondere 
der tiefe Fall der Handelsschifffahrt, 
lässt diese ohnehin geringen Steuer-
einnahmen nun zusätzlich abfallen. 
Das Ergebnis ist eine explodierende 
Neuverschuldung und eine extrem 
schwache Position der griechischen 
Regierung gegenüber jeder Menge 
Gaunern, die ihr nun teure Kredite 
zu unverschämten Konditionen anbie-
ten, um damit Geld zu machen und 
zugleich der Regierung in Athen ihre 
Vorstellungen von einer in ihren Au-
gen „ordentlichen“ Wirtschafts- und 
Haushaltspolitik aufzuzwingen.

Die EU greift ein

Inzwischen handelt die griechische Re-
gierung. Am 15. Januar übermittelte 
sie – auch auf heftigen Druck der Eu-
ropäischen Kommission, die über die 
jahrelang gefälschten Daten über die 
griechische Staatsschuld verständlich 
erbost war – der Kommission in Brüs-
sel ihr Stabilitätsprogramm für den 
Zeitraum 2010 bis 2013. Danach soll das 
Haushaltsdefizit schon 2010 um extrem 
ehrgeizige 4 Prozentpunkte auf 8,7% 
des BIP gesenkt und danach auf 5,6 % 
im Jahr 2011, 2,8 % im Jahr 2012 und 2 % 
im Jahr 2013 zurückgeführt werden.

Das Programm sieht für 2010 ein 
Paket mit konkreten Haushaltskon-
solidierungsmaßnahmen vor. Auf der 
Einnahmenseite ist die Abschaffung 
von Steuerbefreiungen, die Anhebung 
der Verbrauchsteuern auf Tabak und 
Alkohol sowie die Bekämpfung von 
Steuerumgehung vorgesehen. Auf der 
Ausgabenseite wird die Regierung die 
Beamtenzulagen kürzen, 2010 kei-
ne Neueinstellungen vornehmen und 
danach für je fünf in den Ruhestand 
tretende Beamte nur noch einen neu 
einstellen. Die Regierung hat ferner 
eine Rückstellung für unvorhergese-
hene Ausgaben eingerichtet, 10% der 
für jedes Ministerium vorgesehenen 
Haushaltsmittel eingefroren und nomi-
nale Kürzungen bei öffentlichem Ver-
brauch und operationellen Ausgaben 
beschlossen. Nach Vorlage des Stabili-
tätsprogramms hat die griechische Re-
gierung weitere Maßnahmen in Bezug 
auf Löhne und Gehälter im öffentlichen 
Sektor, Mineralölsteuer und Rentenre-
form angekündigt.

Am 3. Februar verabschiedete darauf 
die EU-Kommission ihrerseits ein Maß-
nahmenbündel, das in der Presse nicht 
ganz falsch als „EU entmündigt Grie-
chenland“ (Financial Times, 4.2.2010) 
bewertet wurde. „Erstmals macht 
Brüssel einem Mitgliedsstaat direkte 
wirtschaftspolitische Vorschriften: Die 
griechische Regierung muss sich einer 
rigiden Kontrolle durch die EU un-
terwerfen“, schrieb das Blatt weiter. 
„Die Kommission nutzt damit die ihr 
nach dem Lissabon-Vertrag zustehen-
de Möglichkeit, über die Haushaltskon
trolle hinausgehende ‚Empfehlungen‘ 
abzugeben, Das ist nur möglich, wenn 
ein Land gegen wirtschaftspolitische 
Grundregeln der EU verstößt und das 
Funktionieren der Währungsunion 
gefährdet.“ Die jahrelange Meldung 
falscher Zahlen zu Staatsschulden und 
Neuverschuldung ist zweifellos ein sol-
cher Verstoß gegen Grundregeln, der 
damit erstmals in der Geschichte der 
EU geahndet wird.

In der Pressemitteilung der Kommis-
sion vom gleichen Tag wird das wie folgt 
geschildert: „Die Europäische Kom-
mission hat am Mittwoch eine Reihe 
von Empfehlungen angenommen, um 
sicherzustellen, dass das griechische 
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Haushaltsdefizit bis 2012 auf unter 
3% des BIP abgesenkt wird, die Re-
gierung bald Reformen einleitet, um 
ihre Wirtschaft wieder wettbewerbs-
fähig zu machen, und ganz generell 
eine Politik betreibt, die den langfristi-
gen Interessen Griechenlands und dem 
allgemeinen Interesse des Euroraums 
und der Europäischen Union insge-
samt dient. Angenommen wurden eine 
Stellungnahme zum griechischen Sta-
bilitätsprogramm für den Zeitraum 
2010–2013, eine Empfehlung zur Kor-
rektur des übermäßigen Defizits nach 
Artikel 126 Absatz 9 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) und eine Empfehlung 
für Strukturreformen nach Artikel 121 
Absatz 4 AEUV. Darüber hinaus wurde 
ein Vertragsverletzungsverfahren ein-
geleitet, das gewährleisten soll, dass die 
Behörden ihrer Pflicht zur Übermitt-
lung verlässlicher Haushaltsstatistiken 
nachkommen. … Die Kommission be-
grüßt auch die von der griechischen Re-
gierung … angekündigten zusätzlichen 
finanzpolitischen Maßnahmen, die die 
Lohn- und Gehaltskosten im öffent-
lichen Sektor, die Mineralölsteuer und 
die Rentenreform betreffen und der 
Aufrechterhaltung der im Programm 
gesetzten Haushaltsziele dienen.“

Ob das reichen wird, um die Finanz-
märkte zu beruhigen, wird sich zeigen. 
Zur Zeit muss die griechische Regie-
rung Zinsen von 6% an den Finanz-
märkten zahlen, wenn sie neue Anlei-
hen aufnehmen will. Das sind deutlich 
mehr als hierzulande der Bund für seine 
Anleihen zahlen muss, aber immer noch 
weniger als zum Beispiel der US-Bun-
desstaat Kalifornien aktuell zahlt, der 
unter seinem berühmt-berüchtigten 
Gouverneur Schwarzenegger von einer 
Beinahe-Pleite in die nächste schlid-
dert.

EU überdenkt Wirtschaftsstrategie

Am Donnerstag, dem 11. Februar, wol-
len die Staats- und Regierungschefs 
der Europäischen Union in Brüssel 
über eine neue „Wachstums- und Wirt-
schaftsstrategie bis 2020“ beraten. Das 
wird spannend, nicht nur im Hinblick 
auf die griechische Neuverschuldung. 
Schließlich ist die sogenannte „Lis-
sabon-Strategie“, die die EU in den 
vergangenen Jahren verfolgt hatte und 
mit der sie zu einem der schnellsten 
wachsenden Wirtschaftsmärkte der 
Welt aufsteigen wollte, nicht nur beim 
Abbau von Staatsschulden und öffent-
lichen Defiziten, sondern auch in einer 
ganzen Reihe von anderen, zentralen 
Punkten grandios gescheitert. So war 
die Arbeitslosigkeit in der EU auch 
schon vor Ausbruch der Weltwirt-
schaftskrise weiter unvertretbar hoch 
und das wirtschaftliche Wachstum der 
EU deutlich niedriger, als erwünscht.

Damit stellen sich viele, grundlegende 
und weit über die aktuelle griechische 

Krise hinausreichende Fragen für die 
EU. 

Wie soll es künftig wirtschaftspo-
litisch weiter gehen in der EU? Wie 
will die EU wieder zu dauerhaftem 
und nachhaltigem wirtschaftlichen 
Wachstum kommen, die explodierten 
Staatsschulden in einer Vielzahl von 
Ländern – keineswegs nur in Griechen-
land! – wieder einfangen und die steil 
ansteigende Arbeitslosigkeit wieder auf 
ein erträgliches Niveau zurückfahren? 
Diese und noch viel mehr Fragen stellen 
sich nun der neuen EU-Kommission, 
die in diesen Tagen in ihr Amt gewählt 
wird. Antworten liegen auf fast allen 
Feldern noch nicht vor.

Deutschland wolle die Diskussion 
über eine neue Wirtschaftsstrategie 

im Europäischen Rat gemeinsam mit 
Frankreich verbreitern, verkündete am 
vergangenen Wochenende die deutsche 
Kanzlerin. Das sind schöne Worte. Aber 
eine wirtschaftspolitische Strategie für 
die Europa, gar für die nächsten zehn 
Jahre, ist das noch lange nicht.

Es wird also spannend sein, wie die 
EU ihre Wirtschaftsstrategie neu for-
muliert und wie sie dabei insbeson-
dere das immer noch große und durch 
die Wirtschaftskrise wieder steigende 
Wohlstandsgefälle zwischen reichen 
und armen Ländern in der EU verrin-
gern, wie sie Armut und Arbeitslosig-
keit wieder abbauen und die Staats-
schulden wieder zurück fahren will. 
Darum geht es in Wirklichkeit – nicht 
um Griechenland. � rül

Bundesverfassungsgericht zu Regelsätzen

Hartz IV nachgebessert, aber nicht revidiert
Am 9. Februar hat das Verfassungsge-
richt über die Regelsätze nach SGB II 
(Hartz IV) geurteilt. Keine Kritik hatte 
das Gericht an der Höhe der Regelsät-
ze. Auch an den Beträgen für Kinder, 
die in der letzten Zeit besonders in der 
Kritik standen, hatte das Gericht keine 
Beanstandungen. 

Das Gericht hat im Gegenteil die Re-
gelsätze ausdrücklich gebilligt: „Für 
den Betrag der Regelleistung von 345 
Euro kann eine evidente Unterschrei-
tung nicht festgestellt werden, weil sie 
zur Sicherung der physischen Seite des 
Existenzminimums zumindest ausrei-
cht und der Gestaltungsspielraum des 
Gesetzgebers bei der sozialen Seite des 
Existenzminimums besonders weit 
ist.“ Entsprechendes auch über die Re-
gelsätze für Partner und Kinder.

Damit haben sich Hoffnungen (bzw. 
bei der Regierung Befürchtungen), 
dass das Gericht die Regelsätze außer 
Kraft setzt, zerschlagen.

Das Gericht hat nur das Verfahren zu 
deren Bestimmung gerügt. Somit muss 
die Regierung erst einmal die Regelsät-
ze in der Höhe nicht ändern; auch nicht 
die für Kinder. Materiell ändert sich 
nur etwas für besondere Härtefälle bei 
Pflege, Krankheit u.ä., wo sofort zu-
sätzliche Leistungen gewährt werden 
müssen, wenn niemand anders eintritt 
(Versicherung usw.), wobei das Gericht 
aber selber schreibt, „dass sie nur in 
seltenen Fällen in Betracht kommen“. 

Für nicht verfassungsmäßig hielt das 
Gericht nur das Zustandekommen der 
Regelsätze, aber auch nicht sehr grund-
sätzlich. Das gewählte Statistikmodell 
sei zulässig, aber nicht in allen Einzel-
heiten durchsichtig. Statistikmodell 
heißt, es wird der faktische Verbrauch 
der untersten 20% der Einkommen 
(ohne SGB II-Bezieher) zugrunde ge-
legt. Dass dann für bestimmte Aus-
gaben noch einmal Kürzungen des 
statistisch erhobenen Verbrauchs vor-

genommen werden, sehen die Richter 
als zulässig an. Allerdings müsste das 
sachlich fundiert sein; Schätzungen 
„ins Blaue hinein“ seien nicht zulässig. 
Das sei aber bei der Festsetzung des Re-
gelsatzes 2005 geschehen. Warum etwa 
beim Strom einfach 15% weniger ange-
setzt werden, sei nicht nachvollziehbar. 
Warum für Bildung gar nichts berück-
sichtigt wurde, habe der Gesetzgeber 
ebenso nicht begründet. 

Die Fortrechnung nach den Renten-
einkommen sei nicht nachvollziehbar, 
das sei eine an die Bruttolöhne ange-
koppelte Bewegung und habe mit dem 
Existenzminimum nichts zu tun (An-
merkung: eine Erhöhung entsprechend 
der Inflationsrate wäre geringer ausge-
fallen). Dass für zwei Personen 180% 
des Betrages für eine Personen reichen 
müsse, wäre ebenfalls nicht statistisch 
nachgewiesen. Dito der Regelsatz für 
Kinder, der ebenfalls nur als Prozent-
satz von dem Bedarf eines Erwachse-
nen abgeleitet sei; auch hier müsse der 
tatsächliche Bedarf erhoben werden. 
Ebenso sei der Betrag von 100 Euro 
pro Schuljahr nicht aus Erhebungen 
abgeleitet, sondern willkürlich.

Nun muss der Bundestag bis Ende des 
Jahres eine neue Regelsatzverordnung 
beschließen. Ob dabei höhere Beträge 
herauskommen? Von Arbeitgeberver-
bänden und von Roland Koch (CDU) 
gibt es schon die Forderung, die Sät-
ze abzusenken; das ist durch das Ge-
richtsurteil nicht ausgeschlossen.

Jobcenter bleiben

In vielen Städten und Landkreisen 
wird die Betreuung von Langzeitar-
beitslosen in Jobcentern als gemischte 
Verwaltung von Bundesagentur für 
Arbeit und städtischen Sozialbehör-
den angeboten. Das hatte das Bundes-
verfassungsgericht vor einem Jahren 
gerügt. Gemischte Verwaltungen von 
Bundesbehörden und Kommunen ver-
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Am 26. Dezember 2009 wurde ein 
38jähriger psychisch kranker Mann 
durch drei Polizeikugeln so schwer 
verletzt, dass er starb. Die genauen 
Umstände dieses schrecklichen Ereig-
nisses werden im Verfahren gegen den 
Beamten aufgeklärt werden müssen, 
der die tödlichen Schüsse abgab. Fest 
steht bisher, dass die Polizei seine Tür 
aufbrach, dass er daraufhin im engen 
Flur den eindringenden Polizisten mit 
einem Messer entgegenkam, dass die 
Polizei zunächst Reizgas einsetzte, das 
jedoch ohne Wirkung blieb, und dass 
ein Beamter dann schoss. 

Vor weniger als zwei Jahren war in 
Hamburg schon einmal ein psychisch 
kranker Mann von Polizei erschossen 
worden. Deshalb und ungeachtet der 
strafrechtlichen Aufklärung drängen 
sich Fragen auf, vor allem nach mög-
lichen strukturellen Problemen bei der 
Ausbildung der Polizei und bei der 
Vorbereitung von Polizeibeamten auf 
schwierige polizeiliche Situationen im 
Umgang mit Menschen in Krisensi-
tuationen. Fragen also danach, was 
verändert werden muss, um die Gefahr 
tödlich endender Eskalationen absolut 
zu minimieren. Diesen Fragen ging auf 
Antrag der Linken am 28. Januar der 
Innenausschuss nach. 

In Berlin existiert ein Krisendienst, 
der für Menschen in Krisensituati-
onen rund um die Uhr erreichbar ist. 
Zwischen diesem Krisendienst und 
der Polizei besteht eine Kooperations-
vereinbarung, die sich auf viele Be-
reiche erstreckt. Seit Juli 2008 sieht 
eine sogenannte Geschäftsanweisung 
der Berliner Polizei außerdem vor, dass 
der Krisendienst bei Einsätzen im Zu-
sammenhang mit psychisch Kranken 
zum Einsatz hinzugezogen werden soll. 
Das heißt, dass erfahrene Fachleute der 

Polizei in solchen schwierigen Einsät-
zen beistehen.

In Hamburg existiert erstens ein 
vergleichbarer, rund um die Uhr er-
reichbarer Krisendienst dagegen nicht. 
Der sozialpsychiatrische Dienst hat bis 
16 Uhr geöffnet; es gibt jedoch einen 
Psychiatrischen Notdienst (PND), den 
die Polizei bei Einsätzen im Zusam-
menhang mit psychisch kranken Men-
schen rufen kann. Doch es gibt, das 
ergab die Befragung des Senats, keine 
polizeilichen Dienstvorschriften oder 
Handlungsanweisungen, die regeln, 
dass der PND oder Polizeipsycholo-
gen zum Einsatz hinzugezogen werden 
sollen. Auf eine Schriftliche Kleine 
Anfrage antwortet der Senat auswei-
chend: „Maßnahmen der Polizei bei 
psychisch Kranken in Krisensituati-
onen müssen sich am jeweiligen Ein-
zelfall orientieren.“ Fachleute hinzu-
zuziehen gehört augenscheinlich nicht 
zu den grundlegenden Maßnahmen in 
diesen Fällen.

So kam es dann, dass die beiden Strei-
fenbeamten, die nach der Alarmierung 
der Polizei durch die Mutter des Kran-
ken vor Ort eintrafen, offenbar nur 
eine einzige Handlungsoption ins Auge 
fassten, nämlich die Tür wenn nötig 
mit Gewalt zu öffnen, hinter der der 
an einer schweren Psychose leidende 
Mann sich verbarrikadiert hatte. Das, 
obwohl sie laut Senatsauskunft alle 
erforderlichen Informationen über den 
Zustand des Mannes hatten, also zu-
mindest von der akuten Krisensituati-
on wussten und davon, dass die Mutter 
zu ihrem Sohn nicht mehr durchge-
drungen war. In der Dreiviertelstunde 
vom Eintreffen bis zu den Todesschüs-
sen forderten sie Verstärkung durch 
Polizei und Feuerwehr an, so dass sich 
schließlich zwölf Uniformierte vor Ort 

versammelten – Fachleute, also den 
Psychiatrischen Notdienst oder Poli-
zeipsychologen forderten sie diese gan-
ze Dreiviertelstunde lang nicht an. 

Niemand weiß, wie sich die Situation 
entwickelt hätte, wären die Polizeibe-
amten durch im Umgang mit psychisch 
Kranken erfahrene Fachleute unter-
stützt worden. Aber das Risiko, dass die 
gewaltsame Öffnung der Tür – wegen 
Ruhestörung!, wie Polizeipräsident 
Jantosch die keineswegs selbstver-
ständliche Verletzung des Grundrechts 
auf Unversehrtheit der Wohnung be-
gründete – bei einem verstörten Men-
schen zu unkalkulierbaren Reaktionen 
führen kann, hätten Fachleute mit Si-
cherheit erkannt. So eskalierte die Si-
tuation für die Beamten offensichtlich 
völlig überraschend. 

Die Polizeibeamten, das wurde in der 
Innenausschusssitzung deutlich, sa-
hen in dem psychisch kranken, randa-
lierenden Mann vor allem den „Störer“. 
Andere als polizeiliche Maßnahmen, 
mit der Situation fertig zu werden, 
gehörten nicht zu ihren Handlungs-
optionen.

Dass es keine Dienstanweisung gibt, 
in solchen Krisensituationen zwingend 
Fachleute hinzuzuziehen, ist das eine. 
Ein weiteres strukturelles Problem 
liegt womöglich in der Umsetzung von 
Ausbildungsinhalten in die polizeiliche 
Praxis. Streifenbeamte haben in ihrer 
Ausbildung 25 Unterrichtseinheiten 
zum Thema „Umgang mit psychisch 
erkranken Personen“ absolviert. Fort-
bildungsveranstaltungen vermitteln 
ein einschlägiges „einsatzbezogenes 
Training“; wie und in welchem Um-
fang, blieb unklar. Reicht das? Es gibt, 
wie auf eine Frage zu erfahren war, 
auch Dienstbesprechungen in Revier-
wachen, die Fälle von psychisch kran-
ken Menschen im Revier und den Um-
gang mit ihnen thematisieren; aber wie 
die Besprechungen in die polizeiliche 
Praxis einfließen, darüber kann die 
Innenbehörde schon keine genaueren 
Angaben mehr machen. 

Über 10.000 Mal werden Polizisten 
in Hamburg jährlich wegen „Ruhe-
störung“ gerufen – Einsätze, die oft 
schwierig oder sehr schwierig sind, 
manches Mal auch gefährlich, und im-
mer ein sicheres Urteil erfordern. Wie 
lernen junge Polizeibeamtinnen und 
-beamte die Grenzen und Risiken po-
lizeilicher Maßnahmen beim Einsatz 
gegen Menschen in Krisensituationen 
beurteilen? Wie lernen sie, Maßnahmen 
zu ergreifen, die dem „jeweiligen Ein-
zelfall“ tatsächlich angemessen sind?

Die Vertreter von Polizei und Innen-
behörde beantworteten im Innenaus-
schuss Fragen nach strukturellen Pro-
blemen und Defiziten ausweichend. Der 
Innenausschuss will nach Abschluss 
der Aufklärung des konkreten Falles 
erneut mögliche Schlussfolgerungen 
erörtern.� Christiane Schneider

Hamburg: Aufklärungsbedarf nach dem gewaltsamen Tod 
eines psychisch Kranken

Gravierende Lücken 

dunkelten, wer für was verantwortlich 
sei. Die große Koalition hatte bereits 
eine Grundgesetzänderung vorberei-
tet, um die Fortsetzung der Jobcenter 
zu ermöglichen; auch die Bundesländer 
waren dafür. Das scheiterte damals 
an der CDU-/CSU-Fraktion, die eine 
weitere Ausdehnung von sogenannten 
Optionskommunen verlangte; das sind 
Kommunen oder Landkreise, die auch 
die Arbeitsvermittlung in eigener Re-
gie betreiben.

Arbeitsministerin von der Leyen 
setzte die Beteiligten unter Druck; sie 
kündigte einen Gesetzentwurf an, der 
faktisch die alte Trennung in Arbeits-
vermittlung durch Bundesagentur und 
Sozialbetreuung durch die Kommune 
hergestellt hätte. Dagegen gab es aus 

den Gemeinden viele Proteste. Nach-
dem die Bundesländer erklärten, sie 
würden im Bundesrat einem Gesetzent-
wurf zur Trennung nicht zustimmen, 
ging es jetzt rasch: Die Ministerin war 
sowieso schon immer für eine Grund-
gesetzänderung; die SPD signalisierte 
Zustimmung und die CDU-Fraktion 
wird damit getröstet, dass es eine „mo-
derate“ Erhöhung der Zahl der Opti-
onskommunen geben wird.

Damit bleibt eine umstürzende Än-
derung bei der Verwaltung von Lang-
zeitarbeitslosen aus; der zähe Kampf in 
den einzelnen Kommunen für sinnvolle 
Arbeitsangebote, spezielle Maßnah-
men für Jugendliche, für Migranten 
usw., gegen sinnlose Ein-Euro-Jobs 
geht aber weiter.�A lfred Küstler
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Die Kommunalwahlen in der Türkei 
Ende März letzten Jahres glichen in 
den kurdischen Gebieten einem Re-
ferendum für eine demokratische Än-
derung der Türkei. Die prokurdische 
DTP hatte nach den erfolgreichen Par-
lamentswahlen, in denen sie in Frakti-
onsstärke ins türkische Parlament ein-
zog, nun fast 100 Bürgermeisterposten 
errungen. Deutlich wurde, dass in den 
kurdischen Provinzen der Türkei nach 
fast 30 Jahren Guerillakampf und wü-
tender militärischer Unterdrückung 
die kurdische Zivilgesellschaft eine 
Entwicklung genommen hat, die über 
den Aufbau demokratischer Struktu-
ren, Organisationen und Parteien an 
eine Punkt gelangt ist, wo es kein Zu-
rück mehr gibt. Die Forderungen nach 
Respektierung unterschiedlicher Eth-
nien und Kulturen und ihrer verfas-
sungsrechtlicher Verankerung, nach 
demokratischem Wandel in den kom-
munalen Strukturen, nach eigenstän-
diger wirtschaftlicher Entwicklung 
der kurdischen Region können nicht 
mehr mit kleinen Häppchen wie Zulas-
sung von kurdischem Fernsehen, Radio 
oder der Erlaubnis kurdischer Sprache 
befriedigt werden. Allein am Beispiel 
des geplanten Staudammprojekts bei 
Hasankeyf wird deutlich, wie sich in 
der kurdischen Bevölkerung bis auf die 
Dörfer eine demokratische Bewegung 
entwickelt, die selbstbewusst die ei-
genständige wirtschaftliche Entwick-
lung einfordert. Ein Ergebnis dieser 
Bewegung ist die Rücknahme der Kre-
ditzusagen Deutschlands, Österreichs 
und der Schweiz für das umstrittene 
Staudammprojekt.

In dieser Situation kündigte die re-
gierende AKP unter Ministerpräsident 
Erdogan wieder einmal Pläne für die 
Änderung der Situation der Kurden in 
der Türkei an. Der türkische Innenmi-
nister kündigte im Parlament eine „de-
mokratische Öffnung“ einer „neuen 

Türkei“ an. Dieser „Lösungsvor-
schlag“ beinhaltete lediglich et-
was mehr kurdisches Fernsehen, 
wozu eine spezielle Genehmigung 
erteilt werden muss.

Gleichzeitig versuchte die AKP 
den Einfluss des Militärs auf die 
türkische Politik einzudämmen. 
Generalstabsoffiziere wurden 
verhaftet, die Prozesse wegen 
Putschversuchen, Entführungen 
und Morden sogenannter „unbe-
kannter Täter“ usw. laufen derzeit 
noch.

Die PKK unterstützte diese 
Entwicklung mit einem erneuten 
einseitigen Waffenstillstand der 
Guerilla im April letzten Jahres. Da 
von Seiten der Regierung nichts Be-
deutendes kam in Richtung Änderung 
der Politik, versuchte die PKK erneut 
die Entwicklung zu befördern. Eine 
Friedensgruppe aus den Guerillala-
gern und dem Flüchtlingslager Max-
mur kam im Oktober über die Grenze 
des Iraks in die Türkei. Sie wurde von 
mehreren Millionen Kurden begeis-
tert empfangen und brachte den Lö-
sungsvorschlag, die sog. „Roadmap“, 
des inhaftierten PKK-Vorsitzenden 
Öcalan einer größeren Öffentlichkeit 
zur Kenntnis. 

Für die Militärführung und die AKP 
war das eine entscheidende Wende. Sie 
erkannten, dass die kurdischen Pro-
vinzen politisch verloren gehen. Das 
Militär muss eine weitere Beschnei-
dung seiner Privilegien fürchten, 
bisher konnte es ungehindert in den 
kurdischen Provinzen operieren und 
von der wirtschaftlichen Ausbeutung 
Kurdistans profitieren. Im kommen-
den Jahr finden die Parlamentswahlen 
statt. Die AKP muss befürchten, dass 
sie ihre absolute Mehrheit im tür-
kischen Parlament verliert. Sie hat die 
Hoffnungen der arbeitenden Menschen 
im Westen und im Osten der Türkei auf 

Verbesserung der Le-
benssituation – ob im 
wirtschaftlichen oder 
im kulturellen Leben 
– enttäuscht. Von ihren 
Versprechungen vor 
den Wahlen vor vier 
Jahren ist kaum etwas 
übrig geblieben. Viel-
mehr ist die Schere zwi-
schen Reich und Arm 
im Westen der Türkei 
weiter aufgegangen, ge-
werkschaftliche Rechte 
werden weiter mit Poli-
zeigewalt unterdrückt. 
Und der Abstand in der 

wirtschaftlichen Entwicklung zwi-
schen dem Westen und dem Osten der 
Türkei ist auch weiter gewachsen. Die 
AKP braucht in dieser Situation die 
Stimmen aus den kurdischen Provin-
zen. Hatte sie diese das letzte Mal durch 
das Versprechungen wie der Gewäh-
rung individueller Rechte für die Kur-
den und wirtschaftlicher Entwicklung 
des Ostens erhalten können, sind diese 
Hoffnungen auf den Nullpunkt gesun-
ken. Nach Umfragen war ein überwäl-
tigender Sieg der prokurdischen DTP 
zu erwarten. So fachten Militär und 
AKP die übelsten nationalistischen 
Stimmungen und Instinkte an. Sie be-
dienten sich dabei auch der national-
faschistischen MHP, in Deutschland 
besser unter Graue Wölfe bekannt. 
Pogromartige Ausschreitungen gegen 
kurdische Wohnviertel in den Städten 
und Dörfern im Westen der Türkei wa-
ren die Folge, Parteibüros wurden von 
einem aufgebrachten Mob überfallen, 
Parlamentsabgeordnete angegriffen 
bis hin zu bewaffneten Angriffen auf 
kurdische Menschen. 

Dies schaffte die Stimmung für das 
Verfassungsgericht, die prokurdischen 
DTP im Dezember 2009 zu verbieten: 
„Einer Partei, die mit dem Terroris-
mus zu tun hat, kann keine Organi-
sationsfreiheit eingestanden werden“, 
begründete das Gericht das Urteil. Der 
Parteivorsitzenden Türk und ein zwei-
ter Abgeordneter verloren ihr Mandat 
im Parlament, ihnen und 35 weiteren 
Politikern der DTP wurde für fünf 
Jahre untersagt, öffentliche Ämter zu 
bekleiden. Damit sollte u.a. auch der 
Fraktionsstatus der DTP im Parlament 
beseitigt werden. Leyla Zana, nicht 
Mitglied der DTP, erhielt im Verbotsur-
teil ebenfalls ein erneutes Verbot, sich 
politisch zu betätigen.

Die Abgeordneten der DTP und die 
Bürgermeister in den kurdischen Pro-
vinzen traten in die neu gegründete 
Partei BDP (Partei für Frieden und 

Türkei: Statt demokratischer Veränderungen 
hat die AKP den Vernichtungskurs gewählt

Bürgermeister in Handschellen

Proteste in Diyarbakir
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An diesem Tag, dem 31. Januar 2010, 
haben wir uns getroffen, um die Ver-
sammlung der afrikanischen Arbeiter 
von Rosarno in Rom zu bilden.
 

Wir sind die Arbeiter, die gezwungen 
wurden, Rosarno zu verlassen, nach-
dem wir unsere Rechte gefordert ha-
ben. Wir arbeiteten unter unmensch-
lichen Bedingungen. Wir lebten in 
verlassenen Fabrikhallen ohne Wasser 
und Elektrizität. 

Unsere Arbeit wurde schlecht be-
zahlt.Wir haben unsere Schlafplätze 
jeden Morgen um 6 Uhr verlassen und 
sind nicht vor 20 Uhr zurück gekom-
men für 25 Euro, die nicht immer in 
unseren Taschen landeten.

Manchmal schafften wir es nicht 
einmal, nach einem Tag harter Arbeit 
überhaupt bezahlt zu werden.

Wir kehrten mit leeren Händen zu-
rück, die Körper gebeugt vor Müdig-
keit.

Wir waren seit mehreren Jahren Ob-
jekte von Diskriminierungen, Ausbeu-
tung und Belästigungen jeglicher Art.

Wir wurden tagsüber ausgebeutet 
und nachts gejagt durch die Kinder 
unserer Ausbeuter.

Wir wurden geschlagen, belästigt, 
angesehen wie Tiere, … entführt – je-
mand von uns ist auf Nimmerwieder-
sehen verschwunden.

Man hat auf uns geschossen, zum 
Spiel oder im Interesse von jemandem 
– wir haben weitergearbeitet.

Mit der Zeit wurden wir leichte Ziel-
scheiben. Wir konnten nicht mehr.

Diejenigen, die nicht durch Schüsse 
verletzt worden waren, waren in ihrer 
Würde, in ihrem Stolz, Menschen zu 
sein, verletzt.

Wir konnten nicht mehr auf eine Hilfe 
warten, die nie kommen würde, weil 
wir unsichtbar sind, wir existieren 
nicht für die Behörden dieses Landes.

Wir haben uns sichtbar ge-
macht, wir sind auf die Straße gegan-
gen, um unsere Existenz hinaus zu 
schreien.

Die Leute wollten uns nicht sehen. 
Wie kann jemand, der nicht existiert, 
demonstrieren?

Die Behörden und die Ordnungskräf-
te sind gekommen und sie haben uns 
aus der Stadt deportiert, weil wir nicht 
mehr in Sicherheit waren. Die Leute 
aus Rosarno haben sich bereit gemacht, 
uns zu jagen, zu lynchen, dieses Mal 
organisiert, in wirklichen Menschen-
jägergruppen.

Wir wurden eingesperrt in Haftzent-
ren (geschlossenen Lagern) für Ein-
wanderer.

Viele sind dort noch, andere sind nach 
Afrika zurückgekehrt, andere ver-
streut in einigen Städten des Südens.

Wir, wir sind in Rom. Heute sind wir 
ohne Arbeit, ohne Schlafplatz, ohne 
unser Gepäck, unsere Löhne immer 
noch ungezahlt in den Händen unserer 
Ausbeuter.

Wir sagen, dass wir Akteure des wirt-
schaftlichen Lebens dieses Landes sind, 
dessen Behörden uns weder sehen noch 
uns hören wollen. Die Mandarinen, 

die Oliven und die Orangen 
fallen nicht vom Himmel. Es 
sind Hände, die sie pflücken.

Wir hatten es geschafft, 
eine Arbeit zu finden, die 
wir verloren haben, weil wir 
ganz einfach gefordert ha-
ben, wie Menschen behandelt 
zu werden. Wir sind nicht als 
Touristen nach Italien ge-
kommen. Unsere Arbeit und 
unser Schweiß nützen Italien 
wie sie auch unseren Familien 
nützen, die große Hoffnungen 
in uns gesetzt haben.

Wir verlangen von den Be-
hörden dieses Landes, uns wahrzuneh-
men und unsere Bitten zu hören:

Wir fordern, dass die humanitäre 
Aufenthaltserlaubnis, die den elf in 
Rosarno verletzten Afrikanern zuge-
standen wurde, auch uns allen, die wir 
Opfer von Ausbeutung und unserer ir-
regulären Situation sind, die uns ohne 
Arbeit lässt, verlassen und vergessen 
auf der Straße, zugestanden wird.

Wir wollen, dass die Regierung dieses 
Landes ihre Verantwortung übernimmt 
und uns die Möglichkeit garantiert, in 
Würde zu arbeiten.

Die Versammlung der afrikanischen 
Arbeiter von Rosarno in Rom

Demokratie) ein. Durch den Eintritt 
eines fraktionslosen Abgeordneten in 
die BDP konnte der Fraktionsstatus 
im Parlament wieder erlangt werden. 
Am letzten Wochenende wurden als 
Vorsitzende der neuen BDP auf dem 
ersten Parteikongress die Parlaments-
abgeordneten Gülten Kisanak und Se-
lahattin Demirtas gewählt.

Ahmed Türk, Vorsitzender der ver-
botenen DTP reichte gegen das Verbot 
Klage beim Europäischen Menschen-
rechtsgerichtshof in Straßburg ein.

Nach dem Verbot der DTP setzte eine 
Verfolgungs- und Verhaftungswelle 
gegen kurdische Politiker ein. Unter 
anderem wurden sechs Bürgermeister 
in Handschellen abgeführt und vor dem 
Staatssicherheitsgericht in Diyarbakir 
angeklagt wegen Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung. Derweil 
sitzen etwa 900 Politiker und Funktio-
näre der verbotenen DTP und der BDP 
in Haft. Osman Baydemir, Oberbür-
germeister von Diyarbakir und eine der 
Persönlichkeiten des demokratischen 
Aufbruchs der Kurden, erhielt Ausrei-
severbot aus der Türkei. Sein Reisepass 
wurde eingezogen. Gegen die Angriffe 
auf die kurdischen Strukturen finden 
seit Dezember Demonstrationen und 
Aktionen statt, deren Hauptträger kur-
dische Jugendliche sind.

In mehreren Stellungnahmen ver-
weisen PKK und Guerillaführung 
darauf, dass die türkische Regierung 
sich auf einer Gratwanderung befindet. 
Sie warnen vor einer weiteren Ver-
schärfung militärischer Angriffe und 
Übergriffe auf die legalen Strukturen 
und betonen ihrerseits, dass sie wei-
terhin an einer friedlichen Lösung des 
Konflikts Interesse haben. Erneut for-
derten sie eine Verfassungsänderung 
der Türkei.

Die türkische Regierung und das 
Militär haben sich für einen Kurs 
entschieden, der auf die Zerstörung 
und Vernichtung der demokratischen 
kurdischen Partei- und Organisations-
strukturen abzielt. Gegen die Guerilla-
camps im Irak wird derzeit ein neuer 
Angriff vorbereitet. Auch hier wird 
nicht auf Verhandlungen und Rück-
kehr und Wiedereingliederung der be-
waffneten Kräfte in die Türkei gesetzt, 
sondern erneut ein Plan der völligen 
militärischen Vernichtung der PKK 
verfolgt. Seit Monaten betreibt die tür-
kische Regierung dazu diplomatische 
Verhandlungen mit den USA, der ira-
kischen Regierung bis hin zu direkten 
Besuchen bei der kurdischen Regional-
regierung im Nordirak. Größere Be-
hinderungen von EU oder deutscher 
Regierung sind derzeit ebenfalls nicht 
zu erwarten. Die AKP hat keine demo-
kratische Lösung für den Kurdenkon-
flikt entwickelt. Stattdessen hat sich 
die AKP derzeit für Krieg entschie-
den und hofft, so als Regierungspartei 
überleben zu können. � rub

„Die Mandarinen und Oliven fallen nicht vom Himmel“*

* Den oben stehenden Text, verfasst von afrikanischen Arbeitern aus Rosarno, 
die jetzt in Rom sind, bekam ich auf Umwegen aus Marokko – ich finde, er muss 
verbreitet werden, und ich versuche deshalb, ihn zu übersetzen (wie immer ist 
es nicht so einfach, die französische Sprache mit ähnlichem Klang und trotzdem 
richtig ins Deutsche zu übersetzen): lusido2002@yahoo.fr

Auslands-

nachrichten
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Demonstration gegen Bundeswehr 
an Schulen
Freiburg. Die erste bundesweite De-
monstration am 25.1.2010 gegen die 
Kooperationsvereinbarung von Land 
und Bundeswehr war mit mehr als 1300 
TeilnehmerInnen ein deutliches Zei-
chen gegen das Unterrichten von Ju-
gendoffizieren an Schulen. „Diese ein-
seitige Sicht auf kritische Themen ist 
sehr problematisch. Die Schülerinnen 
und Schüler kriegen nicht die ganze 
Bandbreite der Thematik aufgezeigt 
– es fehlt die Sicht der anderen Seite.“ so 
Maggie Jaglo, Vorstand des u-asta Frei-
burg. „Wenn Jugendoffiziere von ihrem 
Einsatz in Afghanistan berichten, soll-
ten auch FriedensaktivistInnen oder 
Deserteure eingeladen werden, um 
wirklich eine fundierte Diskussion zu 
ermöglichen.“�  www.u-asta.uni-freiburg.de

Kooperationsvereinbarung Kultusmi-
nisterium / Bundeswehr kündigen!
Stuttgart. Über 100 Personen und Or-
ganisationen fordern am 2. Februar 
2010 in einem Brief Kultusminister 
Rau auf, die am 4. Dezember 2009 un-
terzeichnete Kooperationsvereinba-
rung zwischen Kultusministerium und 
Bundeswehr aufzukündigen. Der von 
der Deutschen Friedensgesellschaft 
– Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 
(DFG-VK) Baden-Württemberg initi-
ierte Brief wird u.a. von vielen Leh-
rern, Pädagogen, Erziehern, Pfarrern, 
Gewerkschaftern, Parteigliederungen 
und Friedensorganisationen aus Ba-
den-Württemberg unterstützt. 
� Brief ohne Unterstützungsunterschriften: 

� http://bawue.dfg-vk.de/ 

Demonstration am 20. Februar:  
Truppen raus aus Afghanistan!
Berlin. In dem Aufruf der Friedens-
bewegung für eine Demonstration am 
20. Februar in Berlin heißt es: „Heute 
sind über 100.000 ausländische Solda-
tinnen und Soldaten in Afghanistan. 
Die Menschen in Afghanistan fühlen 

sich dadurch nicht befreit, sondern 
besetzt. Das nährt den bewaffneten 
Widerstand. Jetzt sollen noch 40.000 
weitere Soldatinnen und Soldaten in 
Afghanistan Krieg führen. Davon 850 
aus Deutschland. Die Bundesregierung 
will im Bundestag beantragen: Trup-
penaufstockung für Afghanistan. Mit 
der Mehrheit der Bevölkerung sagen 
wir dazu Nein. Wir fordern die Bun-
destagsabgeordneten auf: Stimmen Sie 
mit Nein! Schicken Sie keine weiteren 
Truppen, sondern ziehen Sie diese ab! 
Nur dann hat der Frieden eine Chan-
ce, können die humanitären Hilfsorga-
nisationen ungefährdet arbeiten … “ 
Keine Erhöhung der Truppen – Frieden 
und Aufbau statt Unterstützung für 
den Krieg!� www.afghanistandemo.de

Hungerstreik in bayerischen Flücht-
lingslagern
Passau. Mehr als 25 BewohnerInnen 
der Flüchtlingslager in Hauzenberg 
und Breitenberg (Landkreis Passau/
Niederbayern) boykottieren seit dem 26 
Januar 2010 die Annahme der Essens-
pakete, die sie anstelle von Bargeld als 
minderwertige Verpflegung bekom-
men. 11 Flüchtlinge in Hauzenberg sind 
darüber hinaus in unbefristeten Hun-
gerstreik getreten, sie verweigern die 
Aufnahme fester Nahrung und nehmen 
lediglich Wasser und Tee zu sich. Die 
Flüchtlinge, unter ihnen der ehema-
lige kongolesische Fußball-National-
spieler Nsumbu Dituabanza, fordern 
Recht auf Arbeit, Bewegungsfreiheit 
und Bargeld statt Essenspaketen. 
� www.fluechtlingsrat-bayern.de

Atomkraftgegner planen  
120 Kilometer lange Aktions- und 
Menschenkette
Berlin/Hamburg: Die Anti-AKW-Be-
wegung macht mobil gegen den Weiter-
betrieb der Atomkraftwerke. Für den 
24. April2010 ruft ein breites gesell-
schaftliches Bündnis unter dem Motto 
„KettenreAktion: Atomkraft abschal-
ten!“ zu einer 120 Kilometer langen 

Aktions- und Menschenkette zwischen 
den Atomkraftwerken Brunsbüttel und 
Krümmel auf. Die Kette wird dabei 
auch quer durch Hamburg führen. 
Initiatoren der Anti-Atom-Kette sind 
der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND), die Anti-Atom-
Organisation .ausgestrahlt, das Kam-
pagnennetzwerk Campact und die Ar-
beitsgemeinschaft Schacht Konrad. An 
der Organisation der Aktion beteiligen 
sich Anti-Atom-Initiativen, Umwelt-
verbände, Gewerkschaften, Parteien, 
Jugendverbände und weitere Nichtre-
gierungsorganisationen. 
Die geplante Menschenketten-De-
monstration soll nicht nur die beiden 
Pannen-Reaktoren in Krümmel und 
Brunsbüttel miteinander verbinden, 
sondern auch den Ausbau der erneu-
erbaren Energien in den Blickpunkt 
rücken. Auch im hessischen Biblis und 
im nordrhein-westfälischen Ahaus 
werden am 24. April Atomkraftgegner 
demonstrieren. � www.bund.net

20.000 bei Waldorf Schulen Demo
Stuttgart. Rund 20.000 Schüler, Eltern 
und Lehrer von Freien Schulen haben 
am 19.01.2010 in der Stuttgarter Innen-
stadt demonstriert. In dem Demonstra-
tionsaufruf der Arbeitsgemeinschaft 
Freier Schulen Baden-Württemberg 
(AGFS) heißt es: „In der Koalitions-
vereinbarung 2006 hatte das Land den 
Schulen in freier Trägerschaft zuge-
sichert, die finanzielle Förderung im 
Laufe dieser Legislaturperiode auf 
80% der Kosten eines staatlichen Schü-
lers stufenweise anzuheben. Schon am 
27. April 2005 erklärte Ministerpräsi-
dent Oettinger im Landtag: ,Die Lan-
desregierung sieht Privatschulen als 
Partner im Bildungsauftrag. Wir wol-
len die Privatschulen in den nächsten 
Jahren sichern helfen.‘ Und weiter: ,Ich 
strebe an, in den nächsten Haushalts-
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„Volksaufstand“ gegen 
 Bahnhofsumbau?
Stuttgart. Am 2. Februar war offiziell 
Baubeginn für das Bahnprojekt Stutt-
gart 21, mit dem der jetzige Kopfbahn-
hof zu einem unterirdischen Durch-
gangsbahnhof umgebaut werden soll. 
Dennoch geben sich die Gegner nicht 
geschlagen. Am Montag, 8. Februar, 
waren wie jeden Montag seit Jahres-
beginn, mehrere tausend Menschen am 
Bahnhof versammelt, um gegen den 
Bau zu demonstrieren. Eine Veranstal-
tung der Tiefbahnhof-Gegner im Rat-
haus war mit mehr als 600 Teilnehmern 
überfüllt. Nicht wenige sind überzeugt, 
dass sie einen „Volksaufstand“ organi-
sieren können, mit dem der Bau ver-
hindert wird; sie hoffen darauf, dass 
die Baukosten derart aus dem Ruder 
laufen, dass der Bau eingestellt werden 
muss, oder auf ein positives Gerichts-
urteil im Urheberstreit, den der Enkel 
des Bahnhofsarchitekten Bonatz we-
gen des geplanten Teilab-
risses angestrengt hat.

Wer trägt den Protest? 
Mittelschicht, Kunst und 
Kultur – inzwischen sind 
nahezu das ganze Feuil-
leton, Krimiautoren und 
Schauspieler zu den Geg-
nern gewechselt. Es ist 
ein bestimmtes Lebens-
gefühl, was sich gegen das 
Bahnprojekt richtet. „Wir 
bleiben oben“, ist die Lo-
sung. Darin drücken sich 
Ängste aus gegen eine 
rein funktionell begrün-
dete Technik und Archi-
tektur. Es geht nicht um 
Abwägung und Kompro-
miss, sondern um eine als 
existentiell gefühlte Ent-
scheidung – die Stadt als 
gewohntes Umfeld wird 
nachher anders sein. Daher ist der Ton-
fall ruppig und extrem (siehe Plakat 
gegen Bahnchef R. Grube). Diese Bewe-
gung klammert sich an alle auch entle-
genen Möglichkeiten, das Projekt doch 
noch zu kippen: Urheberrecht, geolo-
gische Unwägbarkeiten, Geldmangel 
sind vorgebrachte Befürchtungen, die 
eine Umorientierung bei den entschei-
denden Eliten bewirken sollen.

Dass sich der Protest so entwickelt 
hat, hängt mit dem sich über mehr als 
15 Jahre hinziehenden Entscheidungs-
gang für das Projekt zusammen. 1995 
wurde im Stuttgarter Gemeinderat mit 
einer übergroßen Mehrheit für das Pro-
jekt entschieden – nur Grüne (damals 
bedeutend schwächer) und REP waren 
dagegen. Der Planungsprozess begann 
zunächst mit den üblichen Bürgerbe-
teiligungen, stockte dann aber, weil 
verschiedene Verkehrsminister, insbe-
sondere unter rot-grünen Bundesre-
gierungen, am Projekt nur mäßiges 

Interesse zeigten – Finanzen 
für die Bahn flossen eher in 
den Osten. Erst als die Lan-
desregierung erneut drängte und 
vor allem erklärte, stärker in die Fi-
nanzierung einzusteigen, startete das 
Projekt neu. Unter dem Gesichtspunkt, 
dass Entscheidungen, die das Gesicht 
einer Stadt dermaßen verändern und 
auf lange Zeit neu prägen, demokra-
tisch begründet sein müssen, war das 
verheerend. Stuttgart 21 erscheint als 
Elitenprojekt, das je nach „Prestige-
denken“ der Beteiligten mal so und mal 
so entschieden wird.

Diese Eliten wirken aber jetzt sehr 
entschieden und nicht gewillt, dem Pro-
test nachzugeben. Sie sind überzeugt 
vom Tiefbahnhof. Die Verkehrsinfra-
struktur von Stuttgart als wichtiger 
Industrieregion im Südwesten müs-
se verbessert werden, das sei nur mit 
mehr Schienenverkehr möglich. Die 
weltweiten Erfahrungen der letzten 
Jahrzehnte habe sie zu der Auffassung 

gebracht, dass sich öffentlicher Verkehr 
in den großstädtischen Ballungsräu-
men und Metropolen nur unterirdisch 
verwirklichen lässt. Hohe Geschwin-
digkeiten und Verkehrssicherheit las-
sen sich in hochverdichteten Räumen 
auf bestehenden Trassen einfach nicht 
realisieren, so die Befürworter. Sie ver-
weisen darauf, dass der tiefer gelegte 
Bahnhof die Anbindung des Stuttgar-
ter Flughafens an das Eisenbahnnetz 
mit stark verringerten Reisezeiten er-
möglicht. Ferner sei die Schnellbahn-
trasse Teil der europäischen Magistra-
le Paris-München-Wien-Budapest. Zur 
Begründung, warum das Land sich in 
hohem Maße finanziell beteiligt, wird 
auf die halbierte Fahrzeit von Stuttgart 
nach Ulm mit 28 Minuten verwiesen 
– wichtig für die künftige Entwicklung 
von Ostwürttemberg. Auch die Stadt 
würde nur profitieren: rund 100 Hektar 
Gelände werden nahe der Innenstadt 
frei. � Alfred Küstler

Aktionen … 

Initiativenjahren die Landesfördermittel Stück 
für Stück auf etwa 80% der tatsäch-
lichen Kosten anzuheben.‘ Der vorlie-
gende Haushaltsplanentwurf für die 
Jahre 2010 und 2011 zeigt, dass die 
Landesregierung dieses Ziel nicht er-
reichen wird.“ – Die AGFS vertritt 
die Schulträger der Schulen in freier 
Trägerschaft in Baden-Württemberg. 
Dazu gehören rund 680 so genannte 
Ersatzschulen mit ca. 135.000 Schü-
lerinnen und Schülern. Ersatzschulen 
werden so genannt, weil es im staatli-
chen Schulwesen entsprechende Schu-
len gibt. Darüber hinaus bereichern die 
Freien Schulen die Bildungslandschaft 
mit ca. 500 Ergänzungsschulen, d. h. 
hier gibt es keine staatliche Entspre-
chung. Diese Schulen erhalten aller-
dings keine Regelzuschüsse.
� www.waldorf-bw.de

Apartheid-Opfer vs. Daimler
Berlin. Der Auftritt der deutschen 
Fußball-Nationalmannschaft bei der 
WM in Südafrika steht unter keinem 
guten Stern. Das Problem ist nicht das 
DFB-Team, sondern dessen Hauptspon-
sor: Mercedes Benz. Bei Südafrikane-
rInnen, die ihr Leben im Kampf gegen 
das rassistische Apartheidregime ris-
kierten, ruft das Daimler-Logo dunkle 
Erinnerungen wach. Ein Bundesbe-
zirksgericht in New York hat im April 
2009 eine Sammelklage von Opfern 
des südafrikanischen Apartheidre-
gimes zugelassen. Die Klage wegen 
Beihilfe zu schweren Menschen-
rechtsverletzungen, die bereits 2002 
Jahren eingereicht wurde, richtet sich 
gegen Unternehmen, die das rassisti-
sche Apartheidregime gestützt haben 
– darunter auch die deutsche Rhein-
metall und der Daimler-Konzern. Die 
Kläger werfen den Unternehmen vor, 
entweder direkt völkergewohnheits-
rechtlich anerkannte Menschenrechte 
in Südafrika verletzt oder staatliche 
Menschenrechtsverbrechen durch die 
Lieferung entsprechender Güter er-
möglicht und unterstützt zu haben. 
Mit ihren Geschäften verlängerten die 
Konzerne die politische Repression ge-
gen den Schwarzen Befreiungskampf 
und die Destabilisierungskriege in der 
Region. – Mit zahlreichen Einsprüchen 
blockieren die fünf beklagten Firmen 
zzt. das weitere Verfahren … Ziel der 
Klage ist eine angemessene Wieder-
gutmachung. Die Opfer verlangen die 
gesellschaftliche Anerkennung des be-
gangenen Unrechts und umfangreiche 
soziale Programme für den Wieder-
aufbau und die Entwicklung benach-
teiligter Gemeinschaften. Neben der 
juristischen Aufarbeitung der Apart-
heid-Verbrechen könnte die Klage 
ein Präzedenzfall zur Durchsetzung 
von menschenrechtlichen Standards 
gegenüber internationalen Unterneh-
men sein.� www.medico.de
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Der Deutsche Städtetag hat Anfang Februar 
„Alarm“ geschlagen. Die Folgen der kapi-
talistischen Krise sind 2009 auf die Kom-
munen durchgeschlagen, 2010 wird sich die 
Lage weiterverschärfen. Hinzu kommen die 
langjährigen strukturellen Finanzprobleme 
vieler Städte, die immer mehr handlungsun-
fähig machen. Petra Roth (CDU), Oberbür-
germeisterin von Frankfurt und Präsidentin 
des kommunalen Spitzenverbandes, spricht 
von der „schwersten Finanzkrise“ der Kom-
munen seit dem Kriegsende.

Tatsächlich bestätigen die Zahlen 
des Anfang Februar veröffentlichten 
Berichtes des Deutschen Städtetages 
diese Aussage. Nach einem positiven 
Finanzierungssaldo aller Kommen 
(ohne Stadtstaaten) von + 7,6 Mrd. Euro 
in 2008, geht der Bericht für 2009 von 
einem Finanzierungsdefizit von - 4,45 
Mrd. Euro aus und für 2010 von - 12,05 
Mrd. Euro. Das ist fast die Hälfte mehr, 
als das bisher höchste Finanzierungs-
defizit von -8,4 Mrd. Euro in 2003. 
Gleichzeitig sind auch die kurzfristi-
gen Kassenkredite rasant gestiegen. 
Sie lagen 2009 bei - 33,8 Mrd. Euro 
und stiegen allein in den ersten drei 
Quartalen 2009 um 4 Mrd. Euro. Da-
mit werden fast 20 % der Ausgaben 
der Kommunen durch Kassenkredite 
gedeckt. Die Finanzierungsprobleme 
der Kommunen sind also akut.

Eine der wesentlichen Ursachen die-
ser Entwicklung ist der Einbruch der 
Gewerbesteuereinnahmen der Städte, 
die – abzüglich der vom Bund kassier-
ten Gewerbesteuerumlage – von 31,14 
Mrd. Euro in 2008 um 17,4 % auf 25,75 
Mrd. Euro in 2009 einbrachen. Für 2010 
erwartet der Deutsche Städtetag einen 
weiteren Einbruch um 4,3 % auf 24,65 
Mrd. Euro. Dieser Einbruch ist nicht 
nur krisenbedingt, vielmehr sind nach 
Berechnungen des Städtetages rund 
900 Mio. Euro dieser Gewerbesteuer-
Rückgänge der Unternehmenssteuer-
reform geschuldet. Insgesamt sanken 
schon 2009 die Steuereinnahmen der 
Städte um 7,7 Mrd. Euro. Neben der 
Gewerbesteuer ist der größte Minus-
posten der Einkommensteueranteil der 
Gemeinden, der von 2008 auf 2010 um 
16 % sinken wird.

Bei den Ausgaben haben die Sozi-
alausgaben der Städte die höchste 
Steigerungsrate. Sie werden 2010 den 
Rekordwert von 41,6 Mrd. Euro er-
reichen, doppelt so viel, wie Anfang 
der 90er Jahre. Das vorgebliche Ziel, 
die Kommunen bei den Sozialausgaben 
mit Hartz IV zu entlasten, ist längst 

widerlegt (siehe Grafik 2). Im Gegen-
teil: Die von Schwarz-Gelb im Bun-
destag bereits beschlossene Senkung 
des Bundesanteils an den Kosten der 
Unterkunft auf 23,5 % macht deutlich, 
dass der Bund immer mehr Ausgaben 
auf die Kommunen abwälzt. Insgesamt 
erwarten die Städte dadurch einen An-
stieg der Kosten der Unterkunft auf 11 
Mrd. Euro, 27 % mehr als bei Einfüh-
rung von Hartz IV.

Dass die Investitionen der Kommu-
nen 2009 und 2010 trotzdem steigen, 
ist dem Konjunkturpaket II geschul-
det. Allerdings steht dem Anstieg der 
investiven Zuweisungen an die Kom-
munen um 3 Mrd. Euro in 2010 ein 
Rückgang der laufenden Zuweisungen 
von 1,5 Mrd. Euro entgegen.

Angesichts dieser Situation wehrt 
sich der Deutsche Städtetag vehement 
gegen weitere Steuersenkungen sowie 

gegen die Senkung des Bundesanteils 
an den Kosten der Unterkunft. Er hat 
von Anfang an einen Ausgleich für 
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz 
von CDU/CSU und FDP gefordert, das 
allein Steuerausfälle von 1,6 Mrd. Euro 
bringen wird. Der Städtetag fordert 
eine Stabilisierung der Gewerbesteuer 
und Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Wiederherstellung der Handlungs-
fähigkeit der Kommunen.

NRW besonders hart betroffen

Dabei ist die Verteilung der kommu-
nalen Finanzprobleme sehr ungleich. 
Besonders hart betroffen sind die 

Großstädte in Nordrhein-Westfalen 
und hier insbesondere die in schrump-
fenden Regionen wie dem Ruhrgebiet 
und dem Bergischen Land um Wup-
pertal, Solingen und Remscheid. Mehr 
als die Hälfte der kommunalen Kas-
senkredite, 17 Mrd. Euro, entfällt auf 
Städte in NRW.

Eine interessante Studie des DGB Be-
zirks NRW kam bereits vor einem Jahr 
zu dem Schluss: „Es sind insbesonde-
re die Gemeinden betroffen, die einen 
Strukturwandel erlebt haben. Allen 
voran die Kohlerückzugsgebiete … Al-
len diesen Gebieten ist gemeinsam:
1. Ein Rückgang sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung.
2. Ein Rückgang der Bevölkerung …
3. Ein gleichzeitig überproportionaler 
Anstieg von Langzeitarbeitslosigkeit 
und Sozialleistungen …
4. Infolgedessen eine stark ansteigende 

Verschuldung, die in der Regel zu einem 
strukturellen Defizit führt.
5. Dies mündet in der Vergeblichkeits-
falle und führt zu völlig ungleichen 
Lebensbedingungen in armen und rei-
chen Gemeinden …

In einigen Kommunen kommen noch 
weitere Faktoren hinzu, die kommunal 
nicht beeinflussbar sind …“

Die Stadt Duisburg konnte zuletzt 
1992 einen ausgeglichenen Haushalt 
vorlegen. Seit 2003 unterliegt Duis-
burg dem Nothaushaltsrecht. Die Stadt 
verlor in 15 Jahren bis 2007 insge-
samt 43.000 Einwohner (- 8 %) und da-
mit Steueranteile und Landeszuwei-

Viele Städte vor dem „Kollaps“

Schwerste Krise der Kommunalfinanzen 
beschädigt Demokratie
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Am 25. April 2010 finden in Freiburg 
Oberbürgermeisterwahlen statt. Der 
amtierende OB Dieter Salomon (Grüne) 
hat seine erneute Kandidatur ange-
kündigt, er wird unterstützt von den 
Grünen, den Freien Wählern und der 
Mehrheit der FDP. 

Die CDU hat im Hinblick auf die gute 
Zusammenarbeit mit ihm beschlossen, 
keinen eigenen Kandidaten/in auf-
zustellen. Dies ist ein Novum in der 
Freiburger Kommunalpolitik. Bislang 
hatte die CDU immer einen/e Kandi-
daten/in aufgestellt, zuletzt 2002 die 
Lörracher Oberbürgermeisterin Heu-
te-Bluhm, die im zweiten Wahlgang 
Salomon unterlag ( H.B. erhielt 34,4%, 
Salomon 64,4%). 

Für die SPD kandidiert der amtie-
rende Sozial- und Kulturbürgermeis-
ter Ulrich v. Kirchbach, der in der 
Gemeinderatssitzung am 2.2.2010 von 

der Mehrheit des Gemeinderats (die 
Grünen enthielten sich) als Sozial- und 
Kulturbürgermeister wiedergewählt 
wurde.

Der dritte Kandidat, Günter Rausch, 
wurde von der Initiative „WiR“ (Wech-
sel im Rathaus) aufgestellt. Diese In-
itiative, der derzeit rund 200 bunt 
gemischte Leute angehören, stellte 
zuerst in monatelangen Debatten ein 
Programm auf, dann wählte sie ihren 
Kandidaten: Der parteilose Rausch ist 
57 Jahre alt und Professor für Sozi-
almanagement an der Evangelischen 
Fachhochschule in Freiburg. Er ist 
gelernter Verwaltungsfachmann aus 
Würzburg und ist in Freiburg bekannt 
geworden als Mitbegründer der Tafel, 
als Mieterbeiratsvorsitzender bei der 
Stadtbau und Betriebsratsvorsitzender 
bei der Vereinigung Freiburger Sozi-
alarbeit. Vor allem aber ist er einer der 

sungen. Gleichzeitig ging die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung 
um 32.000 Personen (- 17%) mehr als 
doppelt so stark zurück. Selbst in den 
für Thyssen-Krupp, dem größten Duis
burger Konzern, profitablen Jahren 
vor dem Kriseneinbruch gelang es der 
Stadt nicht, aus den „roten Zahlen“ zu 
kommen, obwohl die Gewerbesteuer-
einnahmen von 2003 bis 2007 um 167 % 
stiegen.

Um die Dimensionen noch einmal 
deutlich zu machen: Während der kom-
munale Finanzierungssaldo im guten 
Jahr 2007 in den Flächenländern ins-
gesamt bei + 112 Euro pro Einwohner 
lag, lag er in NRW insgesamt bei nur 
+ 39 Euro pro Einwohner. Betrach-
tet man das Ruhrgebiet allein, lag der 
kommunale Finanzierungssaldo mit 
– 99 Euro pro Kopf am untersten Ende 
der Skala. 2008 betrug der negative 
Finanzierungssaldo der Ruhrgebiets-
kommunen – 612 Mrd. Euro. Und dieser 
Saldo bezieht sich auf die laufenden 
Ausgaben, die Verschuldung selbst be-
trägt ein Vielfaches.

In seiner Studie hat der DGB deshalb 
ein ganzes Bündel von Forderungen 
entwickelt. Kern ist die Forderung nach 
einem Entschuldungsfonds, durch den 
die Gemeinden von Zinslasten und Til-
gung der Altschulden entlastet werden 
sollen. Dies Entlastung soll die notwen-
dige Liquidität freimachen, um durch 
die Senkung struktureller Haushalts-
defizite Investitionen zu ermöglichen 
und Beschäftigung zu sichern. Einen 
Teil der Altschulden soll die NRW-
Bank übernehmen.

Kommunale Selbstverwaltung in Gefahr

Die Oberbürgermeister von 18 Ruhrge-
bietsstädten und Wuppertal haben die 
Forderung nach einem Entschuldungs-
fonds jetzt in einem Aktionsbündnis 
„Raus aus den Schulden“ bekräftigt. 
Sie kündigen gleichzeitig allerdings 
harte Einschnitte für die Bevölke-
rung und „Eigenbeiträge“ wie höhere 
Grundsteuern oder eine „Entschul-
dungsabgabe“ an.

Solche rechtlich fraglichen Vorschlä-
ge sind wahrscheinlich vor allem der 
Verzweiflung geschuldet. Denn fak-
tisch sind viele Städte im Ruhrgebiet 
und im Bergischen Land kaum noch 
handlungsfähig. Rund 200 Kommunen 
können in NRW keinen ausgeglichenen 
Haushalt mehr aufstellen. Die Anzahl 
der überschuldeten Kommunen, de-
ren Eigenkapital aufgezehrt ist, wird 
von fünf Kommunen 2009 im Zeit-
raum 2010 bis 2013 voraussichtlich 
auf vierzig steigen. Das ist fast jede 
zehnte Kommune in NRW. Im Ruhr-
gebiet allein werden es voraussichtlich 
19 Kommunen sein, das ist jede dritte 
Kommune. Diese Kommunen erhalten 
schon jetzt teilweise harte Auflagen 
durch die Kommunalaufsicht, die in 
NRW von den Regierungspräsidenten 

wahrgenommen wird.
Und das heißt: Die von oben, vom 

Land eingesetzten Regierungsprä-
sidenten können die demokratischen 
Entscheidungen der gewählten Ver-
treter in den Räten außer Kraft setzen 
bzw. ihnen diktieren, was sie dürfen 
und was nicht. 

In Oberhausen gab es im letzten 
Jahr heftige Auseinandersetzungen 
um die Auflage, keine Azubis mehr 
einzustellen. Mehrere tausend Men-
schen demonstrierten dagegen, der Re-
gierungspräsident musste schließlich 
etwa die Hälfte der sonst üblichen An-
zahl Auszubildende genehmigen.

In Essen hat die Düsseldorfer Be-
zirksregierung vorsorglich einen kom-
pletten Ausgaben- und Investitions-
stopp verhängt, obwohl der Haushalt 
2010 noch nicht einmal im Entwurf 
vorliegt und Essen nach derzeitigen 
Prognosen erst 2013 überschuldet sein 
wird. Erlaubt sind nur noch pflichtige 
und vertraglich gebundene Ausgaben, 
alle freiwilligen Leistungen sind zu 
überprüfen. „Die Stadt Essen hat mit 
Aufstellung des Haushaltes und des 
Haushaltssicherungskonzeptes 2010 
letztmalig Gelegenheit, das Ruder 
herzuzureißen und sich den bislang 
noch bestehenden Rahmen kommu-
naler Handlungsfähigkeit zu erhalten 
und möglichst langfristig zu sichern,“ 

heißt es zynisch in der entsprechenden 
Verfügung.

Zynisch ist diese Aussage auch des-
halb, weil selbst die härtesten Zwangs-
bandagen kaum Aussicht auf Erfolg 
haben werden. Die Städte Hagen, 
Marl und Waltrop im Ruhrgebiet wa-
ren bereits unter Zwangsverwaltung 
und wurden von von den Bezirksre-
gierungen eingesetzten Sparkommis-
saren „regiert“. Nach kurzer Entspan-
nung sind sie inzwischen wieder über-
schuldet.

Absehbar ist, dass in den Kommunen 
harte Kämpfe um Kürzungen stattfinden 
werden. In Wuppertal, einer 300.000-
Einwohner-Stadt, soll das Theater ge-
schlossen werden. Mehrere Tausend 
Kulturschaffende aus ganz NRW haben 
kürzlich dagegen protestiert. Andere 
Städte wie Essen diskutieren unter dem 
Stichwort „Anpassung der Infrastruk-
tur“ die Schließung von Sportanlagen, 
Bädern und die Verlagerung des Zen-
tralen Städtischen Jugendzentrums. 
Sportanlagen, Bäder oder Stadtteilbü-
chereien, Spielplätze und Kindergärten 
sind aber nicht nur Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge, sondern ebenso wie 
die Theater Kommunikationsräume. 
Das kulturelle Kapital der Stadt ist 
gefährdet, die kommunale Selbstver-
waltung schon jetzt teilweise weg.

�W olfgang Freye

Ausgang der OB-Wahlen in 
Freiburg offen

Quellen: „Aktuelle Finanzlage der Städte – Rückblick auf 2009 und Prognose für 2010“, Bericht des 
Deutschen Städtetages, 2.2. 2010; Antwort der Landesregierung NRW auf die Kleine Anfrage von 
Bündnis 90/Die Grünen „Furiose Pleiten, ratlose Sparkommissare und regierungsamtliche Legenden 
– Sind die Kommunalfinanzen schon abgestürzt?“ vom 21.1. 2010; „Kommunalfinanzbericht Metro-
pole Ruhr 2009 – Raus aus den Schulden!“, Hrsg. Regionalverband Ruhr, 14.1. 2010; „Finanzsituation 
der Kommunen in NRW – Probleme und Lösungsansätze“, Hrsg. DGB NRW, Dezember 2008
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Studie zu Gesundheitsrisiken durch 
Fluglärm: Frankfurt a.M. Die Linke 
im Römer hat eine Studie zur Untersu-
chung der Gesundheitsrisiken durch 
Fluglärm beantragt: Die Stadtverord-
netenversammlung möge beschließen: 
Für die Erstellung einer epidemio-
logischen Studie zu Gesundheitsri-
siken durch Fluglärm im Umfeld des 
Flughafens Frankfurt Main, werden 
ausreichend Mittel in den Haushalt 
eingestellt. Die Arbeit soll nach dem 
Vorbild der vom Umweltbundesamt 
beauftragten Fall-Kontroll-Studie 
von Prof. Dr. Eberhard Greiser, „Ri-
sikofaktor nächtlicher Fluglärm“ im 
Umfeld des Flughafens Köln-Bonn 
(2009), erstellt werden. Die Studie soll 
in Kooperation mit den Nachbarge-
meinden, die dazu bereits ihre Be-
reitschaft bekundet haben, in Auftrag 
gegeben und von der Stadt Frankfurt 
mitfinanziert werden. Begründung: 
Eine Übertragung der Ergebnisse der 
o. g. Untersuchungen ergab für das 
Umfeld des Flughafens Frankfurt (ca. 
1,7 Mio. mit mehr als 42 dB belastete 
Bewohner) eine Erhöhung des Risikos 
für Herz- und Kreislaufkrankheiten 
um 19 %, für die koronare Herzer-
krankung um 21 %, für Schlagan-
fall um 25 % und für Brustkrebs bei 
Frauen um 34 %. Die Untersuchung 
kann aber nicht ohne weiteres auf 
das Umfeld des Flughafens Frankfurt 
übertragen werden. Für Die Linke im 
Römer ist es wichtig, die Bevölkerung 
der Stadt Frankfurt am Main über die 
aktuellen und durch den Ausbau zu 
erwartenden Risiken durch Fluglärm 
zu informieren, sowie diese Risiken in 
die Planung zur Gesundheitsvorsorge 
mit aufzunehmen. 
� http://dielinke-im-roemer.de 

Gebührenfreie Schule! Aurich. „Bil-
dung muss gebührenfrei sein“, fordert 
der Linke Kreistagsabgeordnete Mar-
tin Heilemann und lehnt eine private 
IGS (Integrierte Gesamtschule) in 
Hinte und Krummhörn als „bildungs-
politische Geisterfahrt“ ab. Wer pri-
vatisiert, enteignet und grenzt immer 
die Menschen aus, die am dringendsten 
auf öffentliche Leistungen angewie-
sen sind“, sagt Heilemann. Bildung sei 
als öffentliches Gut von den Kommu-
nen vorzuhalten. „Wer jetzt durch eine 
Privatisierung Kernkompetenzen an 
Dritte abgibt, riskiert das Öffnen der 
Büchse der Pandora, die man hinter-
her nicht mehr zukriegt“. Die Linke 
werde sehr sorgsam die Möglichkeit 
eines Bürgerbegehrens prüfen werde, 
um die Pläne der Verwaltung zu ver-
hindern, „sofern die Räte dazu nicht 
die Kraft aufbringen“. 
� http://die-Linke.de/nc/politik/

� kommunal/aktuelles_aus_den_kommunen

Sprecher der Bürgerinitiative „Woh-
nen ist Menschenrecht“ (WiM), die im 
November 2006 den erfolgreichen Bür-
gerentscheid gegen den von einer Ge-
meinderatsmehrheit auf Initiative von 
Salomon bereits beschlossenen Ver-
kauf der 7.500 städtischen Wohnungen 
organisierte.

Über den mutmaßlichen Ausgang der 
OB-Wahlen am 25. April wird derzeit in 
Freiburg heftig spekuliert. Die kommu-
nalpolitische Situation seit der letzten 
OB-Wahl im Jahr 2002 hat sich grund-
legend geändert. Damals kandidierten 
im ersten Wahlgang neben Salomon 
und Heute-Bluhm der SPD-Kandidat 
Bernhard Zepter und der Kandidat 
der links-alternativen Kräfte, Michael 
Moos. Nach 20 Jahren OB Böhme (SPD, 
Finanzstaatssekretär unter Helmut 
Schmidt), den viele als autoritären Al-
leinherrscher erlebt hatten, war 2002 
ein Neuanfang gefragt, insbesondere 
auch ein anderer Führungsstil. Nach-
dem Bernhard Zepter und Michael 
Moos im zweiten Wahlgang ihre Kan-
didatur zurückgezogen hatten (Zepter 
16,5%, Moos 14,3%), wurde Salomon 
von deren WählerInnen mitgewählt: es 
schien so, als ob sich damit eine Mehr-
heit links von der CDU gegen die CDU-
Kandidatin durchgesetzt hatte.

Doch nach acht Jahren Salomon-Po-
litik muss man feststellen, dass dieser 
OB eine derart „gute“ CDU-Politik 
gemacht hat, dass die CDU auf einen 
eigenen Kandidaten verzichten kann 
und Salomon deshalb anders als 2002 
nunmehr auf viele WählerInnen der 
CDU hoffen kann. Ist die Wahl damit 
bereits entschieden? 

Bei der Kommunalwahl am 7.6.2009 
hatte die CDU 20,7%, Junges Freiburg/
Die Grünen zusammen 27,1%, die Frei-
en Wähler 6 % und die FDP 8,1%. Dem 
stehen gegenüber 17,9% der SPD, 7,8% 
der Linken Liste-solidarische Stadt, 
4,3% der Kulturliste, 2,5% der Unab-
hängigen Frauen und 3,9% der Grünen 
Abspaltung GAF. Auf dem Papier eine 
klare Sache für Salomon. Aber man 
weiß von vielen OB-Wahlkämpfen, 
dass oftmals Amtsinhaber abgewählt 
werden. Salomon hat viele durch sei-
nen arroganten, oft flegelhaften Stil 
verärgert. Viele haben deshalb vor, ihn 
keinesfalls zu wählen.

Viel wird vom Auftreten des Kandi-
daten von WiR (Wechsel im Rathaus) 
abhängen. In der „Zeitung am Sams-
tag“ v. 6.2.2010 erläutert er seine Vor-
stellungen: „Da wäre als erstes eine 
Bürgerversammlung in der Rothaus-
Arena, um mit den Bürgerinnen und 
Bürgern einen neuen Prozess der inten-
siven Bürgerbeteiligung zu initiieren. 
Die Menschen sollen mehr mitgestal-
ten, mehr mitreden. Sie sollen sich en-
gagieren für ihre Belange und für das 
Gemeinwohl“. 

Dies entspräche „dem Verständ-
nis für eine moderne Gesellschaft“. 

Rausch: „Da wir parteilos sind und aus 
der Bürgerschaft kommen, können wir 
eine solche Bürgerkommune bestens 
schaffen. Links oder rechts spielt für 
uns keine Rolle. Parteien stehen hin-
ter ihren Apparaten, wir hinter den 
Bürgern“. 

Neben einer solchen eher unklaren 
Positionierung stehen klare soziale 
Forderungen: „Mit der Kinderarmut 
steht Freiburg in Baden-Württemberg 
an dritthöchster Stelle. Jedes 5. Kind 
ist hier arm. Das geht nicht bei einer 
Stadt, die so reich ist wie Freiburg, die 
so viel Kultur hat. Unsere Idee ist, ein 
Kinderhilfswerk Freiburg zu gründen 
… Es muss Chefsache sein, dass für 
jedes einzelne Kind ein Hilfeplan ent-
wickelt wird. Bürger können Paten-
schaften übernehmen, sich dann um 
eine bestimmte Familie kümmern“. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die 
Mietsituation in Freiburg: „In keiner 
Stadt Deutschlands wird im Verhältnis 
zum Einkommen so viel Miete gezahlt 
wie in Freiburg. Wir würden als erstes 
eine Mieten-Stopp-Konferenz einbe-
rufen: Mieter, Vermieter, Interessen-
verbände an einen Tisch.“ Ein städ-
tisches Wohngeld auch für Studieren-
de, ein deutlich günstigerer ÖPNV mit 
einem Sozialticket und schrittweise 
kostenlose Kindergärten sind weitere 
Programmpunkte Rauschs. 

Der eigentliche Wahlkampf hat noch 
nicht begonnen. Im weiteren Verlauf 
wird sich zeigen, wie „WiR“ mit ihrem 
Kandidaten Rausch die direkte Ausein-
andersetzung mit den beiden Profis aus 
dem Rathaus besteht. Es stimmt schon, 
was Rausch in einem Gespräch mit dem 
„Wochenbericht“ sagt: „Salomon hat 
schon einmal geglaubt, er sei der sichere 
Sieger“ – und am Ende erlebte er eine 
katastrophale politische Niederlage. 
Auch in den traditionell grünen Stadt-
teilen wie der Wiehre hatten ihm runde 
60% der WählerInnen die Gefolgschaft 
versagt, eine Entschuldung der Stadt 
mittels Verkauf all ihrer Mietwoh-
nungen fand auch bei den Haus- und 
Wohnungseigentümern keine Mehrheit. 
Doch dieser Bürgerentscheid ist vier 
Jahre her, darauf lässt sich, das haben 
schon die guten Wahlergebnisse der 
Grünen bei der Kommunalwahl 2009 
gezeigt, keine OB-Wahl im April 2010 
gewinnen. Die Schwäche von „WiR“ 
und ihrem Kandidaten liegt bisher 
darin, dass eine direkte Auseinander-
setzung mit Salomon und an zweiter 
Stelle Kirchbach weitgehend vermie-
den werden soll. Rausch: „Die Idee ist: 
ein gutes Leben für alle. Wir werden alle 
Menschen, auch die, die nicht auf der 
Sonnenseite des Lebens stehen, dazu 
aufrufen zur Wahl zu gehen, denn sie 
haben jetzt eine Alternative“. Es ist ab-
sehbar, dass dies nicht ausreichen wird. 
Ohne eine politische Demontage des 
jetzigen Amtsinhabers wird es keinen 
„Wechsel im Rathaus“ geben � mim
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Ungerecht und unsozial: Tübingen. 
Obwohl die Gutachter eine Privatisie-
rung der Müllabfuhr empfehlen, will 
der Tübinger Rat diese nicht an private 
Konkurrenz abgeben! Und das ist gut 
so! Denn die 19 Mitarbeiter der städ-
tischen Entsorgungsbetriebe haben ei-
nen Tarifvertrag und einen Lohn, von 
dem sie leben können! Private Anbieter 
sparen durch Dumpinglöhne, wie z.B. 
im Muldentalkreis. Dort gibt es einen 
Stundenlohn von 6,73 Euro. Übrig blei-
ben im Monat knapp 880 Euro. Davon 
kann keine Familie mit Kindern ohne 
staatliche Unterstützung leben. Sie 
muss Wohngeld und ergänzende soziale 
Leistungen beantragen. Am Ende zahlt 
der Kreis drauf. Im Muldentalkreis wa-
ren dies für einen Müllmann 3840 Euro 
pro Jahr. In Stuttgart wurde die Privati-
sierung der Müllabfuhr verhindert. Die 
Müllgebühren konnten dort 2009 um 
5 % gesenkt werden. Für das Jahr 2010 
sind 4 % vorgesehen. Auch die Kom-
mune Bergkamen holte die privatisierte 
Müllabfuhr zurück. Dadurch spart die 
Stadt 330 000 Euro im Jahr, das sind 
30 % Noch andere Kreise holten sich die 
Müllabfuhr von Privaten in öffentliche 
Obhut zurück: der Rhein-Sieg-Kreis, 
Kreis Aachen, Neckar-Odenwaldkreis, 
Rhein-Hunsrückkreis und Uckermark. 
Beim Gutachten für den Kreis Tübingen 
sind nur betriebswirtschaftliche Über-
legungen ausschlaggebend. Es wird 
auch kein Hehl daraus gemacht, dass 
die Einsparungen von bis zu 25% durch 
die niederen Löhne der Beschäftigten 
erreicht werden. Es kann aber nicht 
sein, dass die Einsparungen von den 
19 Mitarbeitern der Müllabfuhr alleine 
bezahlt werden. Das ist im höchsten 
Maße ungerecht und unsozial! Angela 
Hauser, Linke-Stadträtin, Tübingen 
� http://die-linke.de/nc/politik/ 

� kommunal/aktuelles_aus_den_kommunen

Kein Stellenabbau bei der Stadt! Han-
nover. „Wir haben uns bereits bei den 
Haushaltsberatungen dagegen ausge-
sprochen, dass die Stadt auf Kosten der 
Beschäftigten spart. So sollte man auch 
mit den eigenen Beschäftigten nicht 
umgehen, das schafft nur unnötig böses 
Blut.“ So kommentiert der linke Rats-
herr Oliver Förste die Drohungen des 
Kämmerers Marc Hansmann (SPD) im 
Zusammenhang mit den Tarifverhand-
lungen, bis zu 200 Stellen bei der Stadt 
abzubauen. „Das würde zu einer wei-
teren Verdichtung der Arbeit und einer 
Verschlechterung der Dienstleistungen 
für die Bürger führen.“ „Die Beschäf-
tigten der Stadt haben bereits in den 
vergangenen Jahren mit 2 % ihres Brut-
tolohns zur Haushaltskonsolidierung 
beigetragen. Dafür sollte sich der Käm-
merer bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern bedanken und nicht noch 
einen Zuschlag verlangen“, so Förste 

weiter. Auch die von Hansmann und 
Rot-Grün verlangte Arbeitszeitverlän-
gerung um eine halbe Stunde hätte im 
Übrigen den Abbau von rund 70 Stellen 
zur Folge. Nicht zuletzt deshalb hat 
Die Linke im Rat gegen das rot-grüne 
Sparpaket gestimmt. 
� http://www.linksfraktion-hannover.de

Wie erfahren die Berechtigten vom 
Sozialticket? München. Anfrage der 
Fraktion der Linken: Nach den bisher 
vorliegenden Informationen blieb die 
Nachfrage nach dem Sozialticket hinter 
den Erwartungen zurück. Allerdings 
gibt es Meldungen, das Ticket sei nicht 
an allen Automaten, die Monatskarten 
vertreiben, auch zu erhalten. In den 
Tarifinformationen an den Haltestellen 
ist die IsarCardS nicht zu finden; selbst 
in den Verkehrsmitteln der MVG, in de-
nen andere durch Zuschüsse betriebene 
Angebote wie die Nachtlinien beworben 
werden, wird das Sozialticket nicht be-
worben. Vor diesem Hintergrund stellt 
die Linke u.a. folgende Fragen: Geben 
alle Ticketautomaten des MVV die Isar-
Card S aus? In welchen Schritten über 
welchen Zeitraum ist die weitere Um-
rüstung geplant? Warum gibt es bei den 
auf U- und S-Bahnhöfen ausgehängten 
Tarifinformationen keine Hinweise auf 
die IsarCard S? Warum gibt es kei-
ne Werbung für die IsarCard S in den 
Fahrzeugen der MVG? Wie ist das Ver-
hältnis von Anspruchsberechtigten zu 
Anzahl der ausgestellten Münchenpäs-
se innerhalb des Rechtskreis des SGB in 
München absolut und prozentual? Wur-
den und werden Bezieher von Grund-
sicherung (SGB II + XII) systematisch 
auf das Angebot des Münchenpasses 
und der mit ihm verbundenen Vergüns-
tigungen hingewiesen? Wird mit dem 
Bewilligungsbescheid eine Information 
zum München-Pass verschickt? 
� http://www.dielinke-muenchen-stadtrat.de 

Die Linke unterstützt „zuHAUSe in 
Bochum (HAUS)“: Bochum. Am 7. Feb-
ruar finden in Bochum die landesweiten 
Wahlen zu den Integrationsräten/Aus-
länderbeiräten der NRW Kommunen 
statt. Wahlberechtigt sind alle nicht 
eingebürgerten Bochumer Bürgerinnen 
und Bürger, die mindestens 16 Jahre alt 
sind. Erstmalig dürfen auch eingebür-
gerte Personen wählen, bei denen die 
Einbürgerung weniger als fünf Jahre 
zurück liegt. Gewählt werden an diesem 
Tag die 10 direkt gewählten Mitglieder 
für den Ausschuss Migration und In-
tegration (AMI) der Stadt Bochum, 
der aus 21 Mitgliedern besteht. Dazu 
erklärt Sebastian Michaelis, Sprecher 
der Bochumer LinkeN: „Die Liste “zu-
HAUSe in Bochum (HAUS)“ ist eine 
Bündnisliste, die sich aus verschiedenen 
Bochumer Gemeinden zusammenge-
funden hat und inhaltlich die meis-

ten Gemeinsamkeiten mit 
den integrationspolitischen 
Forderungen unserer Partei 
aufweist, wie zum Beispiel der 
Forderung nach dem kommu-
nale Wahlrecht für alle MigrantInnen. 
Daher unterstützen wir als Die Linke 
die Liste 4 für die anstehenden Wahlen. 
Außerdem hoffen wir, dass die hier in 
Bochum lebenden MigrantInnen sich 
an den Wahlen zahlreich beteiligen.“ 
http://www.dielinke-bochum.de

Auflösung der öffentlichen Ordnung 
durch Privatisierung und Sparmaß-
nahmen: Hamburg. Der Schnee hat 
in diesem Winter hat nicht nur vie-
len HamburgerInnen Freude gemacht, 
sondern auch die Stadt an ihre Gren-
zen gebracht und die Folgen von Spar-
maßnahmen und Privatisierung auf-
gezeigt. Etliche Bereiche in der Stadt 
sind nicht mehr bzw. waren lange Zeit 
nicht nutzbar. Viele Fußwege, Fahrrad-
wege und selbst Bushaltestellen und 
U-Bahn-Zugänge waren nicht geräumt. 
Die Fraktion Die Linke hat deshalb ein 
Antrag eingereicht, der den Senat auf-
fordert über sein Winterräumkonzept 
und dessen Umsetzung, über die Ar-
beitsteilung zwischen den unterschied-
lichsten Akteuren des Winterdienstes 
und über die zukünftigen Planungen 
für Fahrradfahrer und Fußgänger Be-
richt zu erstatten. Zudem fordert die 
Fraktion in einer schriftlichen Kleinen 
Anfrage Auskunft über das Ausmaß, 
Ursachen und Folgen der gegenwär-
tigen Lage, unter anderem über die 
Anzahl der durch Schnee- und Eis-
glätte bedingten Unfälle sowie Namen, 
Leistungen und Kosten der privaten 
Winterdienste. Besonders dramatisch 
scheint die Situation auf Bezirksebene 
zu sein: Nachdem weite Bereiche des 
Winterdienstes privatisiert wurden, 
konnten jetzt die beauftragten priva-
ten Firmen den Anforderungen nicht 
nachkommen. Privatisierung hatte also 
die faktische Abschaffung des Winter-
dienstes zur Folge! Die Folgen treffen 
vor allem ältere und gehbehinderte 
Menschen hart, für die jeder Weg in den 
letzten Tagen und Wochen zum Aben-
teuer wurde. Als Folge berichten die 
Hamburger Krankenhäuser von auf-
fallend vielen Patienten mit Knochen-
brüchen. Die Verantwortung wird von 
einer Stelle auf die nächste geschoben. 
Die offiziellen Stellen verweisen auf 
die privaten Akteure, die häufig ihrer 
Streupflicht nicht nachkämen. Zudem 
übernimmt die Klimahauptstadt für 
den Radverkehr im Winter bisher kei-
nerlei Verantwortung. Als vollwertiges 
Verkehrsmittel betrachtet der Senat das 
Fahrrad im Winter offensichtlich nicht. 
http://www.die-linke-hh.de

(Zusammenstellung: ulj)
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Essen. „Wir unterstützen die Tariffor-
derungen der Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst und ihrer Gewerk-
schaften nach angemessenen Entgelt-
steigerungen. Denn die Versorgung der 
Bevölkerung mit öffentlichen Dienst-
leistungen ist eine notwendige gesell-
schaftliche Aufgabe und mindestens ge-
nau so systemrelevant wie die Banken. 
Der öffentliche Dienst ist unverzichtbar 
für eine soziale und solidarische Gesell-
schaft. Aber gute öffentliche Dienstleis-
tungen sind nur dann gesichert, wenn 
die Beschäftigten angemessen bezahlt 
werden. In den vergangenen zehn Jah-
ren ist die Tarifentwicklung im öffent-
lichen Dienst deutlich hinter der Ge-
samtwirtschaft zurückgeblieben. Das 
schlägt sich negativ auf die Motivation 
der Beschäftigten, die Neubesetzung 
offener Stellen mit qualifiziertem Per-

sonal und damit insgesamt auf die Qua-
lität des öffentlichen Dienstes nieder. 
In der Wirtschaftskrise wäre Lohnzu-
rückhaltung im öffentlichen Dienst zu-
dem eine fatale konjunkturpolitische 
Entscheidung. Jetzt geht es um die Stär-
kung der Kaufkraft. Und das geht nicht 
mit Klientelpolitik und Steuergeschen-
ken an die Besserverdienenden, wie es 
die Bundesregierung mit ihrem Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz vorgibt. 
Die Tarifrunde im öffentlichen Dienst 
macht aber auch das Problem der jah-
relangen Unterfinanzierung der Kom-
munen deutlich, das durch die jetzigen 
Steuergeschenke der Bundesregierung 
noch verschärft wird. Ohne Steuerge-
rechtigkeit und eine grundlegende Re-
form der Kommunalfinanzen sind diese 
Probleme nicht lösbar.“
� www.dielinke-essen.de

Europäische Tarif- 
Koordinierung ?
Im Dezember 2009 hat der EGB Richt-
linien für die Koordinierung der Ta-
rifbewegungen 2010 verabschiedet.1 Im 
Einleitungsteil des Dokumentes wird 
für 2009 diagnostiziert, dass in 2009 die 
Lohnhöhe in Europa gehalten werden 
konnte – nach Abzug der Inflation ein 
leichtes Plus von 0,5%. Gleichwohl sei 
in einigen Ländern (baltische Staaten) 
deutliche Einbrüche in der Lohnhöhe zu 
verzeichnen. Als Auswirkung der Krise 
wird für 2010 vor allem ein Ansteigen 
der Arbeitslosigkeit vermutet, wesent-
lich aber ein Angriff der Arbeitgeber 
auf die Lohnstandards und die Arbeit-
bedingungen generell, begleitet von 
einer weiteren Verbetrieblichung der 
Lohnverhandlungen. Ein wenig trotzig 
werden die Schlussfolgerungen bzw. 
Prinzipien für die Koordinierung der 
gewerkschaftlichen Tarifpolitik mit 
dem Statement eingeleitet, dass die 
Beschäftigten nicht für die Krise zah-
len werden. Gegenseitige Unterbietung 
durch Zugeständnisse bei den Löhnen 

Gewerkschaftsmitglied-
schaft in Europa
Zwei kürzlich erschienene Publikati-
onen befassen sich mit der Entwicklung 
der Gewerkschaftsmitgliedschaft in den 
europäischen Staaten. Zum einen ist dies 
ein Bericht der Stiftung zur Erforschung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen in 
Dublin.1 Die Publikation (nur in Eng-
lisch erhältlich) enthält Daten über die 
Gewerkschaftsmitgliedschaft und ihre 
Zusammensetzung nach Geschlechtern 
für den Zeitraum von 2003 bis 2008. 
Das Dokument enthält keine Beurtei-
lungen, liefert aber Informationen zur 
inneren Struktur der jeweiligen nati-
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Kiel. Auf Einladung des Gesamtpersonal-
rates der Landeshauptstadt Kiel trafen sich 
am 28. Januar im Ratssaal des Kieler Rat-
hauses über sechzig Mitglieder von städ-
tischen Personal- und Betriebsräten zu ih-
rer alljährlichen Neujahrskonferenz, um die 
Situation der Stadt Kiel zu beleuchten und 
Lösungen für die offenkundigen Probleme 
zu beraten. Sie vertreten die Interessen von 
ca. 6250 Beschäftigten der unterschied-
lichsten Einrichtungen und Betriebe der 
Stadt Kiel. Im Rahmen dieser Konferenz ver-
abschiedete die Versammlung anliegende 
Resolution:

 „Die Konferenz der Betriebs- und Perso-
nalräte der Landeshauptstadt Kiel ruft 
die Bürgerinnen und Bürger zu einer po-
litische Diskussion auf, wie eine Verar-
mung unserer Stadt vermieden werden 
kann. Die stets vorgetragenen Vorurteile 
vom ,fetten öffentlichen Dienst‘ werden 
auch durch Wiederholung nicht wahr, 
jetzt geht es um die Substanz. Die Öf-
fentlichkeit kann nicht den Niedergang 
von z.B. Gesundheit, Bildung, Arbeit, 
Infrastruktur, Wissenschaft, Integrati-
on, Kultur, Sport und anderem mehr in 
unserer Stadt widerstandslos hinneh-
men und zugleich Hunderte von Milliar-
den Euro zur Sicherung von Banken ak-
zeptieren. Statt einfach zu fordern, dass 
das fehlende Geld irgendwo andernorts 

eingespart werden soll, wie beispiels-
weise in der Verwaltung, beim Zentral-
bad an der Hörn, dem Freibad Katzheide 
und/oder der StadtRegionalBahn, um 
nur einige zu nennen, müssen wir uns 
den vermeintlich bedrängten Bereichen 
und Einrichtungen zuwenden und sie 
allesamt als Teil der Stadtgemeinschaft 
begreifen. Die Garantenstellung der 
Kommunen für ein zukunftsfähiges und 
gutes Zusammenleben darf nicht länger 
in Gefahr gebracht werden. Die Hand-
lungsfähigkeit der Kommunen muss ge-
sichert und ausgebaut werden. Ziel muss 
es sein, den in der Kommune lebenden 
Menschen insgesamt ein gutes Angebot, 
u.a. in den Bereichen der Bildung, der 
Arbeits- und Wirtschaftsförderung, der 
Kultur und Integration, unterbreiten zu 
können. Hierzu benötigen die Kommu-
nen dringend eine kontinuierlich ver-
lässliche und ausreichende finanzielle 
Ausstattung durch die Landes- und 
Bundesregierung, also das Gegenteil 
von Wachstumsbeschleunigungsgesetz 
oder gar weitere Steuersenkungen von 
24 Milliarden Euro, wie sie die FDP der-
zeit fordert. Die Gewerkschaft Verdi hat 
eine Vielzahl von schlüssigen Vorschlä-
gen und Forderungen zur ausreichenden 
Finanzausstattung der Kommunen un-
terbreitet, die nun endlich umgesetzt 
werden müssen.“ www.sozialismus-jetzt.de/

Verdi führt die Tarifverhandlungen gemeinsam mit der 
GdP, der GEW und der DBB-Tarifunion im Deutschen 
Beamtenbund. Eine Welle von Warnstreiks geleitet die Ver-
handlungen. Die vor allem auf das „Kaufkraftargument“ 
gestützte Legitimation der Forderung – Volumen ca. 5 % 
– wird durch Hinweise auf die soziale Bedeutung der öffent-

lichen Dienste und die spendable Bankensubvention durch die öffentliche Hand 
gestützt. Die öffentlichen Arbeitgeber zeigen sich bisher völlig unbeeindruckt. Ein 
Schlichtungsverfahren würde zu einer Zeit, in der die IG Metall auf viel verzichtet, 
um gemeinsam mit den Arbeitgebern die Politik zu arbeitsplatzerhaltende Maß-
nahmen zu veranlassen, wohl eher zugunsten der Arbeitgeberseite ausgehen. 

Kieler Betriebs- und Personalräten zu kommunalen Aufgaben

Tarifsteigerungen statt Klientelpolitik und Steuergeschenke! 
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Ernährungsindustrie be­
klagt Preisverfall. FAZ, Do. 
14.1.10. Das Verramschen von 
Lebensmitteln müsse ein Ende 
haben, verlangte J. Abraham, Vor-
sitzender der Bundesvereinigung der 
Deutschen Ernährungsindustrie. Seine 
Branche habe 2009 ein Minus von 4,2 % 
verzeichnet, der stärkste Rückgang seit 
Bestehen der Bundesrepublik Deutsch-
land. Die Schuld daran gibt Abraham 
dem Einzelhandel. 

Zeitarbeitsbranche wehrt sich gegen 
Angriffe. Der Bundesverband für Zeit-
arbeit wehrt sich gegen Vorwürfe der 
OECD, es gebe Missstände beim Kündi-
gungsschutz für Zeitarbeiter. Verbands-
geschäftsführer L. Hinsen sagte, die 
Aussage, Deutschland falle internatio-
nal durch eine Zweiklassengesellschaft 
am Arbeitsmarkt auf, in der Zeitarbeiter 
einen mangelnden Kündigungsschutz 
hätten, sei nicht haltbar. „Zeitarbeit 
in Deutschland unterliegt vollständig 
dem allgemeinen Arbeitsrecht. Es exis-
tiert kein spezielles Kündigungsrecht 
für die Zeitarbeitsbranche.“ Die Sys-
tematik der OECD, mit der befristete 
Arbeitsverhältnisse und Zeitarbeiter in 
einen Topf geworfen würden, hält der 
Verband für unsinnig. 

Viele Unternehmen sind nicht von der 
Krise betroffen. FAZ, Do. 21.1.10. Gut 
ein Drittel der deutschen Unternehmen 
ist nach Einschätzung der Sparkassen 
nicht von der Wirtschaftskrise betrof-
fen oder hat gar von ihr profitiert. Rund 
20 % der Unternehmen seien stark be-
troffen, davon 5,6 % in ihrer Existenz 
gefährdet, teilte der Deutsche Spar-
kassen-Giroverband (DSGV) zu einer 
Mittelstandsstudie mit. Schnell erholen 
dürfte sich die Informationstechnik so-
wie der Groß- und Außenhandel. „Dem-
gegenüber werden sich die Branchen, 
die stark vom Inlandskonsum abhän-
gig sind, wesentlich schwächer entwi-
ckeln.“ 

Pharmaindustrie will staatliche Preis­
festlegung verhindern. FAZ, Frei. 
22.01.10. Künftig wollen Pharmaher-
steller die Preise auch für verschrei-
bungspflichtige Medikamente mit den 
Kassen aushandeln, wenn es nach den 
Vorstellungen des Bundesverbandes der 
Pharmazeutischen Industrie (BPI) geht. 
Die Bundesregierung will das alte Ver-
fahren, nach dem die Krankenkassen 
die stetig steigenden Preise für Medi-
kamente tragen müssen, ändern. „Wir 
können uns der Verantwortung für die 
Arzneimittelausgaben der Kassen nicht 
entziehen“, sagte der BPI-Vorsitzende 
B. Wegener. Die Pharmaindustrie ist 
besorgt, dass die Regierung ihnen einen 
Preis für die neuen Produkte vorschrei-
ben könnte, um den weiteren Ausgaben-
anstieg zu begrenzen.
�  Zusammenstellung: rst 

Wirtschafts-

presse
onalen Gewerkschaftslandschaft. Wie 
die beigefügte Graphik zeigt, ergibt 
sich ein sehr uneinheitliches Bild, zu 
dessen Erklärung sicher sehr verschie-
dene Einflussfaktoren untersucht wer-
den müssten. Auf jeden Fall scheint eine 
starke institutionelle Einbindung in die 
Gesellschaft (wie etwa in den Skandi-
navischen Ländern oder Belgien) kein 
ausreichender Garant für Stabilität. 
Ebenfalls die Fokussierung auf Mobi-
lisierung im politischen Feld, wie von 
den französischen Gewerkschaften (in 
der Graphik nicht aufgeführt) eingeübt, 
erweist sich nicht als zentraler Schlüssel 
zum Erfolg. Die (meisten) französischen 
Gewerkschaften verlieren weiter Mit-
glieder.

Und zum Anderen ist dies eine un-
ter dem Titel „Koalitionsfreiheit, Ar-
beitnehmerrechte und sozialer Dialog 
in Mittelosteuropa und im westlichen 
Balkan“ erschienene Publikation der 
Friedrich-Ebert-Stiftung.2 Die Bro-
schüre geht dem nicht durchgängigen 
aber teilweise dramatischen Zerfall ge-
werkschaftlicher Strukturen in den im 
Titel genannten Ländern nach.

Sie stellt die Frage, wie sich gesell-
schaftliche (fehlende) Einbindung und 
(fehlende) Anerkennung und damit zu-
sammenhängend eine rechtliche Ausge-
staltung der Koalitionsfreiheit und des 
Tarifvertragsrechts entwickeln und die 
gewerkschaftliche Attraktivität beein-
flussen können. Es werden die rechtliche 
Ausgestaltung der Koalitionsfreiheit 

und ihre spezifischen Beschränkungen 
sowie rechtliche Restriktionen der Ta-
riffähigkeit besprochen. Neben diesen 
Informationen finden sich auch inter-
essante Schlussfolgerungen, unter an-
derem:
–   der Organisationsgrad ist höher, wo 
eine Dualität von Gewerkschaft und 
betrieblicher Interessenvertretung vor-
zufinden ist;
–  Länder mit ausschließlich oder über-
wiegend betrieblicher Entgeltfindung 
haben eine geringere Tarifbindung als 
Länder mit Flächentarif;
–  während des Transformationsprozess 
nach 1989 stand die nationale Frage im 
Zentrum, die Aus- und Neugestaltung 
der industriellen Arbeitsbeziehungen 
verzögerte sich.

Um haltbarere Urteile über den aktu-
ellen Zustand der Gewerkschaften bzw. 
ihrer Erosion fällen zu können, reichen 
die untersuchten Aspekte jedoch kaum 
aus. Dazu müssten z. B. auch erörtert 
werden, ob und wenn ja welche Moder-
nisierungskonzepte die Gewerkschaften 
für die ökonomische Entwicklung hatten 
und haben, oder auch die Frage welche 
tradierten Funktionen die jeweiligen 
Gewerkschaften in dem gesellschaft-
lichen Systemzusammenhängen haben 
oder haben könnten. Gleichwohl ist für 
an der Fragestellung Interessierte das 
Datenmaterial der ersten Publikation 
und die Informationen über die Arbeits-
beziehungen in der zweiten recht nütz-
lich. � rog

sein inakzeptabel – wenn auch aus lo-
kaler Sicht verständlich. Stattdessen 
sollen die folgenden Leitlinien die Po-
sitionierungen bestimmen:
–  Gewerkschaften dürften sich auf kei-
nen Fall darauf einlassen, sinkende 
Produktivität als Argument für ein Ab-
schmelzen der Löhne zu akzeptieren,
–  Tarifabschlüsse sollen mindestens 
Produktivitäts- und Preissteigerungen 
abbilden,
–  Die Fähigkeit Tarifverträge abzu-
schließen soll ausgebaut werden, vor 
allem für die Niedriglohnbereiche des 
Arbeitsmarktes,
–  Bezüglich der Krise fordert der EGB 
Arbeitszeitreduzierungen und öffent-
liche Lohnsubventionierungen.

Der EGB selbst will vor allem einen bes-
seren Informationsaustausch zwischen 
den Tarifvertragsparteien fördern und in 
die öffentliche Debatte eingreifen.

Dass die vorgelegten Leitlinien sehr 
allgemein bleiben und nicht wirklich 
ein Arbeitvorhaben skizzieren, in dem 
für einzelne Länder und Branchen Aus-
sagen getroffen oder Vorhaben umris-
sen werden, spiegelt auch grundsätzliche 
Probleme. Generelle Erfahrungen mit 
den bisherigen Versuchen, Tarifpolitik 

auf europäischer Ebene zu koordinieren, 
weisen auf eine Reihe recht unterschied-
licher Schwierigkeiten:
–  Konkrete Vorgaben für die Tarifver-
handlungen sind sehr schwer umsetzbar 
(z.B. die Vereinbarung von Dorn für die 
Metallwirtschaft).
–  Die Tariffähigkeit ist wesentliche 
Existenzberechtigung für die jeweiligen 
nationalen Gewerkschaften, die Abgabe 
von Kompetenz zu verlangen ist äußerst 
heikel.

Das Festhalten an der nationalen Zu-
ständigkeit führt aber auch z. B. dazu, 
dass bisher noch kaum strategisch auf die 
zunehmende Tendenz des Abschlusses 
von Vereinbarungen im Rahmen von Eu-
ropäischen Betriebsräten eingegangen 
wird. Eher herrscht die Haltung vor, dass 
darf nicht sein. Was generell in den Ver-
bänden auf europäischer Ebene begrüßt 
wird, ist die Koordinierung im Sinne von 
Informationsaustausch. Eventuell ist der 
Wunsch, die bestehenden nationalen Ta-
rifvertragssysteme mittels europäischer 
Leitlinien zu koordinieren, auch einem 
zu starken Glauben an zentrale Lenkung 
und Leitung geschuldet.� rog
1 http://www.etuc.org/a/6781?var_recherche=C
ollective%20Bargaining 

1 Trade union membership 2003-2008; Dublin Foundation 2009, www.eurofound.europa.eu
2 Koalitionsfreiheit, Arbeitnehmerrechte und sozialer Dialog in Mittelosteuropa und im westlichen Bal-
kan – Kurzfassung; Heribert Kohl 2009, Download unter http://library.fes.de/pdf-files/id/06603.pdf
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In Mannheim will eine Bank ab dem Frühjahr 
Geldgeschäfte anbieten, die sich nach den 
islamischen Religionsgesetzen richten. Die 
Kuveyt Türk Beteiligungsbank mit Sitz in 
Istanbul und Kuwait setzt dabei auf türkische 
Familien aus dem Umland von Mannheim. 
Geldgeschäfte nach islamischem Recht 
gelten zwar als konservativ, aber auch als 
eine Alternative, die Ethik und Wirtschaft 
miteinander verbindet. Der politische Islam 
sieht darin sogar die Alternative zum mo-
ralisch zerrütteten westlichen Bankwesen. 
Hält seine Moral der Wirklichkeit stand?

„Zinslose Banken“ – Banken  
ohne Gewinn?

Grundgedanke des islamischen Bank-
geschäfts ist das auf den Propheten 
Mohammed zurückgehende Zinsver-
bot, das im Koran Sure 3, 275 formu-
liert wird (siehe Kasten). Dafür gibt 
es eine Vielzahl von Anweisungen, die 
in den islamischen Gesetzen (z.B. der 
„Shari’a“) ihre Anwendung finden und 
erklären, was gemäß dem Koran als 
erlaubt („halal“) oder nicht zulässig 
(„haram“) gilt. 

Insbesondere verboten sind: Alle zins-
basierte Transaktionen. Also der ge-
samte Kernbereich, das Geldgeschäft, 
von Banken und Versicherungen ent-
sprechend westlicher konventioneller 
Praxis. Transaktionen, die spekulative 
Elemente enthalten, sind nicht erlaubt. 
Zum Beispiel ist es verboten, Güter 
zu horten, um durch eine künstlich 
geschaffene Verknappung den Preis 
ansteigen zu lassen. Dementsprechend 
sind Glücksspiele und vergleichbare 
Aktivitäten im Finanzwesen verpönt.

Verboten sind die Produktion und 
der Handel mit Alkohol oder Tabak. 
Ebenso die Verarbeitung und der Han-
del mit Schweinefleisch. Produkte, die 
mit Pornographie oder mit Prostitution 
zusammenhängen sind nicht zulässig. 
Und: Geschäftsaktivitäten, die sich auf 
die Herstellung und Distribution von 

Rüstungsgütern beziehen, sollen nicht 
sein.

Entscheidendes Kriterium bei allem 
Finanzgebaren gemäß dem Islamic 
Banking ist der Grundsatz, allen Ak-
tivitäten muss eine warenwirtschaft-
liche Transaktion zugrunde liegen und 
in der Geschäftsbeziehung darf das 
Risiko der Geschäftspartner nicht un-
ausgewogen sein.

Wegen des Zinsverbots werden die 
islamischen Banken häufig als „zins-
lose Banken“ bezeichnet. Doch trifft 
das nicht die Sache. Auch islamische 
Banken erwarten selbstverständlich 
eine Gegenleistung, wenn sie Kapital 
für ein Vorhaben zur Verfügung stel-
len. Dazu hat die islamische Banken-
branche eine Reihe von Finanzierungs-
formen entwickelt.

Beispiele Islamischen Wirtschaftens

Im Islamic Banking kann der im west-
lichen Bankgeschäft übliche Vorgang 
einer Finanzierung aufgrund des 
Zinsverbotes nicht umgesetzt werden. 
Verschiedene Finanzierungstechniken 
ermöglichen es allerdings den isla-
mischen Banken, auch diese Kunden-
bedarfe zu befriedigen.

Wadiah- oder Qard-Hassan-Prinzip 
— die Bank als Dienstleister 

Girokonten sind als wichtigstes Bin-
deglied zwischen Kunden und Bank 
auch im Bereich des Islamic Banking 
unverzichtbar. Islamische Girokonten 
beruhen auf dem Wadiah- oder dem 
Qard-Hassan-Prinzip. Auf Basis des 
Wadiah-Prinzips werden die Einlagen 
des Kunden entgegengenommen und 
treuhänderisch verwahrt. Die Einla-
gen können von der Bank verwendet 
werden, so lange es sich um shar’ia-
konforme Geschäfte handelt. Die Ri-
siken, die dadurch entstehen könnten, 
muss das Kreditinstitut alleine tragen. 
Ein Kunde mit einem Wadiah-Giro-

konto erhält zwar keinen Guthabens-
zins, kann aber andere Bankdienstleis-
tungen nutzen.

Ein Girokonto nach dem Qard-Has-
san-Prinzip funktioniert in ähnlicher 
Weise. Der Unterschied zwischen bei-
den Produktvarianten liegt weniger im 
Konzept, als vielmehr darin, wie sie in 
den islamischen Ländern vermarktet 
werden. 

Jeder an ein Girokonto gebundenen 
Service, wie Überweisungen, Dauer-
aufträge, Schecks oder die Nutzung 
von Geldautomaten wird im Islamic 
Banking angeboten und genutzt. Ei-
nen wesentlichen Unterschied gibt es 
nur im Bereich der Dispositionskredite 
bzw. Überziehungen. In diesem Fall 
darf die Bank Ihrem Kunden keine 
Sollzinsen in Rechnung stellen. Des-
halb wird das Konto mit einer Gebühr 
belastet, meist unabhängig von der 
Höhe der Überziehung. Die Kunden der 
islamischen Banken sind verpflichtet 
den Sollsaldo schnellstmöglich aus-
zugleichen. Wird ein Konto über einen 
längeren Zeitraum konstant im Soll ge-
führt, behält sich das Institut das Recht 
vor, dem Kunden die Kontoverbindung 
zu kündigen.

Murabahah – die Bank als  
Zwischenhändler

Murabahah entspricht einem Abzah-
lungskauf, da die Bank als dritte Partei 
zwischen Käufer und Verkäufer tritt. 
Der Unterschied zum Islamic Banking 
besteht jedoch darin, dass auch die 
Finanzierung Bestandteil des Kauf-
vertrages bleiben muss. Das heißt, 
ein Kunde, der ein Auto finanzieren 
möchte, beauftragt seine Bank, dieses 
zu kaufen. Im Anschluss an den regu-
lären Kauf, veräußert die Bank das 
Auto inklusive eines vorher vereinbar-
ten Gewinnaufschlages in Raten an 
den Kunden zurück. Da es im Islam 
absolut verboten ist mit Waren oder 

Islamic Banking – der moralisch bessere  
Kapitalismus?

Das Kreditkartenangebot und eBanking für die moderne islamische Frau
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Gütern zu handeln, die entweder nicht 
existent sind oder sich (noch) nicht im 
Eigentum eines der Vertragspartner 
befinden, muss die Bank zwingend vor 
Vertragsabschluß — und sei es nur für 
eine logische Sekunde — das Eigentum 
am Finanzierungsgegenstandes erwer-
ben. Deshalb meldet die Bank erst dann 
Kaufinteresse an, nachdem der Kunde 
eine einseitig bindende Kaufverpflich-
tung abgegeben hat.

Juristisch gesehen unterscheidet sich 
die murabahah aber von einem Fi-
nanzierungsgeschäft: Die Bank finan-
ziert hier nicht ein fremdes Geschäft, 
sondern ist selbst „Zwischenhändler“. 
Es handelt sich um ein Veräußerungs-
geschäft und keine Form des Kredits. 
Im Falle einer Zahlungsunfähigkeit 
des Kunden bei Fälligkeit des Kredites 
können keine Verzugszinsen seitens der 
Bank beansprucht werden. In diesem 
Fall werden meist vertraglich Spenden 
für wohltätige Zwecke vereinbart. 

Dies ist die am häufigsten genutzte 
Variante der Finanzierungsmethoden 
im Bereich des Konsumentenkredites.

Mudarabah – die Bank als Investor

Mudarabah ist eine Finanzierungs-
form, die man mit einer konventio-
nellen stillen Beteiligung vergleichen 
kann. Die Bank nimmt die Position des 
Investors ein, während der Kunde, als 
Unternehmer, sein fachliches Know-
how und seine Arbeitskraft einbringt. 
Die Besonderheit dieser Methode be-
steht in der Vereinbarung am Anteil 
des Ertrages für die Bank. Der Gewinn 
des Unternehmens wird zwischen der 
Bank und dem Unternehmer nach einem 
zuvor vereinbarten Satz aufgeteilt. Im 
Verlustfall hat der Kapitalgeber, in die-
sem Fall also die Bank, die Verluste zu 
tragen, während der Unternehmer auf 
seinen Lohn verzichten muss und seine 
Arbeitskraft daher ohne ein greifbares 
Ergebnis aufgewendet hat. 

Ijarah – die Bank als Leasinggeber

Sehr verbreitet als Finanzierungsform 
ist Ijarah, die islamische Leasingfi-
nanzierung. Kreditinstitut und Kunde 
schließen einen Kaufvertrag ab, mit 
dem kein Eigentum sondern ein Nut-
zungsrecht auf den Käufer, also den 
Kunden, übergeht. Der Ijarah-Geber, 
also die Bank, muss Eigentümer des 
Objektes sein und auch während der 
gesamten Laufzeit bleiben. Sie muss 
außerdem das Objekt gegen Beschädi-
gung oder Verlust versichern und alle 
eventuellen zukünftigen Kosten und 
Verpflichtungen übernehmen. Dem 
Kunden entstehen somit neben seiner 
vertraglich vereinbarten Leasing-
gebühr keine weiteren Kosten. Nach 
Ablauf der Vertragslaufzeit geht das 
Nutzungsrecht und damit der Besitz 
wieder an die Bank über, die das Ob-
jekt erneut verleasen oder verkaufen 
kann.

 
Religiöse und politische Gründe für das 
Wirtschaften mit dem Zinsverbot 

Das Zinsverbot ist keine Besonder-
heit des Islam. Auch in den „heiligen“ 
Schriften von Judentum und Christen-
tum wird das Zinsnehmen als nicht von 
Gott gewollt dargestellt. Sie beschrei-
ben in der Regel den gesellschaftlichen 
Grundwiderspruch als den zwischen 
Gläubigern und Schuldnern. Das bi-
blische Sprichwort präzisiert den all-
gemeinen Gegensatz von Reich und 
Arm: „Der Reiche herrscht über den 
Armen, und wer Darlehen nimmt, wird 
Sklave dessen, der verleiht“ (Sprüche 
22,7) . Ab dem achten Jahrhundert 
vor unserer Zeitrechnung ist in den 
antiken Klassengesellschaften des 
heutigen Palästina der Übergang von 
„normaler“ Verschuldung zu unum-
kehrbarer Überschuldung zu beob-
achten. Im „Normalfall“ einer Notlage 
durch Krankheit, Missernte oder Krieg 
leiht eine Bauernfamilie Lebensmittel 
oder Saatgut, um zu überleben und 
um neu produzieren zu können. Da-
nach wird das Geliehene zurückge-
geben; das Gleichgewicht ist wieder 
hergestellt. Funktioniert dieser Ablauf 
nicht mehr, weil die Not andauert, setzt 
sich ein Mechanismus in Bewegung, 
der zuletzt mit dem Ruin des ehemals 
selbständigen Bauern endet. Für das 
Geliehene muss Pfand gegeben werden. 
Kann das Darlehen mit den Zinsen 
nicht zurückgezahlt werden, bleibt nur 
noch der Absturz die Schuldsklaverei. 

Hier werden vielfältige neue Rege-
lungen der sozialen Beziehungen ein-
geführt, wie sie im Alten Testament im 
Bundesbuch und im Deuteronomium 
aufgeschrieben sind: Die Sklavenge-
setze (2. Mose 21,2ff), das Zinsverbot 
und Pfandrecht (2. Mose 22,24f), die 
Ordnung der Gerichtsbarkeit (2. Mose 
23), die soziale Ausrichtung der Bra-

che und der Arbeitsruhe am siebten 
Tag (2. Mose 23,10), der Schuldenerlass, 
der alle sieben Jahre vorgesehen ist (5. 
Mose 15,1 ff), eine Sozialsteuer für die 
Armen (5. Mose 14) , das Verbot der 
Auslieferung entlaufener Sklaven (5. 
Mose 23, 16), sowie das Gebot der täg-
lichen Entlohnung von Lohnarbeitern 
(5. Mose 24,14 f).

Es geht uns bei der Lektüre dieser 
alten Texte nicht darum, ob diese Re-
gularien tatsächlich alle damals um-
gesetzt worden sind. Vielmehr spiegeln 
sie die damalige soziale Problemla-
ge und den sozial-ethischen Blick der 
Verfasser der Texte auf die damalige 
Gesellschaft wider. Auch das Neue 
Testament, z.B. in der Bergpredigt, 
und die christliche Kirche haben diese 
Vorstellungen übernommen. Erst der 
Reformator Calvin hat im 16. Jahrhun-
dert ausdrücklich das Zinsennehmen 
befürwortet und damit den sich her-
ausbildenden Kapitalismus gefördert. 
Die katholische Kirche hat sich im Jah-
re 1822 dieser Entwicklung angepasst 
und das Zinsverbot in ihrer Rechtsord-
nung gestrichen. Deshalb ist der Kapi-
talismus für die christlichen Kirchen 
ungebremst akzeptabel geworden. 

Auch Mohammed traf im siebten 
Jahrhundert eineinhalb Jahrtausen-
de später in den Stadt- und Stämme-
verbänden der arabischen Halbinsel 
auf vergleichbare gesellschaftliche 
Zustände. Mekka war ein wichtiges 
Handelszentrum in dem einige weni-
ge Großhändler über viel Macht ver-
fügten. Sie verliehen an kleine Bauern 
Geld, mit dem diese Saatgut erwerben 
konnten. Wenn diese Bauern die ihnen 
überlassene Summe nicht fristgerecht 
zurückzahlen konnten, so wurde die 
Höhe des geschuldeten Betrags ver-
doppelt. Da diese verdoppelte Summe 
in den meisten Fällen erst recht nicht 
aufgebracht werden konnte, führte 

Das islamische Zinsverbot
Im Koran, Sure 2, 275 – 280 heißt es: „Diejenigen, die den Zins verzehren, wer-
den nur so aufstehen, wie der aufsteht, den der Satan packt und verprügelt. 
Dies, weil sie sagen: Das Verkaufen ist gleich dem Zinsnehmen. Aber Gott 
hat das Verkaufen erlaubt und das Zinsnehmen verboten… Gott vernichtet 
das Zinsnehmen, und er verzinst die Almosen… Und wenn (ein Schuldner) in 
Bedrängnis ist, dann gewährt ihm Aufschub, bis sich (bei ihm) Erleichterung 
einstellt. Dass ihr (es ihm) aber als Almosen erlasst, ist besser für Euch, so Ihr 
Bescheid wisst.“

Wie das erlaubte Veräußerungsgeschäft vom verwerflichen Wucher (riba) 
zu unterscheiden ist, gehört zu den umstrittensten Fragen der islamischen 
Rechtswissenschaft (fiqh).

Der klassische islamische Jurist al-Kasani (gest. 1191) zum Beispiel definiert 
riba als „jeden geldwerten Vorteil beim gegenseitigen Vertrag, dem keine Ge-
genleistung gegenüber steht“. 

Der moderne ägyptische Jurist al-Sanhuri (gest. 1971) vertritt die Ansicht, nur 
Wucherzinsen seien verboten; die im Geschäftsleben üblichen „moderaten“ 
Zinsen verstießen hingegen nicht gegen den Islam.

Die Mehrheit der islamischen Juristen ist aber weiterhin der Auffassung, der 
Islam verbiete den Zins. Diese Auffassung liegt auch dem Islamic Banking 
zugrunde.
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diese Form der Zinswirtschaft zur 
Versklavung der zahlungsunfähigen 
Personen. 

Dennoch reichen diese historischen 
Hinweise nicht aus, die heutige Wirk-
samkeit und Attraktivität für die is-
lamische Welt, ohne Zinsen zu wirt-
schaften, zu erklären. Ein Zitat von 
Max Weber kann hier meines Erach-
tens weiterhelfen: „Zunächst führt 
jede ökonomische Rationalisierung des 
Tauscherwerbs zur Erschütterung der 
Tradition, auf welcher die Autorität 
des heiligen Rechts überhaupt beruht. 
Schon deshalb ist der Trieb nach Geld 
als Typus rationalen Erwerbsstrebens 
religiös bedenklich. …Vor allem aber 
ist es der unpersönliche, ökonomisch 
rationale, eben deshalb aber ethisch 
irrationale Charakter rein geschäft-
licher Beziehungen als solcher, der 
auf ein niemals ganz klar ausgespro-
chenes, aber um so sicherer gefühltes 
Misstrauen gerade bei ethischen Re-
ligionen stößt. Jede rein persönliche 
Beziehung von Mensch zu Mensch, wie 
immer sie sei, einschließlich der völ-
ligen Versklavung, kann ethisch re-
glementiert, an sie können ethische 
Postulate gestellt werden, da ihre Ge-
staltung von dem individuellen Willen 
der Beteiligten abhängt, also der Ent-
faltung karitativer Tugend Raum gibt. 
Nicht so aber geschäftlich rationale 
Beziehungen, und zwar je rational dif-
ferenzierter sie sind, desto weniger. Die 
Beziehungen eines Pfandbriefbesitzers 
zu dem Hypothekenschuldner einer 
Hypothekenbank, eines Staatsschuld-
scheininhabers zum Staatssteuerzah-
ler, eines Aktionärs zum Arbeiter der 
Fabrik, eines Tabakimporteurs zum 
fremden Plantagenarbeiter, eines in-
dustriellen Rohstoffverbrauchers zum 
Bergarbeiter sind nicht nur faktisch, 
sondern prinzipiell nicht karitativ re-
glementierbar.“ („Religiöse Ethik und 
die Welt“, S. 453)

Das moderne islamische Finanzwesen

Das moderne islamische Finanzwesen 
hat seine Wurzeln in den Unabhängig-
keitsbestrebungen der früheren ara-
bischen, überwiegend britischen Kolo-
nien. In den 50er Jahren entwickelten 
sich grundlegende Ideen, die nationale 
Identität arabischer Länder wieder-
herzustellen. Dabei diente der Islam 
als Abgrenzungsinstrument gegen das 
westliche kapitalistische Wirtschafts-
system.

Wesentlichen Anteil an der Entwick-
lung von Banken, die unter Bezug-
nahme auf das religiös begründete 
Verbot ohne Zinsen arbeiteten, hatten 
einerseits die ägyptische Regierungen 
unter Gamal Abd anNasir und An-
war as-Sadat und andererseits der 
aus dem Irak stammende Ayatholla 
Muhammad Baqir as-Sadr. Die ägyp-
tische Regierung gründete 1971 mit der 
Nasser Social Bank die erste zinsfrei 

arbeitende nationale Bank, die unter 
staatlicher Aufsicht stand. Ziel der Er-
richtung dieser Sparkasse war es, die 
Landbevölkerung zu einer konstanten 
Spartätigkeit anzuregen, damit der für 
die Industrialisierung und wirtschaft-
liche Entwicklung Ägyptens notwen-
dige Kapitalbildungsprozess vom 
wirtschaftlich dominanten Agrarsek-
tor überhaupt gewährleistet werden 
konnte. Teilweise wurde diese Bank 
nach dem Vorbild deutscher Raiffeisen-
Sparkassen organisiert. Die Entschei-
dung für das Arbeiten ohne Zinsen 
sowie für die Einhaltung islamischer 
Gebote bei finanziellen Transaktionen 
sollte es erleichtern, die gläubige und 
mit wirtschaftlichen Entwicklungen 
kaum vertraute Landbevölkerung als 
Kunden zu gewinnen. Diese Bank gilt 
als wichtiges Vorbild für die Errich-
tung staatlicher, ohne Zinsen arbeiten-
der Banken.

Die treibenden Kräfte und Vorreiter 
des Islamic Bankings sind heute in den 
Golfstaaten, vor allem in Bahrain, Du-
bai und Malaysia zu suchen. Seit seinen 
Anfängen in den späten 70er Jahren hat 
sich das moderne Islamic Banking von 
einer Nische zu einem breiten Markt 
entwickelt. Mit einem geschätzten 
Marktvolumen von zuletzt bis zu 700 
Mrd. US-Dollar an shari’akonformen 
Assets wuchs das Islamic Banking in 
den vergangenen Jahren ausgespro-
chen schnell. In den 90er Jahren war 
es erst auf 100 Mrd. Dollar gekom-
men. Die rasche Verbreitung ebenso 
wie die Tatsache, dass rund 20 % der 
Weltbevölkerung Muslime sind und der 
Islam in 25 Ländern den Status einer 
Staatsreligion einnimmt, hat dazu ge-
führt, dass sich westliche Geldinstitute 
verstärkt mit diesem Thema befassen, 
um im Geschäft zu bleiben. Die Deut-
sche Bank ist mit von der Partie. 2004 
gründete sie in London den Think Tank 
„Dar Al Istithmar“ zum Thema Islamic 
Finance. Seit 2000 vertreibt auch die 
Commerzbank-Gruppe in Deutschland 
den Al Sukoor European Equity Fund, 
einen Aktienfonds, der Anspruch auf 
Islamkonformität erhebt.

Natürlich verstärkt sich aufgrund 
der weltweiten rasanten Entwicklung 
auch beim Islamic Banking der Wi-
derspruch zwischen ökonomischer Ef-
fizienz und religiöser Wahrhaftigkeit. 

Je liberaler das Shari’a-Board einer 
Bank – die bankeneigene Kontrollkom-
mission – ist, desto freizügiger fallen 
Entscheidungen über erlaubte Kons-
trukte aus.

Islamic Banking: Der moralisch bessere 
Kapitalismus?

Dennoch ist das Islamic Banking nicht 
nur eine scheinheilige Angelegenheit, 
bei der alles doch auf das gleiche kapi-
talistische Gehabe hinaus läuft. Ob er 
aber der moralisch bessere Kapitalis-
mus ist? Zumindest sein Anspruch ist 
entsprechend hoch. In einem Interview 
mit der „Berliner Zeitung“ im Novem-
ber 2009 beantwortet Michel Sahle 
Gassner, der für den Zentralrat der 
Muslime in Deutschland islamische 
Finanzprodukte zertifiziert und Vize-
präsident einer Schweizer Privatbank 
ist, die Frage: „Wäre die Finanzkrise 
vermieden worden, wenn sich die Fi-
nanzwelt an die islamischen Regeln 
gehalten hätte?“ mit der Aussage: „Sie 
wäre zumindest nicht so schlimm 
ausgefallen. Die US-Immobilienkri-
se, die ja am Ursprung der Finanz-
krise stand, hätte es in dieser Form 
jedenfalls nicht gegeben. Denn nach 
islamischem Recht wäre es undenkbar 
gewesen, dass Banken Kunden, die sich 
das gar nicht leisten können, zum Kauf 
von Häusern drängen, nur um diesen 
Menschen Kredite anzudrehen, die sie 
dann in Paketform an die ganze Welt 
weiterverkaufen. Diese Praxis zeigt, 
wie degeneriert gewirtschaftet worden 
ist. Das islamische Finanzwesen steht 
dagegen für Maß, Realitätssinn und 
Anstand.“ � Karl-Helmut Lechner

Quellen: Katharina Pfannkuch: „Das 
Zinsverbot in der Praxis des Islamic Ban-
king“, Hamburg, 2009 • Katrin Geilfuß: 
„Islamic Banking in Deutschland – Risiko 
oder Chance aus Sicht deutscher Ban-
ken?“ Erschienen im e-Journal of Practi-
cal Business Research unter: http://www.
e-journal-of-pbr.de in der Sonderausgabe 
Bank Nr. 2 (04/2009) • Kilian Bälz: zenith 
business 3/2005 „Islamic Finance: Finan-
ziert mit Gottes Hilfe“ • Rainer Kess­
ler: „Sozialgeschichte des alten Israel“, 
Darmstadt 2006 • Max Weber: „Religiöse 
Ethik und die Welt“ in „Wirtschaft und 
Gesellschaft“, Zweitausendundeins, Neu 
Isenburg, 2005, S. 453

Der US-amerikanische Dollar in der Hand von Islamic Banking!
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Trotz Kälte und Dauernieselregen 
haben sich rund 3.000 Menschen am 
Samstag an der Demonstration anläss-
lich der sog. Münchner Sicherheitskon-
ferenz beteiligt.

Die zentrale Forderung unserer De-
monstration war der sofortige Abzug 
der Nato- und Bundeswehrtruppen aus 
Afghanistan und damit die Beendigung 
des Krieges, der bereits Zehntausende 
Tote und Verletzte unter der afgha-
nischen Bevölkerung gekostet hat.

Dass die Zahl der Demonstrations-
teilnehmerInnen diesmal etwas gerin-
ger war als in den vergangenen Jah-
ren, lag u.a. wohl an den miserablen 
Wetterbedingungen, aber auch daran, 
dass viele, die regelmäßig von auswärts 
nach München kommen, sich in diesem 
Jahr auf die Großdemonstration und 
die Blockadeaktionen gegen den Nazi-
aufmarsch am 13. Februar in Dresden 
konzentrieren. Möglicherweise sehen 

aber auch viele, die für den Abzug der 
Bundeswehr aus Afghanistan eintre-
ten, diese Forderung bereits als halb 
erfüllt an, nachdem inzwischen alle 
Politiker nur noch von „Abzugsper
spektiven“ reden.

Eines der wesentlichen Ziele unserer 
Proteste haben wir erreicht: wir haben 
in der Öffentlichkeit deutlich gemacht, 
dass die Nato ein Kriegs- und Aggressi-
onsbündnis und keine Verteidigungs- 
oder gar Friedensallianz ist.

Gleichzeitig haben wir klar gemacht, 
dass die sog. Sicherheitskonferenz 
nichts anderes ist, als eine medien-
wirksam inszenierte Kriegspropagan-
da-Veranstaltung, die gerade in die-
sem Jahr den Zweck hatte, die Nato-
Truppenaufstockung in Afghanistan 
zu rechtfertigen und die Fortsetzung 
des Krieges als Beitrag zu Frieden und 
Stabilität zu verklären.

Dass wir mit unserer Argumentation 
durchaus erfolgreich sind und unsere 

Proteste ihre Wirkung haben, zeigen 
die hilflosen Versuche des Siko-Ver-
anstalters W. Ischinger, der sich ge-
zwungen sah, gebetsmühlenartig zu 
beteuern, auf der Nato-Tagung im Bay-
erischen Hof gehe es ausschließlich um 
die Sicherung des Weltfriedens. Diese 
schönfärberische Selbstdarstellung ist 
pure Heuchelei, das hat auch die 46. 
Nato-Tagung bestätigt.

Für uns und für die gesamte Frie-
dens- und Antikriegsbewegung be-
deutet das, dass wir dieses politische 
Täuschungsmanöver immer wieder 
entlarven müssen, und dass wir nicht 
nachlassen dürfen – mit immer mehr 
Menschen – den Druck auf die Bundes-
regierung und die Bundestagsabgeord-
neten zu erhöhen, um die Kriegspolitik 
Deutschlands zu stoppen.

Die nächste bundesweite Aktion der 
Friedensbewegung findet bereits am 
20. Februar in Berlin statt.
Claus Schreer 

7.2.10. München. Geringere Beteiligung bei 
„SiKo“-Protesten. Ein Bericht von Redak-
tion Luzi-M.

Schlechtes Wetter, zum Teil hahne-
büchene Inhalte und ein gewisser Ge-
wöhnungseffekt dürften dieses Jahr 
für eine eher schwache Beteiligung an 
den Aktionen gegen die 46. Münchner 
Sicherheitskonferenz geführt haben. 
Etwa 3000 Kriegsgegner_innen wa-
ren den Aufrufen zur Groß-
demonstration am Samstag 
gefolgt. Die Polizei war den-
noch mit 3700 Beamt_innen 
präsent. Bereits am vergan-
genen Mittwoch hatte sich 
dies angedeutet. Lediglich 30 
Teilnemer_innen nahmen an 
der von der SDAJ organisier-
ten  „satirischen Jubeldemo“ 
statt. http://www.fotobocks.
de/fotos/100203jubeldemo/
index.html. Auch diesesmal 
waren die Aktivist_innen 
und  „Protestmanager“ (AZ) 
als „Bonzen“ verkleidet, die 
„mehr Krieg“ für „ihre In-
teressen“ forderten. http://
www.abendzeitung.de/mu-
enchen/163873.  Wolfram 

Kastners und Peter Zimmermanns 
Kunstaktion zum Verbot der Verhül-
lung des Friedensengels kam ohnehin 
ohne viel Beteiligung aus. Hier zäh-
len gute Bilder und die Anwesenheit 
der Presse. http://www.fotobocks.de/
fotos/100204friedensengel/index.html

Kontrollierter Protest

Am Freitagabend dann (fast) same pre-
cedure as every year. Wie schon im Vor-

jahr fand die Aktion am Marienplatz 
nur wenig Resonanz. Mit großer Büh-
ne, Konzert und Videoleinwand protes-
tierte das Bündnis – dem weiträumig 
abgesperrten Alten Rathaus zugewandt 
– gegen den städtischen Empfang der 
Konferenzteilnehmer_innen. 

Oberbürgermeister Christian Ude 
(SPD) hatte nach einer sieben Jahre 
langen Pause den Empfang gerecht-
fertigt. Die Demonstrant_innen seien 

eben nicht in der Lage zu ver-
stehen, dass sich die Konfe-
renz verändert habe. Guido 
Westerwelles Forderung nach 
Aufbau einer europäischen 
Armee und von Guttenbergs 
Absage an weitreichende Ab-
rüstungsforderungen dürften 
die anwesenden Rüstungsver-
treter_innen erfreut haben. 
Nach einer Veränderung der 
Konferenzinhalte hört sich 
dies jedoch nicht an. 

Dennoch waren es nur 
rund 150 vorwiegend ältere 
Kriegsgegner_innen, die sich 
das Gerede von den „Kriegs-
treibern“, die „hinter Gitter 
gehören“ anhörten. Nahezu 
ebenso viele Zivilbeamt_in-

http://sicherheitskonferenz.de/de/2010-nach-der-Siko-Demo

Kurze Einschätzung der Proteste gegen die Nato-Kriegstagung 

Die Münchner Nato-Sicherheits-Konferenz hat sich als Forum der Rechtfertigung militarisierter Außenpolitik gefestigt. 
Ein Zeichen dafür ist, dass der Oberbürgermeister zum ersten Mal seit sieben Jahren die Konferenzteilnehmer zum städ-
tischen Empfang eingeladen hatte. OB Ude meint, die auch an Russland, die VR-China und den Iran gerichtete Einladung 
beweise, dass man hier um friedliche Konfliktlösung ringt. Wir dokumentieren die Presseerklärung der Veranstaler (siehe 
diese Seite unten) und eine in skeptischem Ton gehaltene, reich bebilderte Darstellung der Münchner Webseite Luzi-M.

Teilnehmer_innenzahl blieb erneut hinter den Erwartungen des Aktionsbündnisses zurück

Nato-Sicherheitskonferenz 2010 zu München 
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nen mischten sich dem Anschein nach 
darunter. Empört zeigten sich mehre-
re Aktivist_innen darüber, dass „die 
Bonzen“ nun einen Empfang bekä-
men. „Wir lassen uns das nicht gefal-
len“, schrie der Sänger der Punkband 
„Sparpaket“ und gab das Signal für 
lauten Krach, der über den Marienplatz 
hallte. 

Einige hundert Meter entfernt – am 
Marienhof – wurden derweil die Ta-
gungsteilnehmer_innen vom Hotel 
Bayerischer Hof zum Alten Rathaus 
gebracht. Mit Bussen, Limousinen oder 
auch zu Fuß gelangten sie zum städ-
tischen Empfang, einige sogar direkt 
an der Gegendemonstration entlang. 

Zum zweiten Empfang des Abends im 
Nobelrestaurant „Käfers“ am Prinzre-
gentenplatz hatten die „Anarchisten/
Rätekommunisten“ mobilisiert. Tra-
ditionell lädt der Münchner Anwalt 
Seybold vor allem die US-Delegation 
ein, inzwischen hat die Veranstaltung 
zum High Society Event entwickelt, 
zu dem auch Veronika Ferres kommt. 
Draußen beschützten rund einhundert 
Polizist_innen das Nobelrestaurant 
– vor etwa zehn Kriegsgegner_innen. 

Samstag: zu lang und nass

Am Samstag kamen bei Nieselwetter 
rund 3000 Demonstrant_innen zur 
„Großdemonstration gegen die Nato-
Sicherheitskonferenz“ zusammen. Ge-
schlagene zweieinhalb Stunden harrten 
sie zunächst am Marienplatz aus, bis es 
nach den teils furchtbaren Redebei-
trägen der bekannten Redner_innen 
endlich voran ging. Tobias Pflüger von 
der Informationsstelle Militarisierung 
etwa rechnete erst lange die „enormen 
Kosten“ des Afghanistankrieges vor, 
um dann zu sagen, dass dies aber „nicht 
unsere Argumentation“ sei. Ansonsten 
beschränkte sich das Gros der Kritik 
auf den Bundeswehreinsatz in Afgha-
nistan. 

Erst gegen halb vier Uhr setzte sich 
der Demozug in Bewegung. Nach dem 
ersten „Bündnisblock“ folgte der von 
der Polizei so gefürchtete „schwarze 
Block“, der etwa 500 Teilnehmer_in-
nen gehabt haben dürfte. Zwischen 
diesen und den Lautsprecherwagen 
drängten sich einige rote Fahnen. Da-
hinter folgten die kleineren Blöcke von 
Verdi, Linke und anderen. Relativ groß 
wirkte am Ende der Jugendblock. 

Abgesehen von kleineren Rangeleien 

hielt sich die Polizei weitgehend zu-
rück. Lediglich bei den zahlreichen 
Versuchen, mit Seitentransparenten 
zu laufen, wurde die Demonstration 
gestoppt, bis die Banner wieder ein-
gepackt wurden. Alle Seitenstraßen 
waren mit Polizeiwägen und Sperr-
gittern abgeriegelt. Nur wer fehler-
frei „Königspinguin“ sagen konnte 
durfte durch, was sich offenbar schon 
früh durchgesprochen hatte. Über den 
Oberanger zog die Demonstration zum 
Sendlinger Tor, wo noch eine Zwi-
schenkundgebung abgehalten wurde, 
bei der bereits die ersten Teilnehmer_
innen angesichts der Dauer und des 
Wetters gingen. 

Beim anschließenden Weg ins Haupt-
bahnhofviertel wollten sich Innenmi-
nister Herrmann und Polizeipräsident 
Schmidbauer direkt ein Bild von der 
Arbeit ihrer Untertanen machen. Dies 
hielten manche zwar für „pure Pro-
vokation“, die meisten Demonstrati-
onsteilnehmer_innen aber ignorierten 
die „Oberen“. Schließlich ging es mit 
der Stimmung ohnehin langsam berg-
ab. Der Redner im Lautsprecherwagen 
betonte schon fast durchgehend die 

Friedlichkeit der Demonstrant_innen 
und lud die Polizist_innen ein, sich 
beteiligen. 

Kurz vor dem Hauptbahnhof ließen 
eine Rauchkerze und ein Böllerwurf 
auf Polizist_innen nochmal Nervosi-
tät bei diesen aufkommen. Dennoch 
schien die Luft raus zu sein. Am Bahn-
hofsplatz beschloss die Demoleitung 
im Einvernehmen mit der Polizei, die 
Demonstration am Karlsplatz/Stachus 
vorzeitig abzubrechen. Offiziell wurden 
das Wetter und die geringer werdende 
Teilnehmer_innenzahl als Grund an-
gegeben. 

Tatsächlich löste sich die Demons-
tration am Stachus schnell auf und 
die Teilnehmer_innen zerstreuten sich. 
In der Fußgänger_innenzone sorgte 
eine quer gezogene Polizeikette dafür, 
dass nur Shopping-Freund_innen (und 
solche, die danach aussahen) durch-
kamen. Die unanbhängig vom Aus-
gang der Demonstration angekündig-
te Kundgebung am Odeonsplatz fand 
offenbar nicht statt. So konnten die 
Teilnehmer_innen der „MSC“ unge-
stört zur Residenz gebracht werden, 
wo am Abend der nächste Empfang 
stattfand. 

Die geringe Teilnehmer_innenzahl 
spiegelt sich auch in der Bilanz der Poli-
zei wieder, die von „nur“ vier Festnah-
men „wegen Beleidigung, Widerstand 
gegen Vollstreckungsbeamte und Ver-
gehen nach dem Versammlungsgesetz 
(Schutzbewaffnung)“ und einer wegen 
des „Bengalischen Feuers“ spricht. 

Bereits am vergangenen Dienstag 
hatte die Polizei die Festnahme zweier 
Jugendlicher eskaliert. Vor dem offen-
bar von Zivilbeamt_innen beobachte-
ten „EineWeltHaus“ in der Schwan-
thalerstraße wurden die beiden Jungs 
wegen angeblichem Aufkleber-klebens 
(!) festgenommen. 

Als sich mehrere Gäst_innen über 
die rüde Behandlung beschwerten, 
rückten in kurzer Zeit haufenweise 
Polizeibusse vor dem Treffpunkt des 
„Aktionsbündnisses“ an, mehr oder 
weniger alle Beteiligten wurden kon
trolliert. 

In einer  ersten kurzen Einschätzung 
sucht das Aktionsbündnis nach Ursa-
chen der geringen Beteiligung:

„Dass die Zahl der Demontrations-
teilnehmerInnen diesmal etwas gerin-
ger war als in den vergangenen Jah-
ren, lag u.a. wohl an den miserablen 
Wetterbedingungen, aber auch daran, 
dass viele, die regelmäßig von auswärts 
nach München kommen, sich in diesem 
Jahr auf die Großdemonstration und 
die Blockadeaktionen gegen den Nazi-
aufmarsch am 13. Februar in Dresden 
konzentrieren. Möglicherweise sehen 
aber auch viele, die für den Abzug der 
Bundeswehr aus Afghanistan eintreten, 
diese Forderung bereits als halb erfüllt 
an, nachdem inzwischen alle Politiker 
nur noch von ,Abzugsperspektiven‘ re-
den.“ (Siehe auch S.22 d.Z) 

In den  Kommentaren zu einem In-
dymedia-Artikel wird dagegen deut-
lich Kritik an den Aktionen gegen die 
„MSC“ laut, sowohl in inhaltlicher wie 
in organisatorischer Hinsicht. „Wie 
letztes Jahr war die Teilnahme am 
Protest nur schwer zu ertragen“, meint 
eine Teilnehmerin, „echt kein schöner 
Anblick“. Ein „Arbeiter aus einem lo-
kalen anarchistischen/rätekommunis-
tischen Zusammenhang“ empfiehlt für 
die Zukunft „eine kurze Kundgebung 
mit kurzen Redebeiträgen, eine straigh-
te Demo mit inhaltlich aussagekräf-
tigen Parolen“. http://de.indymedia.
org/2010/02/272631.shtml

EinE DrittEr kritisiert, dass die 
„Inhalte, die bei den Kundgebungen 
rübergebracht wurden, ziemlich ver-
kürzter, reformistischer Mist waren. 
(Trauriger Tiefpunkt war die Anmer-
kung, die Siko würde dem Staat ja viel 
Geld kosten und das wäre nicht nötig). 
Von linksradikaler Seite gab’s so gut 
wie keinen Inhalt, nur ein paar Parolen 
vom Lauti, die sich im wesentlichen auf 
‚Die Nato bedeutet Krieg – Deshalb 
muss sie weg‘ beschränkten.“

� www.luzi-m.org
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Gleichgewicht  
hergestellt?
Der Rückzug Oskar Lafontaines aus 
der Bundespolitik erfolgt aus gesund-
heitlichen Gründen, fällt aber zeitlich 
mit einer Krise der Strategie der Bun-
despartei zusammen, die – das sagen 
die Fakten – in der alten Konstellation 
nicht bewältigt werden konnte. Ein 
Blick auf die biografischen Daten der 
jetzt in Vorschlag gebrachten neuen 
Vorstandsbesetzung macht den Ein-
schnitt deutlich. Hier gelangen poli-
tische Erfahrungen zur Repräsentati-
on, die nach dem Anschluss der DDR 
oder sogar erst in Folge der Fusion von 
WASG und PDS gewonnen wurden. 
Diese Änderung, die auf dem Parteitag 
im Mai besiegelt werden soll, wird un-
umkehrbar sein, die damit im Organi-
sationsleben und in der Öffentlichkeit 

verbundene Aufregung hat ihre Funk-
tion: Sie steigert die Aufmerksamkeit.

Ein wichtiges Moment in der ablau-
fenden Veränderung ist der Übergang 
weg von einer charismatischen, intu-
itiv operierenden Parteiführung hin 
zu einer verantwortlichen Geschäfts-
führung. Dieser Übergang, der sich in 
der inneren Organisation der Partei 
seit längerem abspielt, wird nun auf 
den Umgang der Parteispitze mit der 
Öffentlichkeit und mit der Wähler-
schaft übergreifen. Das muss eintreten, 
sobald und sofern die wichtigen Par-
teiämter doppelt besetzt sind. „Ein-
same Entscheidungen“ können nicht 
zu zweit, viert oder sechst getroffen 
werden, auch intuitiv, „aus dem Bauch 
heraus“, kann sich Gleichklang nicht 

Umfragen Nordrhein-Westfalen

Wenn am nächsten Sonntag Landtagswahl wäre ...

Institut Quelle Befragte Datum CDU SPD GRÜNE FDP LINKE Sonstige

Institut Quelle Befragte Datum CDU SPD GRÜNE FDP LINKE Sonstige
CDU = Christlich Demokratische Union Deutschlands 
FDP = Freie Demokratische Partei 
GRÜNE = BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
LINKE = DIE LINKE, vor dem 16. Juni 2007 Zahlen für Die Linke.PDS (vor dem 17. Juli 2005: PDS) 
NPD = Nationaldemokratische Partei Deutschlands 
Rechte = rechte Parteien 
REP = DIE REPUBLIKANER 
Sonstige = sonstige Parteien 
SPD = Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
WASG = Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative
– Als Umfragewert: nicht ausgewiesen; als Wahlergebnis: nicht teilgenommen 
* Die Linke.PDS und WASG
** WASG

Forsa stern 1.047 
20.01.–29.01. 03.02.2010  41 % 32 % 11 % 6 % 5 % 5 %

Infratest 
dimap WDR 1.000 

19.01.–21.01. 22.01.2010 36 % 32 % 12 % 9 % 6 % 5 %

Forsa stern, 
RTL

1.121 
04.01.–15.01. 19.01.2010 42 % 31 % 11 % 6 % 5 % 5 %

Infratest 
dimap WDR 1.000 

17.11.–19.11. 22.11.2009 36 % 30 % 11 % 10 % 8 % 5 %

Forsa stern, 
RTL

1.022 
02.11.–13.11. 18.11.2009  41 % 31 % 9 % 9 % 6 % 4 %

GMS CDU-LV 
NRW

1.002 
21.07.–28.07. 12.08.2009  39 % 29 % 9 % 12 % 5 % 6 %

Infratest 
dimap WDR 1.000 

10.06.–11.06. 14.06.2009  38 % 27 % 12 % 14 % 6 % 3 %

Forsa stern 1.283 
13.04.–30.04. 06.05.2009 42 % 30 % 8 % 11 % 5 % 4 %

Infratest 
dimap WDR 1.000 

24.02.–26.02. 01.03.2009 40 % 28 % 10 % 12 % 7 % 3 %

Omniquest AZ/AN, GA, RP,
KStA, WN

1.000
24.02.–25.02. 26.02.2009 34,3 % 26,8 % 14,5 % 12,8 % 6,6 % 5,0 %

Forsa stern 1.078 
19.01.–30.01. 04.02.2009  42 % 26 % 9 % 13 % 6 % 4 %

Emnid CDU-LV 
NRW 29.01.2009  38 % 30 % 9 % 12 % 9 % ?

Infratest 
dimap WDR 1.000 

08.10.–09.10. 12.10.2008  37 % 30 % 10 % 12 % 9 % 2 %

Forsa stern 1.017 
24.09.–02.10. 08.10.2008 41 % 30 % 8 % 10 % 7 % 4 %

Forsa n-tv 970 
31.07.–12.08. 14.08.2008 44 % 27 % 8 % 10 % 7 % 4 %

Forsa n-tv 867 
21.07.–30.07. 14.08.2008 42 % 30 % 8 % 10 % 6 % 4 %
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26. Januar 2010 – Der Vorschlag für die Besetzung der Spitzenfunktionen der Partei Die 
Linke durch den Rostocker Parteitag am 15. und 16. Mai 2010

Der nachfolgende Vorschlag wurde von den Mitgliedern des Geschäftsführenden 
Parteivorstandes und den Landesvorsitzenden gemeinsam mit Gregor Gysi erar-
beitet und vom Parteivorstand mehrheitlich bestätigt.
Parteivorsitzende
Gesine Lötzsch (Kurzbiographie auf www.linksfraktion.de)
Klaus Ernst (Kurzbiographie auf www.die-linke.de und www.linksfraktion.de)
Stellvertretende Parteivorsitzende
Katja Kipping (Kurzbiographie auf www.die-linke.de und www.linksfraktion.de)
Sahra Wagenknecht (Kurzbiographie auf www.die-linke.de und www.linksfrak-
tion.de)
Halina Wawzyniak (Kurzbiographie auf www.die-linke.de und www.linksfrakti-
on.de)
Heinz Bierbaum (Kurzbiographie auf www.linksfraktion-saarland.de)
Bundesgeschäftsführer
Caren Lay (Kurzbiographie auf www.die-linke.de und www.linksfraktion.de)
Werner Dreibus (Kurzbiographie auf www.linksfraktion.de)
Bundesschatzmeister
Raju Sharma (Kurzbiographie auf www.linksfraktion.de), 
Mitglied im Geschäftsführenden Parteivorstand mit besonderer Verantwortung 
für die Parteibildung
Ulrich Maurer (Kurzbiographie auf www.die-linke.de und www.linksfraktion.de) 
h t t p : / / d i e - l i n k e . d e / d i e _ l i n k e / n a c h r i c h t e n / d e t a i l / z u r u e c k / n a c h r i c h t e n / 
artikel/der-vorschlag/

In & bei der 

Linken

ergeben. Entscheidungen können in ei-
ner solchen Konstellation am leichtes-
ten durch Verhandlung und Verstän-
digung erzielt werden; freilich ist die 
Gefahr groß, dass nichts entschieden 
werden kann.

Die Stabilisierung der Vorstands-
gremien der Linken scheint möglich, 
ist aber noch nicht gelungen. Ein er-
hebliches Problem ergibt sich aus der 
Tatsache, dass die jetzt vorgeschla-
gene Vorstandsorganisation Eingriffe 
in die Satzung erfordert, denn die Kon
struktion der „Doppelspitze“ ist in der 
geltenden Satzung bis zum anstehen-
den Parteitag terminiert. Die Partei 
kann die unvermeidlich gewordene Än-
derungen im Vorstand nicht im festen 
Rahmen einer Satzung vollziehen, sie 
muss den schwankenden Boden einer 
auf konkrete Ziele hin zugeschnittenen 
Satzungsänderung betreten. Als Pro-
blem der neuen Personalkonstellation 
wird sich zweifellos herausstellen, dass 
die Auswahl nicht eindeutig unter dem 
Gesichtspunkt der Eignung getroffen 
wurde, der Grund für die Ablösung 
Dietmar Bartsch war eben nicht, dass 
man jemand besseren sah, Bartsch hät-
te eigentlich ganz gut in einen weniger 
intuitiv und mehr sachlich wirkenden 
Vorstand gepasst. 

Muss intuitive, charismatische Füh-
rung einer geschäftsmäßigen Erledi-
gung von Vorstandsarbeit weichen, so 
muss dringend der „Geschäftszweck“ 
geklärt werden. Wie es heißt, steht die 
Veröffentlichung eines Entwurfs zum 
Parteiprogramm binnen weniger Wo-
chen bevor. Dieser Entwurf wird nicht 
auf einer breit in der Mitgliedschaft 
und in der Öffentlichkeit veranstal-
teten Klärung der politischen Erfah-
rungen und Ziele der Partei beruhen 
können, er wird dem vorgreifen müs-
sen. 

Bis Mitte Mai soll sich bei der Lin-
ken also nicht weniger als Satzung, 
Vorstand und programmatische Ziele 
ändern, gleichzeitig wird die Partei 
anlässlich der NRW-Wahlen durch eine 
breite Öffentlichkeit gezählt, gewogen 
und taxiert. In der Partei haben in 
dieser sehr schwierigen Situation die 
Adhäsionskräfte überwogen, wahr-
scheinlich wird auch das Ergebnis der 
NRW-Wahl den Eindruck bestätigen, 
dass ein Gegengewicht zu den herr-
schenden Kräften gebraucht wird, die 
Frage nach der Richtung ihres poli-
tischen Impulses aber dringlich wird, 
auch in der Öffentlichkeit, auch vor den 
Wählerinnen und Wählern.

�M artin Fochler
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Deserteure, die Teilnahme an Kriegs-
verbrechen verweigern, müssen Asyl 
erhalten
Reform der Pflegeversicherung
Im Jahr 2010 kämpft die EU gegen die 
Armut
Europäischer Gerichtshof zum 
deutschen Kündigungsschutz
Westmächte wollen zu Sanktionen 
gegen den Iran übergehen

Die EU, der Euro und die griechische Wirtschaft� 4

Hartz IV nachgebessert, aber nicht revidiert� 6

Gravierende Lücken � 7

Türkei: Statt demokratischer Veränderungen 
hat die AKP den Vernichtungskurs gewählt� 8

Auslandsnachrichten� 9
„Die Mandarinen und Oliven fallen nicht 
vom Himmel“

Aktionen … Initiativen� 10
Demonstration gegen Bundeswehr an 
Schulen • Kooperationsvereinbarung 
Kultusministerium / Bundeswehr kündi-
gen! • Demonstration am 20. Februar: 
Truppen raus aus Afghanistan! • Hun-
gerstreik in bayerischen Flüchtlingsla-
gern • Atomkraftgegner planen 120 
Kilometer lange Aktions- und Menschen-
kette • 20.000 bei Waldorf Schulen 
Demo • Apartheid-Opfer vs. Daimler • 
„Volksaufstand“ gegen Bahnhofsumbau?
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freie Schule! Aurich • Ungerecht und 
unsozial: Tübingen • Kein Stellenabbau 
bei der Stadt! Hannover • Wie erfahren 
die Berechtigten vom Sozialticket? Mün-
chen • Die Linke unterstützt „zuHAUSe 
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• Linke Reformpolitik heute 
• Militarisierung der Außenpolitik  
	 und linke Gegenstrategien

Samstag und Sonntag, 27./28. März in Hannover 

Naturfreundehaus in der Eilenriede,  
Hermann-Bahlsen-Allee 8, 30655 Hannover

Samstag, 27. März

12.30 Uhr, Einlass, Registrierung 

13 Uhr,  Begrüßung, Eröffnung 

13.15 bis 16 Uhr, Vorträge und Diskussion „Linke Reformpolitik heute“ 
 
a) Einleitung Martin Fochler, Rückgriff auf „Gesetze“ der 
gesellschaftlichen Entwicklung bei Marx und unsere Rezeption 
 
b) Lutz Brangsch, Rosa Luxemburg-Stiftung, Referat zum Thema 
„Evolution – wie sich die Gesellschaft verändert“ 
 
c) Christiane Schneider, Luhmann und die Systemtheorie und ihr Nutzen 
aus linker Perspektive 

Kaffeepause 

17 Uhr Neuwahl des Vorstands 

Beschluß zum Kassenbericht und Bericht der Finanzprüfung, Beschluss 
über den Haushalt 2010 

Politische Berichte: Satzung, Neuwahl der Redaktion

Sonntag, 28. März

Militarisierung der Außenpolitik und linke Gegenstrategien. Referent: NN. mit 
anschließender Diskussion

Anmeldung ab sofort und spätestens bis 22. Februar bei:

Alfred Küstler, GNN Verlag Süd, 
Telefon: 0711-624701
Mail: alfred.kuestler@gnn-verlage.com

1.

�.

3.

4.

5.

6.

7.

Die nächste Ausgabe der Politischen 
Berichte erscheint am 11. März. 

Redaktionsschluss: Freitag, 5. März. 
Artikelvorschläge und Absprachen 
über pb@gnn-verlage.de. Tel: 
0711/3040595, freitags von 7–12 h. 

Die nächsten Erscheinungstermine, 
jeweils donnerstags: 
8. April, 6. Mai, 2. Juni 

Verein für politische Bildung, linke Kritik und Kommunikation: 
Jahrestagung 2010

Schwerpunktthemen:
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